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� Zur überörtlichen Prüfung 

Grundlagen 

Auftrag der GPA NRW ist es, die Kommunen des Landes NRW mit Blick auf Rechtmäßigkeit, 
Sachgerechtigkeit und Wirtschaftlichkeit des Verwaltungshandelns zu prüfen. Die finanzwirt-
schaftliche Analyse steht dabei im Vordergrund. Grund dafür ist die äußerst schwierige Finanz-
lage der Kommunen und der gesetzliche Anspruch, den kommunalen Haushalt stets auszuglei-
chen. Schwerpunkt der Prüfung sind Vergleiche von Kennzahlen. Die Prüfung stützt sich auf § 
105 der Gemeindeordnung Nordrhein-Westfalen (GO NRW). 

In der aktuellen überörtlichen Prüfung werden die mittleren kreisangehörigen Kommunen mitei-
nander verglichen. 

Der Bericht richtet sich an die für die Gesamtsteuerung Verantwortlichen der Kommunen in Rat 
und Verwaltung. Er zielt darauf ab, diese insbesondere in Haushaltskonsolidierungsprozessen 
zu unterstützen. 

Prüfungsbericht 

Der Prüfungsbericht besteht aus dem Vorbericht und den Teilberichten: 

• Der Vorbericht informiert über die wesentlichen Ergebnisse der Prüfung. Zudem sind dort 
Informationen über die strukturellen Rahmenbedingungen der Kommune, die Handlungs-
felder des KIWI1, zum Prüfungsablauf sowie zur Prüfungsmethodik enthalten. 

• Die Teilberichte beinhalten die ausführlichen Ergebnisse der einzelnen Prüfgebiete. 

Das GPA-Kennzahlenset für die Stadt Lage wird im Anhang zur Verfügung gestellt. 

Grundsätzlich verwendet die GPA NRW im Bericht geschlechtsneutrale Begriffe. Gerade in der 
Kennzahlendefinition ist dies jedoch nicht immer möglich. Werden Personenbezeichnungen aus 
Gründen der besseren Lesbarkeit lediglich in der männlichen oder weiblichen Form verwendet, 
so schließt dies das jeweils andere Geschlecht mit ein. 

 

 

 

 

 

1 Kommunalindex für Wirtschaftlichkeit 
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� Ergebnisse der überörtlichen Prüfung der Stadt 
Lage  

Managementübersicht 

Der Stadt Lage ist es seit der Umstellung auf das NKF im Jahr 2007 in den nachfolgenden 
sechs Jahren nur zweimal gelungen einen positiven Jahresabschluss zu erreichen. Hierbei 
resultierte das positive Ergebnis 2011 aus einem Sondereffekt (erfolgswirksamen Auflösung 
einer Drohverlustrückstellung für Grabnutzungsrechte). Auch vor diesem Hintergrund konnte die 
Ausgleichsrücklage bislang noch teilweise erhalten bleiben. Mit dem Jahr 2010 war jedoch nach 
den Planungen die Ausgleichsrücklage weitgehend aufgezehrt. Die mittelfristige Ergebnispla-
nung sah ab dem Jahr 2011 eine Reduzierung der allgemeinen Rücklage vor. Durch die ge-
plante Überschreitung der Schwellenwerte nach § 76 Abs. 1 Nr. 2 GO waren ab 2010 jährlich 
Haushaltssicherungskonzepte aufzustellen und fortzuschreiben. Darin wurde jeweils die Wie-
dererlangung des Haushaltsausgleiches im Jahr 2015 dargestellt. 

Von 2007 bis 2012 ergab sich ein Eigenkapitalverzehr von ca. 7,1 Mio. Euro (20 Prozent). Das 
strukturelle Ergebnis 2012 weist einen nachhaltigen Konsolidierungsbedarf von etwa 2,1 Mio. 
Euro aus. Die Planungen bis 2017 gehen ab 2015 von positiven Jahresergebnissen aus. Pla-
nungsgrundlagen sind, auch aufgrund der Regelungen für Haushaltssicherungskommunen, 
vielfach die Orientierungsdaten. Die sich hieraus ergebenden Ertragssteigerungen und damit 
das Eintreten der Orientierungsdaten werden besonders von der gesamtwirtschaftlichen Ent-
wicklung abhängen. Die GPA NRW sieht hier Risiken für die Bereiche der Gewerbesteuer und 
der Gemeinschaftssteuern. Auch die Planung der Personal- und Sachaufwendungen sowie der 
Kreisumlage sind nach Auffassung der GPA NRW risikobehaftet. Die Stadt Lage hat in der Ver-
gangenheit insbesondere im Personalbereich bereits beachtliche Anstrengungen unternommen. 
Daher werden weitere Konsolidierungen im Planungszeitraum zunehmend schwerer. Bei den 
Sachaufwendungen sieht die GPA NRW das Risiko von Preissteigerungen, die nur durch zu-
sätzliche Konsolidierungsaktivitäten aufgefangen werden können. Für die Stadt Lage besteht 
insofern das Risiko, dass die geplanten positiven Jahresergebnisse im vorgesehenen Umfang 
nicht eintreffen werden.  

Das Erreichen eines ausgeglichen Haushaltes ab 2015 ist auch das Ergebnis umfänglicher 
Konsolidierungsmaßnahmen in den vergangenen Jahren. Maßnahmen wie die Reduzierung der 
Aufwendungen für die Schülerbeförderung, die Senkung des Personalaufwands oder die nach-
haltige Verminderung der Zuschussbedarfe im Friedhofsbereich zeigen bereits deutliche Wir-
kung. Gleichwohl ist der Verwaltung bewusst, dass eine nachhaltige Haushaltskonsolidierung 
nur durch eine weitere strikte Ausgabendisziplin und die notwendige Ausschöpfung vorhande-
ner Ertragsmöglichkeiten erreicht werden kann. Die derzeitige Haushaltslage erfordert aus Sicht 
der GPA NRW weitere Konsolidierungsmaßnahmen. Entsprechende Empfehlungen sind den 
Teilberichten zu entnehmen. 

Der interkommunal unterdurchschnittliche Gebäudeflächenbestand bedeutet tendenziell eine 
Entlastung für den kommunalen Haushalt.  

Die Infrastrukturquote ist vergleichsweise niedrig und führt zu unterdurchschnittlichen Abschrei-
bungsbelastungen. Auf Grund der in der Vergangenheit angespannten Haushaltslage ist die 
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Investitionstätigkeit eher zurückhaltend. Sofern das Infrastrukturvermögen zukünftig bei gleich-
bleibenden Standards erhalten bleiben soll, werden in den nächsten Jahren höhere Investitio-
nen notwendig.  

Vor dem Hintergrund der in der Vergangenheit defizitären Haushaltslage und dem damit ein-
hergehenden Eigenkapitalverzehr hat sich auch die Liquiditätslage der Stadt Lage verschlech-
tert. Mittelfristig ist weiterhin ein beachtlicher Liquiditätskreditbedarf erkennbar. Daraus folgt ein 
erhöhtes Zinsänderungsrisiko.  

Die Gesamtverbindlichkeiten sind zum Jahr 2013 deutlich gestiegen. Zurückzuführen ist dies 
auf den vollständig kreditfinanzierten Anteilserwerb an der Eon Westfalen-Weser AG in Höhe 
von 16,7 Mio. Euro. Die hohen Kreditverbindlichkeiten spiegeln sich in der interkommunal über-
durchschnittlichen Zinslastquote wider. Der Haushalt der Stadt Lage wird demnach stärker be-
lastet. 

Im Teilbericht Personal und Demographie hat die GPA NRW die Auswirkungen des demogra-
phischen Wandels auf die Stadtverwaltung Lage betrachtet. In der Stadt Lage sind mehr als 56 
Prozent der Beschäftigten über 50 Jahre alt. Nur 15 Prozent der Beschäftigten haben das vier-
zigste Lebensjahr noch nicht vollendet. Bei dieser Beschäftigtengruppe sind die Erzieherinnen 
und Kinderpflegerinnen überdurchschnittlich hoch vertreten. Bezogen auf die Kernverwaltung 
stellt sich die Betrachtung des Durchschnittsalters daher noch gravierender dar. Auf der Basis 
von Aufgaben- und Fluktuationsanalysen sollte die Stadt Lage stärker als bisher ihren Perso-
nalbedarf planen. Der Ausbau der in Lage noch unterdurchschnittlichen interkommunalen Zu-
sammenarbeit und die Fremdvergaben von Leistungen können ebenfalls zu einer effizienteren 
Leistungserfüllung beitragen und helfen, sich zukünftig ergebende Personalengpässe besser zu 
bewältigen. Bereits vorhandene Modelle zur Steigerung der Attraktivität als Arbeitgeberin sollten 
insbesondere durch Verbesserungen auf dem Gebiet der Gewinnung von Nachwuchskräften 
ergänzt werden. Um die Weitergabe des vorhandenen Wissens zu gewährleisten sollte die 
Stadt Lage ein Konzept zur Wissensbewahrung und -verteilung erstellen. 

Im Prüffeld Sicherheit und Ordnung erreicht die Stadt Lage gute Kennzahlenwerte bei den Ge-
werbe- und Gaststättenangelegenheiten. Vergleichsweise geringe Personalaufwendungen und  
hohe Leistungskennzahlen bestätigen für diesen Aufgabenbereich eine sparsame Personalaus-
stattung. In den Bereichen Einwohnermeldewesen und Personenstandswesen zeigen sich 
demgegenüber überdurchschnittliche Personalausstattungen. Begründet sind diese auch durch 
angebotene Serviceleistungen die in diesem Umfang in anderen Kommunen nicht anzutreffen 
sind. Insbesondere die langen Öffnungszeiten des Bürgerbüros tragen dort zur überdurch-
schnittlichen Personalausstattung bei. Die Optimierung von Arbeitsabläufen kann in beiden 
Bereichen zu Reduzierung der Personalausstattung beitragen. 

Die GPA NRW hat festgestellt, dass die Stadt Lage bei der Tagesbetreuung für Kinder insge-
samt gut positioniert ist. Bei den Fehlbeträgen der Tagesbetreuung für Kinder je Einwohner 
unter sechs Jahren erreicht die Stadt Lage einen Wert der nah am Minimalwert liegt. Der wich-
tigste Grund hierfür ist die sehr niedrige Versorgungsquote. Diese ist auf die besondere Bevöl-
kerungsstruktur in der Stadt Lage zurück zu führen und nicht steuerbar.  

Bezieht man den Fehlbetrag auf den einzelnen Betreuungsplatz, bildet die Stadt Lage einen 
Wert ab, der nahezu dem ersten Quartil entspricht und somit von dem vorstehenden Ergebnis 
abweicht. Finanziellen Einfluss auf dieses Ergebnis haben unterschiedliche Aspekte. Die El-
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ternbeitragsquote ist deutlich unterdurchschnittlich. Die Stadt Lage kann verschiedene Maß-
nahmen ergreifen, um das Beitragsaufkommen zu erhöhen. Der Anteil der kommunalen Plätze 
liegt deutlich über dem Durchschnitt der Vergleichskommunen. Für diese Plätze hat die Stadt 
Lage neben dem Finanzierungsanteil des Jugendamtes von 30 Prozent auch den Trägeranteil 
von 21 Prozent zu übernehmen. Den freien Träger werden Anreize zu wirtschaftlichem Handeln 
dadurch gegeben, dass Festbeträge als Zuschuss gewährt werden. Diese Zuschüsse liegen 
deutlich über dem Durchschnitt der Vergleichskommunen. Die Zuschüsse sollten aufgrund der 
schwierigen finanziellen Lage der Stadt zukünftig noch weiter gesenkt werden. Die Möglichkeit 
zur Kündigung eines Vertrags mit einem freien Träger zum 31.12.2015 sollte hierzu genutzt 
werden. Der Rechtsanspruch auf einen Platz in der Tagesbetreuung für Kinder kann erfüllt wer-
den. Die Zahl der vorhandenen Tagespflegestellen übertrifft den Bedarf deutlich. 

Prüfungsschwerpunkte des Themas Schulen sind das Flächenmanagement der Schulen, die 
Schulsekretariate und die Schülerbeförderung. 

Auch nach Aufgabe einer Grundschule werden sich zukünftig erhebliche Flächenüberhänge 
ergeben. Die Analysen der GPA NRW ergeben einen rechnerischen Flächenüberhang von 
3.400 m² Bruttogrundfläche (BGF) zum Schuljahr 2017/18. Die Stadt Lage sollte perspektivisch 
eine Grundschule schließen. Damit sollte eine Umnutzung oder vollständige Aufgabe des Ge-
bäudes einhergehen. Unter Berücksichtigung der weiter zurück gehenden Schülerzahlen sollte 
die Stadt Lage Grundschulen nicht nur schulorganisatorisch (Schulverbünde), sondern auch 
räumlich zusammenlegen.  

Auch bei den weiterführenden Schulen ergeben sich zum Teil Flächenüberhänge. Derzeit gibt 
es in Lage zwei Hauptschulen, eine Realschule, eine Sekundarschule und ein Gymnasium in 
kommunaler Trägerschaft. Zum Schuljahr 2017/18 laufen die beiden Hauptschulen aus. Die 
zum Schuljahr 2013/14 neu gegründete Sekundarschule wird sukzessive die Räume der beiden 
Hauptschulen nutzen. Der Betrieb der Realschule wird nach den derzeitigen Schülerzahlen 
weiterhin möglich sein. Durch die Nutzung der beiden Hauptschulgebäude durch die Sekundar-
schule werden sich dort Flächenüberhänge ergeben. Gleiches gilt bereits und wird auch zukünf-
tig der Fall sein für den gymnasialen Schulbetrieb. Die Stadt Lage sollte daher prüfen, ob die 
Flächenüberhänge im Schulzentrum als zweiter Standort der Sekundarschule genutzt werden 
können. Sollte dies nicht möglich sein, könnten Teilflächen vermietet werden. 

Bei den Schulturnhallen ergibt ein Vergleich von Flächenbedarf und Flächenbestand Überkapa-
zitäten von sechs Halleneinheiten. Im Zusammenhang mit Schulschließungen muss die Stadt 
Lage auch diese Kapazitäten reduzieren. Neben den Schulturnhallen werden von der Stadt 
Lage zwei Sporthallen ohne Schulzuordnung vorgehalten. Sofern diese weiter betrieben wer-
den, sollten die Nutzer stärker als bisher an den Kosten beteiligt werden. 

Die Aufwendungen für die Schulsekretariate je Schüler sind in Lage deutlich höher als in den 
meisten Vergleichskommunen. Gleichwohl führt die Stadt Lage jährlich eine Überprüfung des 
Stellenbedarfs für jeden Standort durch. Anpassungen können durch die flexible Vertragsgestal-
tung zeitnah realisiert werden. Zukünftig sollte die Stadt Lage eine weitere Reduzierung der 
Aufwendungen anstreben. 

Bei den Schülerbeförderungskosten erreichte die Stadt Lage ebenfalls unterdurchschnittliche 
Ergebnisse. Dies ist umso beachtlicher als die Rahmenbedingungen (Gemeindefläche, Bevöl-
kerungsdichte etc.) keine wesentlichen belastenden Ursachen ergeben. Um die Schülerbeför-
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derungskosten zu senken, hat die Verwaltung ein umfangreiches Konzept für die Umstrukturie-
rung des Schülertransports erarbeitet. Demzufolge haben sich ab 2012 die Schülerbeförde-
rungskosten deutlich verringert.  

Im Prüfgebiet Grünflächen konnten eine Vielzahl von Daten nicht zur Verfügung gestellt wer-
den. Kennzahlen wurden daher nur vereinzelt gebildet, so dass sich nur ein beschränkter inter-
kommunaler Vergleich ergab. Auch die Stadt selbst kann nur sehr begrenzt die Effizienz der 
Aufgabenerledigung im Grünflächenbereich beurteilen. Insbesondere fehlt auch eine Kosten-
rechnung für die klassischen Grünflächen als auch die Spiel- und Bolzplätze. Flächenangaben 
über den Bestand an Grünflächen waren nur bedingt vorhanden. Für diesen Bereich sollte die 
Stadt Lage die Steuerung und Organisation deutlich verbessern. 

Das Angebot an Sportaußenanlagen ist in Lage unterdurchschnittlich. Im Rahmen des demo-
graphischen Wandels wird sich das Nutzerverhalten zukünftig ändern. Um diesen sich verän-
dernden Rahmenbedingungen künftig Rechnung tragen zu können, sollte die Stadt Lage einen 
Sportstättenbedarfsplan erarbeiten.  

 

Ausgangslage der Stadt Lage  

Strukturelle Situation 

Das folgende Netzdiagramm zeigt die strukturellen Rahmenbedingungen der Stadt Lage. Diese 
prägen die Ausgangslage der Kommune. Die Strukturmerkmale wurden aus allgemein zugäng-
lichen Datenquellen ermittelt2. Das Diagramm enthält als Indexlinie den Mittelwert der Kommu-
nen im jeweiligen Prüfsegment, hier den mittleren kreisangehörigen Kommunen. Eine Ausnah-
me bildet das Merkmal Bevölkerungsentwicklung: hier ist der Indexwert der heutige Bevölke-
rungsstand der abgebildeten Kommune. 

 

2 IT.NRW, Bertelsmann-Stiftung, Gesellschaft für Konsumforschung (GfK) 
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Ein über die Indexlinie hinausgehender Wert zeigt eine eher entlastende Wirkung an, ein darun-
ter liegender Wert weist auf eine eher belastende Situation hin. 

Im Betrachtungsjahr 2011 überschreitet die Stadt Lage den Mittelwert beim Jugendquotienten 
recht deutlich. Lage ist damit aktuell eine vergleichsweise junge Stadt mit einem landesweit 
etwas niedrigeren Durchschnittsalter und einer im Landesvergleich höheren Geburtenrate. Der 
Jugendquotient stellt die Kinder- und Jugendgeneration, die sich überwiegend in der Bildungs- 
und Ausbildungsphase befindet, der mittleren Generation gegenüber, die überwiegend im 
Erwerbsleben steht. Dabei wird für die Kinder- und Jugendgeneration die Altersgrenze “unter 20 
Jahre” und für die mittlere Generation die Altersgrenze “20 bis unter 65 Jahre” gewählt. 

Der Altenquotient stellt die ältere Generation, die überwiegend aus dem Erwerbsleben ausge-
schieden ist, der mittleren Generation gegenüber. Für die ältere Generation wird die Altersgren-
ze “ab 65 Jahre” gewählt. Dieser Altenquotient  ist für Lage im Jahr 2011 leicht höher  als in den 
Vergleichskommunen. Bis 2030 wird dieser Wert auch in Lage deutlich ansteigen. Waren im 
Jahr 2011 rund zwanzig Prozent der Bevölkerung in Lage älter als 65 Jahre, werden es im Jahr 
2030 mehr als siebenundzwanzig Prozent sein. 

Dadurch, dass die ältere Bevölkerung langfristig stark wächst und der Anteil der jungen Men-
schen gleichzeitig abnimmt, gehen immer mehr Erwerbstätige dem Arbeitsleben verloren. Dies 
kann wiederum die künftige Kaufkraft je Einwohner  und das Bruttoinlandsprodukt je Erwerbstä-
tigen (BIP) beeinflussen.  

Sowohl das BIP im Kreis Lippe als auch die Kaufkraft je Einwohner und die allgemeinen De-
ckungsmittel je Einwohner sind in Lage bereits jetzt geringer als in anderen Kommunen gleicher 
Größenklasse. Das BIP liegt mit rund 56.700 Euro unter dem Mittel der anderen Kreise in NRW 
mit knapp 58.000 Euro. Die Kaufkraft gibt Hinweise auf die wirtschaftliche Stärke einer Kommu-
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ne bzw. ihrer Einwohnerschaft. In Lage hatte die Bevölkerung 2011 rund 2.100 Euro weniger 
Kaufkraft zur Verfügung als die Einwohner in anderen Kommunen in NRW. 

Weitere Ausführungen zu den Auswirkungen des demografischen Wandels ergeben sich im 
Abschnitt „Demografische Entwicklung“. 

Die SGB II-Quote gibt Hinweise auf sozialen Belastungen und Probleme in einer Kommune. 
Das soziale Niveau im Kreis Lippe fällt belastender aus als in den meisten anderen Kreisgebie-
ten. Dies benachteiligt die direkten und indirekten sozialen Lasten für den Haushalt. 

Die wesentlichen Steuereinnahmen (Grundsteuer, Gewerbesteuer, Gemeindeanteil an der Ein-
kommenssteuer und Gemeindeanteil an der Umsatzsteuer) und die Schlüsselzuweisungen 
stehen hinter dem Strukturmerkmal „allgemeine Deckungsmittel“. Die Stadt Lage kommt im 
Mittel der Jahre 2008 bis 2011 auf vergleichsweise niedrige Beträge. Die Positionierung im Ver-
gleichsjahr 2012 und die Entwicklung der Folgejahre wird im Teilbericht Finanzen analysiert und 
dargestellt. 

Fachspezifische Strukturmerkmale 

In den Fachprüfungen steht im Vordergrund, ob und wie sich fachbezogene Strukturmerkmale 
auf die jeweilige Aufgabenerledigung auswirken.  

Wie bereits in der Managementübersicht dargestellt, bringt die Struktur der Stadt Lage mit einer 
vergleichsweise kleinen Fläche ein niedriges Infrastrukturvermögen mit sich.  

Auch die vielen Ortsteilen (15) wirken sich nicht belastend auf das Gebäudeportfolio aus. Der 
Flächenverbrauch ist in Lage unterdurchschnittlich. Daher ergeben sich eher niedrige Abschrei-
bungsbelastungen und Bewirtschaftungsaufwendungen. Dieses Ergebnis war nicht unbedingt 
zu erwarten. Hier wirkt sich die Veräußerung zahlreicher Objekte in der Vergangenheit deutlich 
positiv auf den städtischen Haushalt aus. 

Individuelle Strukturmerkmale 

Die Wirtschaftskrise hatte auch für die Entwicklung des Wirtschaftsstandortes Lage negative 
Folgen. Dies hat zu einem Abbau von Arbeitsplätzen in den letzten fünf Jahren ausgehend vom 
Jahr 2011 um 1,6 Prozent geführt. Der Arbeitslosenanteil lag sowohl im Kreis Lippe als auch in 
Lage bereits in der Vergangenheit recht hoch. 

Die Zahl der beruflichen Auspendler ist in Lage hoch. Lage wird daher eher als Wohnstadt ge-
schätzt. 

Die Gemeindefläche von 76 km2 (Mittelwert 103 km2) ist durch eine Vielzahl von Dörfern ge-
prägt. Neben der Kernstadt Lage besteht die Stadt aus 14 weiteren Ortsteilen mit teilweise sehr 
geringen Einwohnerzahlen. 
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Demografische Entwicklung 

Die Folgen des demografischen Wandels sind für die Kommunen eine strategische Herausfor-
derung. Die GPA NRW erhebt die Situation vor Ort und beschreibt die gewählten Strategien im 
Umgang mit dem demografischen Wandel. Dabei gilt der Blick insbesondere den Themen, die 
durch kommunale Entscheidungen mittelbar oder unmittelbar beeinflusst werden können. Diese 
haben wir in einem Interview mit dem Bürgermeister erläutert. 

Eine wichtige Bedeutung in diesem Zusammengang hat die interkommunale Zusammenarbeit. 
Die GPA NRW sammelt gute Beispiele und gibt sie an die Kommunen weiter. Wir gehen davon 
aus, dass Formen der interkommunalen Zusammenarbeit ein Schlüsselelement der Effizienz-
steigerung und Sicherung für die künftige Aufgabenerfüllung sind. Dies insbesondere vor dem 
Hintergrund des demografischen Wandels und unabhängig von den aktuellen rechtlichen Rah-
menbedingungen. 

Der Analyse der demographischen Entwicklung räumt die Stadt Lage einen hohen Stellenwert 
ein. Im Jahr 2013 ist ein aktueller Demographiebericht für die Stadt Lage erschienen. Der über 
die Bertelsmann Stiftung erarbeitete Bericht fokussiert speziell auf die demographische Ent-
wicklung in der Stadt Lage. Grundlage bilden Daten aus dem Projekt „Wegweiser Kommune“ 
der Bertelsmann Stiftung und Daten vom Statistischen Landesamt Nordrhein-Westfalen 
(IT.NRW). Insbesondere wurde auch die demographische Entwicklung in den fünfzehn Ortstei-
len in die Analyse einbezogen. Umfangreiche Auswertungen wurden vergangenheits- und zu-
kunftsbezogen vorgenommen.  

Seit dem Höchststand in 2002 sinkt die Einwohnerzahl in Lage wieder leicht, bis auf einen 
Stand von 34.892 zum 31.12.2012. Der vorliegende Demographiebericht weist einen relativen 
Bevölkerungsrückgang für den Zeitraum von 2009 bis 2030 für die Stadt Lage auf 90,8 Prozent 
aus. Damit liegt die Stadt Lage im kreisweiten Vergleich im oberen Drittel.  

Wie auch in den meisten anderen Kommunen geht die Anzahl der Kindergartenkinder deutlich 
zurück. Demzufolge werden sich auch die Schülerzahlen zukünftig deutlich negativ entwickeln. 
Dieser Rückgang wird sich erheblich auf die vorhandene städtische Infrastruktur (Kindergärten, 
Schulen etc.) auswirken. Hier ist die Stadt besonders gefordert, frühzeitig die Weichen für ent-
sprechende Entwicklungen zu stellen.  

Gleiches gilt für den prognostizierten Anstieg der Senioren-Altersgruppen. Die Bevölkerungs-
gruppen der über 65-jährigen und der ab 80-jährigen werden deutlich ansteigen. Dies zeigt 
insbesondere der Anstieg des Medianalters in Lage von 42,9 Jahren im Jahr 2009 auf 46,8 
Jahren im Jahr 2030. Gleichwohl liegt dieser Wert im Jahr 2030 noch 1,6 Jahre unter dem er-
warteten Medianalter für Gesamt-NRW und deutlich unter dem Wert für den Kreis Lippe (49,6 
Jahre). 

Auffällig ist in Lage die vergleichsweise hohe Geburtenrate. Gleichwohl sind die Elternjahrgän-
ge (Personen zwischen 23 und 36 Jahren) unterdurchschnittlich besetzt. 

Der Großteil der Einwohnerverluste ist in Lage auf das Wanderungsverhalten zurück zu führen. 
Es wandern in allen Altersjahren mehr Menschen ab als zu.  

Der vorliegende Demographiebericht hebt die Attraktivität der Stadt Lage als Wohnort hervor. 
Dieses Ergebnis wird aus der hohen Auspendlerquote geschlossen. Gleichwohl ist diese Attrak-
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tivität als Wohnort in den einzelnen Ortsteilen unterschiedlich ausgeprägt. Der Bericht weist in 
diesem Zusammenhang auf einen Handlungsbedarf im Bereich der Kernstadt hin. 

Im Hinblick auf die Herausforderungen die der demografische Wandel mit sich bringt, hat die 
Stadt Lage mit dem vorliegenden Demographiebericht eine gute Daten- und Entscheidungs-
grundlage. In einem nächsten Schritt hat die Stadt Lage, basierend auf dem Demographiebe-
richt, einen Handlungsrahmen für die Zukunft erarbeitet. Politik und Verwaltung haben zusam-
men mit Vertreterinnen und Vertretern der Vereine, Verbände, Institutionen, Kirchen sowie den 
Bürgerinnen und Bürgern der Stadt gemeinsame Handlungsstrategien entwickelt. Hieraus wur-
den konkrete Maßnahmen und Vorhaben für die Zukunft der Stadt Lage abgeleitet. 

Notwendige Entscheidungen sollen zeitnah getroffen und erforderliche Maßnahmen umgesetzt 
werden. Die wesentlichen Handlungsfelder sind im Blick von Verwaltungsführung und Politik. 

Kommunalindex für Wirtschaftlichkeit (KIWI) 

Im KIWI bewertet die GPA NRW Handlungsfelder, die in der Prüfung analysiert wurden. 

In den Teilberichten ermittelt und analysiert die GPA NRW für jedes Handlungsfeld verschiede-
ne Kennzahlen. Die KIWI-Bewertungen erfolgen im Zusammenspiel der Kennzahlenwerte unter 
Einbeziehung von strukturellen Rahmenbedingungen sowie von Steuerungsaspekten. Sie zei-
gen, wo Handlungsmöglichkeiten für Verbesserungen bestehen und Ressourcen eingespart 
werden könnten.  

Im Prüfgebiet Finanzen bewertet die GPA NRW hingegen allein die Haushaltssituation. Die 
KIWI-Bewertung spiegelt hier den Konsolidierungsbedarf wider. Sie zeigt damit auch, wie groß 
der Handlungsbedarf ist, die von uns aufgezeigten Verbesserungsmöglichkeiten umzusetzen.  

KIWI-Merkmale 

Index 1 2 3 4 5 

Haushalts-
situation 

Erheblicher 
Handlungsbedarf  

Handlungsbedarf  
 

Kein Handlungs-
bedarf 

Weitere  
Handlungsfelder 

Weitreichende 
Handlungs-

möglichkeiten 
 

Handlungs-
möglichkeiten   

Geringe 
 Handlungs-

möglichkeiten 

Die Indexierung ist als Balken, bezogen auf die geprüften Aufgabenfelder, dargestellt. Die Ablei-
tung der Bewertung wird in den Teilberichten beschrieben. 



�  Stadt Lage  �  Vorbericht  �  10373 

Seite 12 von 17 

KIWI 

 

2

3

4

2

1

Haushaltssituation

Sicherheit und Ordnung

Tagesbetreuung für Kinder

Flächenmanagement
Schulen und Turnhallen

Grünflächen
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� Zur Prüfung der Stadt Lage 

Prüfungsablauf  

Die Prüfung in Lage wurde von Dezember 2013 bis  August 2014 durchgeführt.  

Zunächst hat die GPA NRW die erforderlichen Daten und Informationen zusammengestellt und 
mit der Stadt Lage hinsichtlich ihrer Vollständigkeit und Richtigkeit abgestimmt. Auf dieser Basis 
haben wir die Daten analysiert. 

Für die interkommunalen Vergleiche wurden in der Stadt Lage überwiegend das Jahr 2012 zu 
Grunde gelegt. Neben den Daten früherer Jahre wurde ebenfalls Aktuelles berücksichtigt, um 
Aussagen für die Zukunft machen zu können. 

Geprüft haben: 

Leitung der Prüfung   Thomas Hartmann 

Finanzen    Jürgen Schwanitz 

Personalwirtschaft und Demografie Karin Hein 

Sicherheit und Ordnung   Karin Hein 

Tagesbetreuung für Kinder  Karin Hein 

Schule     Ralf Kämmle 

Grünflächen    Ralf Kämmle 

Das Prüfungsergebnis wurde mit den beteiligten Beschäftigten  in den betroffenen Organisati-
onseinheiten erörtert. Das Abschlussgespräch über alle Prüfungsergebnisse fand unter Beteili-
gung des Bürgermeisters am 10. September 2014 statt. 
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� Zur Prüfungsmethodik 

Kennzahlenvergleich 

Der Kennzahlenvergleich ist die prägende Prüfungsmethodik der GPA NRW.  

Um einen landesweiten Vergleich zu ermöglichen, haben wir Aufgabenblöcke mit den dazu 
gehörenden Grunddaten einheitlich definiert. Unterhalb der Produktbereichsebene gibt es keine 
landeseinheitliche Festlegung, so dass in den Produktgruppen häufig unterschiedliche Produkte 
und in den Produkten unterschiedliche Leistungen enthalten sind. 

Im Vergleich von Kommunen werden bei den Kennzahlen, die in das GPA-Kennzahlenset 
übernommen werden, neben dem Minimal-, Mittel- und Maximalwert auch drei Quartile darge-
stellt. Quartile werden auch Viertelwerte genannt. Sie teilen eine nach Größe geordnete statisti-
sche Reihe in vier Viertel. Das erste Quartil teilt die vorgefundenen Werte so, dass 25 Prozent 
darunter und 75 Prozent darüber liegen. Das zweite Quartil (entspricht dem Median) liegt in der 
Mitte der statistischen Reihe, d.h. 50 Prozent der Werte liegen unterhalb und 50 Prozent ober-
halb dieses Wertes. Das dritte Quartil teilt die vorgefundenen Werte so, dass 75 Prozent darun-
ter und 25 Prozent darüber liegen. 

Ebenfalls werden der Wert der Kommune sowie die Anzahl der Werte, die in den Vergleich 
eingeflossen sind, dargestellt. Hierdurch ist der eigene Kennzahlenwert in die Verteilung der 
Ergebnisse einzuordnen. 

In den aktuellen interkommunalen Vergleich wurden mittlere Kommunen zwischen 25.000 und  
60.000 Einwohner einbezogen. Die Anzahl der Vergleichskommunen wird im Verlauf der Prü-
fung dieses Segments mit der Zahl der geprüften Städte wachsen.  

In der Finanzprüfung werden die wichtigsten materiellen und formellen Rahmenbedingungen 
der Haushaltswirtschaft erfasst und analysiert. Der haushaltsbezogene Handlungsbedarf wird 
transparent gemacht. Die Prüfung setzt dabei auf den Ergebnissen der örtlichen Prüfung auf. 

Die GPA NRW bezeichnet die Ergebnisse ihrer Analyse im Bericht als Feststellung . Damit 
kann sowohl eine positive als auch eine negative Wertung verbunden sein. Feststellungen, die 
eine Korrektur oder eine weitergehende Überprüfung oder Begründung durch die Kommune 
erforderlich machen, sind Beanstandungen im Sinne des § 105 Abs. 6 GO NRW. Zu ihnen for-
dert die GPA NRW eine gesonderte Stellungnahme an und kennzeichnet dies im Bericht mit 
einem Zusatz. 

Bei der Prüfung erkannte Verbesserungspotenziale finden sich im Bericht als Empfehlung wie-
der. 

Strukturen 

Die Haushaltswirtschaft in den Kommunen ist von verschiedenen externen und internen Ein-
flussfaktoren abhängig. Diese sind zum Teil unmittelbar steuerbar, zum Teil aber auch struktu-
reller Natur und somit nicht oder nur langfristig beeinflussbar. Die Ergebnisse der vergleichen-
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den Prüfung müssen sich deshalb immer wieder der Vermutung stellen, dass die unterschiedli-
chen kommunalen Strukturen einem Vergleich entgegenstehen. 

Unter Strukturmerkmalen versteht die GPA NRW zunächst grundsätzlich die von außen auf die 
Kommune einwirkenden Einflussfaktoren. Faktoren, die aufgrund kommunalpolitischer Be-
schlüsse auf die Kommune einwirken, zählen nicht dazu, da diese ausdrücklich der Willensbil-
dung unterliegen. Dennoch beeinflussen diese das Gesamtbild einer Kommune, so dass - so-
weit möglich und erforderlich – in den Teilberichten sowie unter „Ausgangslage der Kommune“ 
darauf eingegangen wird. 

Benchmarking 

Die GPA NRW nutzt als Prüfungsinstrument das Benchmarking. Benchmarking ist die Suche 
nach guten Werten durch eine vergleichende Analyse und die Beantwortung der Frage, warum 
das so ist. Als Benchmark wird ein Wert definiert, der von einer bestimmten Anzahl von Kom-
munen mindestens erreicht worden ist. Die Aufgabenerfüllung ist in diesen Kommunen voll-
ständig und rechtmäßig erfolgt. Der Benchmark ist grundsätzlich das Ergebnis gezielter Steue-
rung. Dies schließt die Prüfung mit ein, inwieweit die Kommune selbst Einfluss auf die Verbes-
serung ihrer Rahmenbedingungen nimmt. Basis für das Benchmarking sind die Kennzahlenver-
gleiche und die Analysen des jeweiligen Handlungsfeldes. Soweit weitere Kriterien zugrunde 
gelegt werden, sind diese in den Teilberichten dargestellt. 

Konsolidierungsmöglichkeiten 

Die GPA NRW versteht sich als Einrichtung, die den unterschiedlichen Ressourceneinsatz im 
Vergleich der Kommunen transparent macht und Ansätze für Veränderungen aufzeigt. 

Der in den Kommunen festgestellte Ressourceneinsatz weicht teilweise erheblich von den 
Benchmarks ab. Die GPA NRW errechnet aus der Differenz des Kennzahlenwerts der Kommu-
ne zum Benchmark jeweils einen Betrag, der die monetäre Bedeutung aufzeigt (Potenzial). 
Dadurch können die einzelnen Handlungsfelder im Hinblick auf einen möglichen Beitrag zur 
Haushaltskonsolidierung eingeordnet werden. 

Nicht jeder der so ermittelten Beträge kann durch die konkreten Handlungsempfehlungen kurz-
fristig vollständig verwirklicht werden: Personalkapazitäten sollen sozialverträglich abgebaut 
werden, die Reduzierung kommunaler Gebäudeflächen erfordert ggf. Vermarktungschancen 
und energetische Einsparungen setzen vielfach Investitionen voraus. Die im Bericht ausgewie-
senen Potenziale sind deshalb als Orientierungsgrößen zu verstehen. Die Kommunen sollen 
damit unterstützt werden, in Kenntnis der finanziellen Tragweite ihre eigene Praxis zu überden-
ken. In der Folge sollte eine Änderung der Praxis nach dem Beispiel vorgefundener effizienter 
Alternativen in anderen Kommunen angegangen werden. Unter Berücksichtigung ihrer spezifi-
schen Rahmenbedingungen können die Kommunen auf dieser Grundlage konkrete Konsolidie-
rungsbeiträge für ihre Haushaltsplanungen ableiten. Weitere Handlungsoptionen zur Konsolidie-
rung werden in den Berichten auf der Grundlage individueller Möglichkeiten der Kommunen 
ausgewiesen. 

Der Prüfung lag keine vollständige Betrachtung von Kernverwaltung, Sondervermögen und 
Beteiligungen zugrunde. Daher sind die beschriebenen Handlungsempfehlungen und die ggfls. 
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dargestellten Potenziale in den Berichten nur als „Teilmenge“ der Konsolidierungsmöglichkeiten 
zu verstehen. 

GPA-Kennzahlenset  

Steuerungsrelevante Kennzahlen der von der GPA NRW betrachteten kommunalen Handlungs-
felder werden im GPA-Kennzahlenset dargestellt. Die Übersicht enthält Kennzahlen aus den 
aktuellen Prüfungen und aus Handlungsfeldern, die in vorangegangenen Prüfungen betrachtet 
wurden.  

Die Fortschreibung der örtlichen Kennzahlen sowie der interkommunalen Vergleichswerte er-
möglicht den Kommunen eine aktuelle Standortbestimmung. Zusammen mit den aus früheren 
Prüfungen bekannten Analysen, Handlungsempfehlungen sowie Hinweisen auf mögliche Kon-
solidierungsmöglichkeiten können sie für die interne Steuerung der Kommune genutzt werden. 

 

Herne, den 19. Dezember 2014 
 
 
 
gez.       gez. 
Doris Krüger                                                                             Thomas Hartmann 

Abteilungsleitung                                                                             Projektleitung 
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� Kontakt 

Gemeindeprüfungsanstalt Nordrhein-Westfalen 

Heinrichstraße 1, 44623 Herne 

Postfach 10 18 79, 44608 Herne 
t 0 23 23/14 80-0 
f 0 23 23/14 80-333 
e info@gpa.nrw.de 
i www.gpa.nrw.de 
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ÜBERÖRTLICHE 
PRÜFUNG 
Finanzen der Stadt Lage im 
Jahr 2014 
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� Finanzen 

Inhalte, Ziele und Methodik 

Die Finanzprüfung der GPA NRW beantwortet folgende Fragen sowohl unter wirtschaftlichen 
als auch unter rechtlichen Gesichtspunkten: 

• Wie ist die Haushaltssituation? Inwieweit besteht ein nachhaltiger Konsolidierungs-
bedarf? 

• Welche haushaltswirtschaftlichen Risiken gibt es? 

• Welche Möglichkeiten zur Haushaltskonsolidierung gibt es? 

Die GPA NRW orientiert sich hierbei an dem Ziel einer nachhaltigen Haushaltswirtschaft. Nach-
haltige Haushaltswirtschaft vermeidet insbesondere den Verzehr von Eigenkapital. Sie begeg-
net einem grundlegenden Konsolidierungsbedarf mit geeigneten Maßnahmen und setzt sich mit 
den haushaltswirtschaftlichen Risiken systematisch auseinander. Dadurch können Handlungs-
spielräume langfristig erhalten oder wiedererlangt werden. 

Die GPA NRW hat insbesondere die vorliegenden Jahresabschlüsse der Jahre 2007 bis 2012 
und die aktuellen Haushaltsplanungen für das Jahr 2014 analysiert. Ergänzend beziehen wir die 
örtlichen Prüfberichte der Jahresabschlüsse und den vorliegenden Gesamtabschluss für das 
Jahr 2010 ein. Um Doppelarbeiten zu vermeiden, setzen unsere Analysen auf den Ergebnissen 
der örtlichen Prüfung auf. Die Rechtmäßigkeitsprüfung beschränkt sich auf wesentliche und 
erfahrungsgemäß fehleranfällige Positionen.  

Methodisch stützt sich die Prüfung auf Kennzahlen aus dem NKF-Kennzahlenset NRW sowie 
auf weitere Kennzahlen zur vertiefenden Analyse. Sie erfolgt sowohl durch Zeitreihenvergleiche 
als auch durch geeignete interkommunale Vergleiche. In die Analysen bezieht die GPA NRW 
die strukturellen Rahmenbedingungen ein, die sich direkt auf die Haushaltssituation auswirken 
und sich im Rahmen der Prüfung identifizieren lassen. Grundlage dieses Berichtes ist die Ana-
lyse der Vermögens-, Schulden-, Ertrags- und Finanzlage. 

Haushaltssituation 

Die Haushaltssituation bestimmt den Handlungsspielraum der Kommune zur Gestaltung ihres 
Leistungsangebots. Sie zeigt, ob und in welcher Intensität ein Handlungsbedarf zu einer nach-
haltig ausgerichteten Haushaltskonsolidierung besteht. Die GPA NRW beurteilt die Haushaltssi-
tuation zum einen danach, ob die Kommune den gesetzlich geforderten Haushaltsausgleich 
erreicht. Zum anderen fließt in die Bewertung ein, wie sich die Haushaltssituation strukturell 
darstellt. 
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Haushaltsausgleich 

Nachfolgend stellt die GPA NRW zunächst die haushaltswirtschaftlichen Rahmenbedingungen 
mit der rechtlichen Haushaltssituation sowie den Jahresergebnissen einschließlich der Entwick-
lung der Rücklagen zusammenfassend dar. 

Rechtliche Haushaltssituation 

Die Haushaltssituation Stadt Lage war bereits im Rahmen der Kameralistik angespannt. Die 
Stadt Lage hat in der Vergangenheit die Aufstellung von formellen Haushaltssicherungskonzep-
ten auch durch einen permanenten Vermögensverzehr vermieden. Hierzu zählten die Veräuße-
rung der Geschäftsanteile der „Stadtwerke Lage GmbH“, mehrfache Eigenkapitalrückführungen 
vom „Städtischen Abwasserbetrieb Lage“, die Ausschüttung der Wesertalerlöse sowie Grund-
stücksveräußerungen. Eine gleichzeitige konsequente Haushaltskonsolidierung war im damali-
gen Zeitraum nicht in der erforderlichen Intensität zu verzeichnen. 

Die Stadt Lage hat zum 01.01.2007 auf das Neue Kommunale Finanzmanagement (NKF) um-
gestellt. Wegen der Fiktion des Ausgleiches durch die Inanspruchnahme der Ausgleichsrückla-
ge nach 75 Abs. 2 GO bestand in der Folge keine Verpflichtung zur Aufstellung eines Haus-
haltssicherungskonzeptes. Für das Jahr 2010 zeichnete sich eine deutliche Verschlechterung 
der Haushaltssituation ab. Hierfür war ebenfalls die Finanzmarkt- und Wirtschaftskrise mitver-
antwortlich. Mit dem Jahr 2010 war nach den Planungen die Ausgleichsrücklage weitgehend 
aufgezehrt. Die mittelfristige Ergebnisplanung sah ab dem Jahr 2011 eine Reduzierung der 
allgemeinen Rücklage vor. Durch die geplante Überschreitung der Schwellenwerte nach § 76 
Abs. 1 Nr. 2 GO (Reduzierung der allgemeinen Rücklage in zwei aufeinanderfolgenden Haus-
haltsjahren um mehr als fünf Prozent) waren ab 2010 jährlich Haushaltssicherungskonzepte 
aufzustellen und fortzuschreiben. Darin wurde jeweils die Wiedererlangung des Haushaltsaus-
gleiches im Jahr 2015 dargestellt. Der Kreis Lippe hat die Haushaltssicherungskonzepte jeweils 
genehmigt.  

Es lagen die testierten und vom Rat festgestellten Jahresabschlüsse der Jahre 2007 bis 2012 
vor. Diese Jahresabschlüsse wurden jeweils von einer Wirtschaftsprüfungsgesellschaft geprüft. 
Es wurden durchgängig uneingeschränkte Bestätigungsvermerke erteilt. Der Rechnungsprü-
fungsausschuss hat daraufhin diese Bestätigungsvermerke übernommen.  

Es liegt der Gesamtabschluss 2010 vor. Dieser wurden von einer Wirtschaftsprüfungsgesell-
schaft erstellt. Der Kreis Lippe hat diesen geprüft und einen uneingeschränkten Bestätigungs-
vermerk erteilt. Der Rechnungsprüfungsausschuss hat sich diesem angeschlossen. 
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Jahresergebnisse und Rücklagen 

Jahresergebnisse, allgemeine Rücklage und Ausgleich srücklage in Tausend Euro (IST) 

 EB 2007* 2007 2008 2009 2010 2011 2012 

Jahresergebnis ./. -1.951  686  -3.905  -3.151  1.855  -678  

Höhe der allgemeinen  
Rücklage zum 31.12. 

25.200  25.200  24.566  24.566  24.566  24.566  24.566  

Höhe der Ausgleichsrücklage 
zum 31.12. 

11.142 
(11.142) 

9.191 
(11.142) 

10.511 
(9.825) 

6.606 
(10.511) 

3.454 
(6.606) 

5.309 
(3.454) 

4.631 
(5.309) 

Verringerung der allgemeinen 
Rücklage des Vorjahres in 
Prozent**) 

./. ./. 2,5** ./. ./. ./. ./. 

Fehlbetragsquote in Prozent ./. 5,4 ./. 11,1  10,1  ./. 2,3 

*) Eröffnungsbilanz 01.01.2007 
**) keine Verringerung aufgrund von Fehlbeträgen 
() Daten laut Ausweisung in Schlussbilanzen 

Entsprechend der Systematik der GPA NRW wird ein Jahresüberschuss/ -fehlbetrag bereits 
unmittelbar über die Ausgleichs- beziehungsweise allgemeine Rücklage fortgeschrieben. 

Die Ausgleichsrücklage ist, bei unmittelbarer Fortschreibung, bis 2012 um 6,51 Mio. Euro be-
ziehungsweise 58,4 Prozent gesunken. Der Haushaltsausgleich konnte in den vier defizitären 
Jahren nur unter der tatsächlichen Inanspruchnahme der Ausgleichsrücklage erreicht werden. 
Der Jahresüberschuss 2011 ist ausschließlich durch einen Sondereffekt eingetreten. Die Stadt 
Lage hat in der Eröffnungsbilanz 2007 eine Drohverlustrückstellung für Grabnutzungsrechte 
gebildet. In Abstimmung mit den Kommunalaufsichten der Bezirksregierung Detmold und des 
Kreises Lippe wurde diese in Höhe von 6,31 Mio. Euro im Jahresabschluss 2011 aufgelöst. Die 
Stadt Lage weist darauf hin, dass die erfolgswirksame Buchung der Auflösung  ebenfalls mit 
den Kommunalaufsichten abgestimmt war. Hierdurch  wurde 2011 ein Jahresüberschusserzielt 
und die Ausgleichsrücklage nicht aufgezehrt, sondern um 1,86 Mio. Euro aufgestockt.  

� Feststellung 
Nach der Rechtsauffassung der GPA NRW können Drohverlustrückstellungen nach § 36 
Abs. 5 GemHVO nicht für Grabnutzungsrechte gebildet werden. Die vorgenommene Bildung 
in der Eröffnungsbilanz war nicht zulässig. Als Folge hieraus kann die zu Unrecht gebildete 
Rückstellung auch nicht erfolgswirksam aufgelöst werden. Es hätte eine ergebnisneutrale 
Berichtigung und Verrechnung mit der allgemeinen Rücklage nach § 57 Abs. 2GemHVO er-
folgen müssen. 

Nach § 92 Abs. 7 GO in Verbindung mit § 57 GemHVO besteht grundsätzlich ein vierjähriger 
Korrekturzeitraum. Dieser endete mit dem vierten Jahresabschluss 2010. Wird zu einem späte-
ren Zeitpunkt ein Fehler in der Eröffnungsbilanz festgestellt, ist dieser ebenfalls erfolgsneutral 
durch Verrechnung mit der allgemeinen Rücklage zu berichtigen. 

Diese Rechtsauffassung der GPA NRW wird von der Stadt Lage nicht geteilt.  
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Es war im Betrachtungszeitraum bei der allgemeinen Rücklage lediglich eine Veränderung fest-
zustellen. Diese war auf eine Neuberechnung der Ausgleichsrücklage nach der 3. Handrei-
chung zurückzuführen. Zahlreiche andere Kommunen haben ebenfalls entsprechende Neube-
rechnungen vorgenommen. Hierdurch erhöhte sich die Ausgleichsrücklage im Jahresabschluss 
2008 um rund 634.000 Euro. Im gleichen Umfang reduzierte sich die Allgemeine Rücklage.  

Vergleich Ergebnisplanungen und Ergebnisrechnungen 

 2007 2008 2009 2010 2011 2012 

Ergebnisplanung -4.031 -2 -1.982 -4.374 -5.947 -4.994 

Ergebnisrechnung -1.951  686  -3.905  -3.151  1.855  -678  

Ergebnisverbesserung 2.080 688  1.223 7.802 4.316 

Ergebnisverschlechterung   1.923    

Die Ausweisung von defizitären, strukturell unausgeglichenen Gesamtergebnisplänen ist, unab-
hängig von der Defizithöhe, vielfach seit Jahren Realität bei den nordrhein-westfälischen Kom-
munen. Die weit überwiegende Mehrheit von ihnen hat fast durchgängig negative Ergebnispla-
nungen beschlossen. Dieses galt ebenfalls für die Stadt Lage. Im Zeitraum von 2007 bis 2012 
waren mit Ausnahme von 2008 jährlich defizitäre Gesamtergebnispläne geplant. Dieses bedeu-
tet gleichzeitig einen stetigen, kritisch zu beurteilenden Eigenkapitalverzehr.  

Die finanziellen Probleme und Belastungen der Städte und Gemeinden sind auch durch Ent-
scheidungen auf Bundes- und Landesebene entstanden. Auf diese Entscheidungen haben die 
Kommunen überwiegend keine unmittelbaren Einflussmöglichkeiten.  

Im Betrachtungszeitraum waren nennenswerte Abweichungen zwischen dem Haushaltsplan 
und den Ergebnisrechnungen festzustellen. Es konnten, bis auf das Jahr 2009, jeweils deutliche 
Ergebnisverbesserungen verzeichnet werden. Hierbei ragen die Verbesserungen der Jahre 
2011 und 2012 nochmals heraus. Die wesentlichen und überwiegend positiven Abweichungen 
waren vielfach auf der Ertragsseite und hier besonders bei der Gewerbesteuer und dem Ge-
meindeanteil an der Einkommensteuer festzustellen. Gleiches galt auch für die Ergebnisver-
schlechterung im Jahr 2009. Auf der Aufwandsseite waren Ergebnisveränderungen insbeson-
dere bei den Personal- und Versorgungsaufwendungen, Sach- und Dienstleistungen sowie in 
2008 mit einer höheren Kreisumlage zu verzeichnen. Die erhebliche Ergebnisverbesserung 
2011 resultierte maßgeblich aus der erfolgswirksamen Auflösung der Drohverlustrückstellung 
für Grabnutzungsrechte von 6,31 Mio. Euro.  

� Feststellung 
Bei der Stadt Lage waren in den Jahren 2007 bis 2012 mit einer Ausnahme gegenüber den 
Haushaltsplänen Ergebnisverbesserungen in den Jahresabschlüssen eingetreten. Diese re-
sultierten im Wesentlichen aus gestiegenen Erträgen. Hierbei ist die Entwicklung bei der 
Gewerbesteuer und dem Gemeindeanteil an der Einkommensteuer zu nennen. Durch die 
Auflösung einer Drohverlustrückstellung war in 2011 ein erheblicher Überschuss eingetreten. 
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Jahresergebnisse je Einwohner in Euro 2012 

Lage Minimum Maximum Mittelwert 1. Quartil 
2. Quartil 
(Median) 

3. Quartil 
Anzahle 
Werte 

-19 -394 186 -44 -82 -22 39 29 

Die Stadt Lage erreicht im Jahr 2012 mit einem Defizit von 19 Euro je Einwohner gegenüber 
dem interkommunalen Mittelwert ein leicht günstigeres Resultat. In den Vorjahren 2009 bis 
2011 waren ebenfalls bessere Positionierungen festzustellen. Für 2007 bestand jedoch ein 
erkennbar ungünstigeres Resultat. 

Jahresergebnisse, allgemeine Rücklage und Ausgleich srücklage in Tausend Euro (PLAN) 

 2013 2014 2015 2016 2017 

Jahresergebnis* 
-1.850 

-3.604**  
-938  20  1.144  2.405  

Höhe der allgemeinen  
Rücklage zum 31.12. 

24.566  24.566  24.566  24.566  24.566  

Höhe der Ausgleichsrücklage 
zum 31.12. 

2.781 
(4.631) 

1.844 
(2.781) 

1.864 
(1.844) 

3.008 
(1.864) 

5.413 
(3.008) 

Verringerung der allgemeinen 
Rücklage des Vorjahres in 
Prozent 

./. ./. ./. ./. ./.  

Fehlbetragsquote in Prozent 6,3 3,4  ./. ./. ./.  

*) erwartetes Jahresergebnis 2013 (Stand November 2014) sowie Haushaltsansatz 2014 mit Werten der mittelfristigen 
Ergebnisplanung 2015 bis 2017; Stand: beschlossener Haushaltsplan 2014 
**) geplantes Jahresergebnis 2013 laut 1. Nachtragshaushalt 2013 (ursprünglich -3.891 Tausend Euro) 
() Daten laut Ausweisung in Schlussbilanzen 

Nach den vorläufigen Berechnungen der Stadt Lage wird für das Jahr 2013 gegenüber dem 
geplanten Defizit von -3,60 Mio. Euro mit einem verringerten Defizit von etwa 
-1,85 Mio. Euro gerechnet. Dieses ist unter anderem auf eine Verbesserung der Gewerbesteu-
ererträge zurückzuführen.  

Nach dem Haushaltsplan 2014 wird für 2014 ein Defizit und für die mittelfristige Ergebnispla-
nung eine positive Entwicklung mit Überschüssen ab 2015 ausgewiesen. Die Stadt Lage erwar-
tet nach den aktuellen Daten für 2014 nunmehr eine Halbierung des Plandefizits. Die steigen-
den positiven Jahresresultate basieren unter anderem auf geplanten deutlichen Ertragszuwäch-
sen, besonders beim Gemeindeanteil an der Einkommensteuer. Einzelne Planwerte sind mit 
erkennbaren Risiken verbunden. Sie werden in den Berichtsteilen Haushaltsplanung und haus-
haltswirtschaftliche Risiken näher analysiert. 

Aufgrund der erfolgswirksamen Auflösung der Drohverlustrückstellung wurde die Ausgleichs-
rücklage in 2011 nicht abgeschmolzen, sondern vielmehr aufgefüllt. Hierdurch reichen die Mittel 
der Ausgleichsrücklage noch aus, um die Defizite 2013 und 2014 abzudecken. Nach den Pla-
nungen wird bis 2017 keine Verringerung der allgemeinen Rücklage eintreten. Die aufgestellten 
und fortgeschriebenen Haushaltssicherungskonzepte sehen die Wiedererlangung des Haus-
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haltsausgleiches für das Jahr 2015 vor. Dennoch bleibt festzuhalten, dass sich die Verringerung 
des Eigenkapitals zumindest bis einschließlich 2014 fortsetzt. Sofern die optimistischen Pla-
nungen in den Folgejahren nicht eintreten, ist ein weiterer Eigenkapitalverzehr nicht auszu-
schließen. Von 2007 bis 2014 werden, unter Berücksichtigung des erwarteten Jahresergebnis-
ses 2013, insgesamt etwa 9,78 Mio. Euro an Eigenkapital verbraucht sein. Dieses sind 26,9 
Prozent und damit rund ein Viertel des ursprünglich vorhandenen Eigenkapitals. Sofern die 
Überschüsse ab 2015 eintreten, errechnet sich für den Zeitraum von 2007 bis 2017 eine Verrin-
gerung des Eigenkapitals um 6,21 Mio. Euro beziehungsweise 17,1 Prozent. 

Strukturelle Haushaltssituation 

Die Kommunen sind verpflichtet, dauerhaft einen ausgeglichenen Haushalt zu erreichen. Nur 
dann können sie eigene Handlungsspielräume wahren oder wiedererlangen. Die Kommunen 
müssen dazu geeignete Maßnahmen finden und umsetzen. Der Umfang der Maßnahmen wird 
dabei durch die Höhe des Defizits bestimmt (Konsolidierungsbedarf). Die Basis zur Ermittlung 
des nachhaltigen Konsolidierungsbedarfs ist  

• die aktuelle strukturelle Haushaltssituation,  

• verbunden mit der voraussichtlichen Entwicklung wesentlicher haushaltswirtschaftlicher 
Rahmenbedingungen im Planungszeitraum.  

Strukturelles Ergebnis 

Das strukturelle Ergebnis gibt wieder, von welchen Ergebnissen in Zukunft nachhaltig - unter 
Annahme unveränderter Rahmenbedingungen - auszugehen ist. 

Die GPA NRW definiert das strukturelle Ergebnis wie folgt: Vom Jahresergebnis 2012 werden 
die Erträge und Aufwendungen bei der Gewerbesteuer, dem Finanzausgleich und der allgemei-
nen Kreisumlage abgezogen. Diese Werte ersetzen wir durch die Durchschnittswerte der letz-
ten sechs Jahre. Zusätzlich bereinigen wir positive wie negative Sondereffekte. 

Grund dafür ist folgender: Die in den Ergebnisrechnungen ausgewiesenen Jahresergebnisse 
geben nur bedingt einen Hinweis auf die strukturelle Haushaltssituation. Insbesondere werden 
sie oft durch stark schwankende Erträge und Aufwendungen bei der Gewerbesteuer, dem Fi-
nanzausgleich und der Kreisumlage beeinflusst. Zudem überdecken häufig Sondereffekte den 
tatsächlichen Konsolidierungsbedarf.  
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Strukturelles Ergebnis in Tausend Euro 2012 

Stadt Lage 

Jahresergebnis lt. Jahresabschluss  -678  

 ./. Bereinigungen Gewerbesteuer und Finanzausgleich (Standardbereinigung) 17.633  

 ./. Bereinigung Sondereffekte (kommunalspezifische Bereinigungen) 1.122 

 = bereinigtes Jahresergebnis -19.433 

+ Hinzurechnungen (Mittelwerte Gewebesteuer und Finanzausgleich 2007 bis 2012)  17.358 

 = strukturelles Ergebnis -2.075 

� Feststellung 
Die Stadt Lage weist für das Jahr 2012 ein strukturelles Ergebnis von -2,08 Mio. Euro aus. 
Unter Annahme unveränderter Rahmenbedingungen besteht in dieser Höhe eine nachhaltig 
zu schließende Konsolidierungslücke. 

Unter Zugrundelegung des strukturellen Ergebnisses von -2,08 Mio. ermittelt sich eine Eigen-
kapitalreichweite von 13 Jahren. Danach würde die bilanzielle Überschuldung im Jahr 2027 
eintreten.  

Haushaltsplanung 

Um aus dem strukturellen Ergebnis eine konkrete Zielgröße für eigene Konsolidierungsmaß-
nahmen der Stadt Lage ableiten zu können, ist die weitere Entwicklung der haushaltswirtschaft-
lichen Rahmenbedingungen einzubeziehen. Deshalb vergleicht die GPA NRW das strukturelle 
Ergebnis 2012 mit dem geplanten Jahresergebnis 2017. Die Analyse soll aufzeigen,  

• inwieweit sich nach dem strukturellen Ergebnis 2012 und der weiteren Haushaltsplanung 
Konsolidierungsbedarfe ergeben,  

• inwieweit eigene Konsolidierungsmaßnahmen zur Verbesserung des Ergebnisses beitra-
gen, 

• von welcher Entwicklung der haushaltswirtschaftlichen Rahmenbedingungen und wesent-
lichen Parameter die Stadt Lage ausgeht und 

• mit welchen Risiken diese Annahmen gegebenenfalls verbunden sind. 

Nach der mittelfristigen Planung auf Basis des Haushaltsplanes 2014 erwartet die Stadt Lage 
für 2017 ein positives Jahresergebnis von 2,41 Mio. Euro.  

Die nachfolgende Tabelle zeigt, wie sich die Verbesserung von 4,49 Mio. Euro zwischen dem 
strukturellen Ergebnis 2012 (-2,08 Mio. Euro) und dem Planergebnis 2017 (2,41 Mio. Euro) im 
Wesentlichen zusammensetzt: 
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Vergleich strukturelles Ergebnis 2012 und Planergebnis  2017 - wesentliche Veränderungen in  
Tausend Euro 

 
Strukturelles 

Ergebnis 2012  
Planergebnis 

2017 
Differenz 

Jährlicher An-
stieg in Prozent 

Erträge 

Gewerbesteuer *) 8.069  9.940  1.871  4,3 

Gemeindeanteil an Gemein-
schaftssteuern *) 

11.107 14.830 3.723 6,0  

Ausgleichsleistungen nach 
dem Familienleistungsaus-
gleich *) 

1.067 1.316 249 4,3 

Schlüsselzuweisungen* 13.589 14.781 1.192 1,7 

Sonstige ordentliche Erträge 4.059 2.271 -1.788 -11,0 

Finanzerträge 2.023 3.193 1.170 9,6 

Aufwendungen 

Personalaufwendungen 17.343 18.726 1.383 1,5 

Aufwendungen für Sach- und 
Dienstleistungen 

8.089 6.685 -1.404 -3,7 

Bilanzielle Abschreibungen 4.904 4.300 -604 -2,6 

Gewerbesteuerumlage und 
Fonds Deutsche Einheit *) 

1.288 1.645 357 5,0 

Allgemeine Kreisumlage und 
weitere Umlagen *) 

15.187 16.720 1.533 1,9 

Zinsen und sonstige Finanz-
aufwendungen 

2.373 3.237 864 6,4 

*) bei diesen Werten des strukturellen Ergebnisses 2012 handelt es sich jeweils um die Mittelwerte der Jahre 2007 bis 
2012; Werte ohne * beziehen sich ausschließlich auf das Jahresergebnis 2012 

Der Vorbericht im Haushaltsplan 2014 enthält grundlegende Ausführungen zur Planung. Es 
wurden die Orientierungsdaten des Landes nach dem Runderlass vom 09.07.2013 für 2014 bis 
2017 auf die Steuererträge, Finanzzuweisungen und die Personalaufwendungen grundsätzlich 
angewendet. Die Realsteuern wurden nach den örtlichen Gegebenheiten fortgeschrieben. 

� Feststellung 
Die Stadt Lage hat bei der Haushaltsplanung 2014 den geltenden Runderlass des Landes 
beachtet. Sie hat, auch aufgrund der Regelungen für Haushaltssicherungskommunen, daher 
vielfach die Orientierungsdaten angewandt. Die sich hieraus ergebenden Ertragssteigerun-
gen und damit das Eintreten der Orientierungsdaten werden besonders von der gesamtwirt-
schaftlichen Entwicklung abhängen. 
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Der analytische Vergleich der Plandaten 2017 mit dem strukturellen Ergebnis 2012 führt zu 
anderen Veränderungsraten als die Berechnungen nach dem Orientierungsdatenerlass. 

Gewerbesteuer 

Die Gewerbesteuer trägt mit 1,87 Mio. Euro zur Konsolidierung bis 2017 bei. Es ergibt sich ein 
Zuwachs von jährlich 4,3 Prozent bezogen auf das strukturelle Ergebnis 2012. Für den Planan-
satz wird grundsätzlich das laufende Vorauszahlungssoll zuzüglich rund 500.000 Euro für Ge-
werbesteuernachforderungen zugrunde gelegt. Für 2013 wurden 8,80 Mio. Euro veranschlagt. 
Im Haushaltsplan 2014 sind für 2014 bei einem erhöhten Hebesatz von 418 Hebesatzpunkten 
9,10 Mio. Euro angesetzt. Die prozentualen Steigerungen in den Folgejahren entsprechen den 
Orientierungsdaten. Weitere Hebesatzerhöhungen sind hierbei nicht eingeplant. Die Entwick-
lung der Gewerbesteuer im Betrachtungszeitraum hat gezeigt, dass diese nennenswerten 
Schwankungen unterliegt. Auf Basis des Haushaltsplanes 2014 macht die Gewerbesteuer im 
Planjahr 2017 circa 15 Prozent der gesamten ordentlichen Erträge aus. Sie hat damit keine 
dominierende Rolle in Lage. Dennoch ist sie wegen des Hebesatzrechtes eine bedeutende 
Stellschraube zur Haushaltskonsolidierung. Sollten Gewerbesteuererträge nicht in geplanter 
Höhe erzielt werden, ergibt sich mitunter ein Risiko für den Haushaltsausgleich. Diese Position 
wird daher im Kapitel haushaltswirtschaftliche Risiken aufgenommen und exemplarisch im Risi-
koszenario aufgegriffen. 

Gemeindeanteil an Gemeinschaftssteuern 

Es wird eine durchschnittliche Steigerungsrate in Höhe von jährlich 6,0 Prozent bezogen auf 
das strukturelle Ergebnis 2012 erwartet. Die jährliche Zunahme beim Anteil an der Einkom-
mensteuer liegt mit 6,3 Prozent deutlich über der der Umsatzsteuer von 2,4 Prozent. Die Zu-
wächse bei der Umsatzsteuer sind absolut als auch prozentual zu vernachlässigen. Dieses gilt 
nicht für die Einkommensteuer mit einer Zunahme von 3,60 Mio. Euro. Bezogen auf das struktu-
relle Ergebnis 2012 überschreitet die Zunahme von 6,0 Prozent jährlich jeweils die Orientie-
rungsdaten für 2014 bis 2017. In Bezug auf das Planjahr 2013 hat die Stadt Lage die Orientie-
rungsdaten für die Planung grundsätzlich übernommen. Angesichts der internationalen Ver-
flechtungen wird die deutsche Wirtschaft zunehmend von der globalen konjunkturellen Entwick-
lung beeinflusst. Ein Wachsen der Wirtschaftsleistung und steigende Steuereinnahmen können 
daher nicht dauerhaft erwartet werden. Insofern bergen die Ergebnisplanwerte für diese wichti-
ge Ertragsposition ein generelles Risiko. Sie werden ebenso bei den haushaltswirtschaftlichen 
Risiken und im Risikoszenario mit aufgenommen. 

Schlüsselzuweisungen 

Mit einem geplanten Anstieg von 1,19 Mio. Euro leisten die Schlüsselzuweisungen ebenfalls 
einen nennenswerten Beitrag zur Schließung der Konsolidierungslücke. Der Ansatz 2014 ba-
siert auf der zweiten Modellrechnung. Für die Folgejahre wurden die Orientierungsdaten über-
nommen. Die Höhe dieser Ertragsposition wird von vielen Faktoren bestimmt. Einen wesentli-
chen Einfluss hat dabei die städtische Steuerkraft. Steigende Erträge bei den Realsteuern und 
den Anteilen aus den Gemeinschaftssteuern reduzieren tendenziell die Schlüsselzuweisungen. 
Das Land NRW hat in den letzten Jahren über das Gemeindefinanzierungsgesetz (GFG) den 
Kommunen stetig steigende Beträge als Finanzausgleichsmasse zugewiesen. Die zukünftige 
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gesamtwirtschaftliche Entwicklung und die Leistungsfähigkeit des Landeshaushalts werden 
ausschlaggebend sein, ob sich dieser Trend fortsetzt. Die Ende 2013 erfolgte Regelung zum 
Einheitslastenabrechnungsgesetz und die Anpassungen im Finanzausgleich zeigen, dass in 
diesem Bereich mit Änderungen gerechnet werden muss. Exemplarisch wurde mit dem GFG 
2014 die Gewichtung der Ganztags- und Halbtagsbetreuung beim Schüleransatz deutlich her-
abgesetzt. Aus den vorgenannten Gründen besteht bei dieser Ertragsposition zumindest ein 
generelles haushaltswirtschaftliches Risiko. 

Sonstige ordentliche Erträge 

Die Verringerung um 1,79 Mio. Euro setzt sich aus mehreren Positionen zusammen. Es sind 
unter anderem geringere Erträge aus Grundstücksgeschäften und der Auflösung von Pensions-
rückstellungen geplant. Zudem wurden im Betrachtungszeitraum Wertberichtigungen beim Um-
laufvermögen durchgeführt. Diese betrugen 2012 allein rund 734.000 Euro. Entsprechende 
Erträge sind für 2017 nicht veranschlagt. 

Finanzerträge 

Bei den Finanzerträgen sind die Plandaten 2017 deutlich um fast 60 Prozent höher als im Er-
gebnis 2012. Es ist neben der Gewinnablieferung der Stadtwerke Lage GmbH insbesondere die 
Eigenkapitalverzinsung aus dem Sondervermögen Abwasserbeseitigung veranschlagt. Hier ist 
eine Zunahme um 145.000 Euro geplant. Maßgeblich für den Anstieg ist die Gewinnausschüt-
tung der Westfalen Weser Energie GmbH & Co. KG mit geplanten 1,10 Mio. Euro. Die Stadt 
Lage hat im Jahr 2013, wie zahlreiche andere Kommunen, Anteile an der E.ON Westfalen We-
ser AG erworben. Für die Anteile in Höhe von 2,5 Prozent hat die Stadt Lage 16,66 Mio. Euro 
gezahlt. Der Erwerb wurde vollständig kreditfinanziert und führt damit zu höheren Zinsaufwen-
dungen. Ob die Erträge in der geplanten Größenordnung tatsächlich erzielt werden können, 
bleibt abzuwarten.  

Personalaufwendungen 

Die Personalaufwendungen stiegen 2013 durch die Tarif- und Besoldungsabschlüsse. Für die 
Jahre 2014 bis 2017 hat die Stadt Lage in Anlehnung an den Orientierungsdatenerlass eine 
durchschnittliche Steigerung der Personalaufwendungen von einem Prozent angesetzt. Dieser 
vergleichsweise moderate Anstieg kann jedoch nur aufgrund konkreter Konsolidierungsbemü-
hungen im Personalbereich erreicht werden. Die Stadt Lage hat in der Vergangenheit hier be-
reits beachtliche Anstrengungen unternommen. Daher werden weitere Konsolidierungen im 
Planungszeitraum zunehmend schwerer. Dieses dürfte vielfach nur durch eine Reduzierung des 
kommunalen Leistungsangebotes zu erreichen sein. Die tariflichen Lohn- und Gehaltssteige-
rungen bewegen sich nach einer Prognose der kommunalen Spitzenverbände1 in etwa bei rund 
drei Prozent jährlich. Auf Basis des strukturellen Ergebnisses 2012 ermittelte sich ein Anstieg 
von jährlich 1,5 Prozent. Die GPA NRW sieht hier ein Risiko bei den Personalaufwendungen. 
Es wird daher bei den haushaltswirtschaftlichen Risiken und im Risikoszenario aufgenommen. 

 

1 Vgl. Anlage 2 zum Schnellbrief des StGB Nr. 116 aus 2013 vom 25.06.2013 
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Aufwendungen für Sach- und Dienstleistungen 

Gegenüber dem strukturellen Ergebnis 2012 ermittelt sich für das Planjahr 2013 eine Verringe-
rung um rund 450.000 Tausend Euro auf 7,64 Mio. Euro. Für die Folgejahre sind jeweils weitere 
Rückgänge geplant. Daraus ermittelt sich eine jährliche Abnahme von 3,7 Prozent. Die durch-
geführten energetischen Gebäudesanierungen entlasten die Stadt bei den Bewirtschaftungs-
aufwendungen. Die Einschätzungen der kommunalen Spitzenverbände sehen jedoch Steige-
rungen vor. Sie liegen im Bereich von 3,0 Prozent für die Jahre 2013 bis 20162.. Relativierend 
ist darzulegen, dass in Lage im Jahr 2012 mit 8,09 Mio. Euro die höchsten Aufwendungen im 
Betrachtungszeitraum zu verzeichnen waren. Sie lagen um rund 870.000 Euro über dem Vor-
jahresergebnis 2011 von 7,22 Mio. Euro. Die Planansätze für 2014 entsprechen dem Niveau 
des Jahresergebnisses 2011. Auch wenn dieses verringerte Volumen zugrunde gelegt wird, 
liegen die sinkenden Planansätze 2015 bis 2017 weiterhin unter diesem Niveau. Es verbleibt 
bei einer jährlichen Abnahme, und zwar in Höhe von 1,5 Prozent. Die von Lage geplanten Wer-
te können somit nur durch konkrete Konsolidierungsaktivitäten erreicht werden. Sie bergen 
Risiken und werden als haushaltswirtschaftliche Risiken sowie im Risikoszenario berücksichtigt. 

Gewerbesteuerumlage und Fonds deutsche Einheit 

Diese Positionen entwickeln sich grundsätzlich in Abhängigkeit von der Gewerbesteuer im Re-
ferenzzeitraum.  

Allgemeine Kreisumlage 

Der Kreis Lippe hat für 2014 die allgemeine Kreisumlage auf 41,75 Prozent festgesetzt. Durch 
die gestiegene Steuerkraft der Stadt Lage beträgt die Umlage 16,51 Mio. Euro. Für die Jahre 
2015 bis 2017 hat die Stadt Lage durchgängig konstante Beträge in dieser Höhe veranschlagt. 
Damit entwickelt sich für die Folgejahre ab 2015 die allgemeine Kreisumlage nicht entspre-
chend der jeweiligen Steuerkraft im Referenzzeitraum. Dieses gilt unter anderem für den ge-
planten Anstieg der Gewerbesteuer. Mit diesen Plansätzen will die Stadt Lage, wie auch andere 
Kommunen, gegenüber dem Kreis signalisieren, dass aufgrund der angespannten Haushaltsla-
ge keine weiteren Steigerungen hinsichtlich der absoluten Höhe verkraftbar sind. Anzuerkennen 
ist sicherlich, dass im Kreis Lippe bei der Festlegung der Kreisumlagen seit Jahren ein enges 
Abstimmungsverfahren mit den kreisangehörigen Kommunen praktiziert wird. Hierbei wird die 
finanzielle Leistungsfähigkeit der Kommunen berücksichtigt. Es existieren zahlreiche Einfluss-
faktoren, die eine Planung der Kreisumlage für die Kommune unsicher werden lassen. Der Um-
lagebedarf des Kreises oder die Entwicklung der Steuerkraft im übrigen Kreisgebiet können 
schwer vorhergesagt werden. Bezogen auf das strukturelle Ergebnis 2012 der Stadt Lage ermit-
telt sich für die Kreisumlage eine jährliche Steigerungsrate von 1,9 Prozent. Insgesamt besteht 
bei dieser Position ein haushaltswirtschaftliches Risiko. 

 

2 Vgl. Anlage 2 zum Schnellbrief des StGB Nr. 116 aus 2013 vom 25.06.2013 
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Zinsen und sonstige Aufwendungen 

Bezogen auf das strukturelle Ergebnis 2012 beträgt die jährliche Wachstumsrate 6,4 Prozent. 
Ursächlich hierfür sind die geplanten höheren Aufwendungen aus den Zahlungsverpflichtungen 
aus Derivatgeschäften. Diese werden durch niedrigere Zinsen beim Grundgeschäft ausgegli-
chen. Hinzu kommen die Aufwendungen aus dem kreditfinanzierten Erwerb der Anteile an der 
E.ON Westfalen Weser AG über 16,66 Mio. Euro. Bei den Liquiditätskrediten geht die Stadt von 
einem weiterhin niedrigen Zinsniveau aus. Für das Jahr 2014 wurde ein Niveau von 1,0 Prozent 
angesetzt. Für die Folgejahre ab 2015 wurden jährlich um 0,5 Prozent-punkte steigende Zinss-
ätze kalkuliert. Aufgrund des bisher gestiegenen und für den Planungszeitraum angesetzten 
Kreditvolumens zwischen 19,5 Mio. Euro und 22,6 Mio. Euro ist grundsätzlich von einem deutli-
chen Zinsänderungsrisiko auszugehen. Dieses gilt auch vor dem Hintergrund, dass die Stadt 
Lage bisher eher kurzfristige Laufzeiten gewählt hat. Mit den geplanten steigenden Zinssätzen 
wird das Risiko für die Haushaltsbewirtschaftung abgefedert. Die zukünftige Entwicklung bleibt 
kritisch zu begleiten. 

 

� Feststellung 
Auf Basis des Haushaltsplanes 2014 sind bei einzelnen Ertrags- und Aufwandspositionen 
Risiken für die Haushaltsbewirtschaftung festzustellen. Es besteht eine grundsätzliche Ab-
hängigkeit von der gesamtwirtschaftlichen Entwicklung, der Gewerbesteuer und damit den 
Auswirkungen im Finanzausgleich im weiteren Sinne. 

Haushaltsbewirtschaftung Bauhof 

Der städtische Bauhof wird als Regiebetrieb im Kernhaushalt (Produkt 001 006 003) geführt. 
Nach den Teilergebnisrechnungen und -plänen sind in diesem Produkt jährliche Defizite von 
etwa 1,50 Mio. Euro dargestellt. Die Leistungen und Aufwendungen des Bauhofes werden nicht 
bei den Produkten, für die er tätig wird, verursachungsgerecht abgebildet. Damit sind der voll-
ständige Ressourcenverbrauch und die tatsächlichen Zuschussbedarfe in diesen Produkten 
nicht erkennbar. Eine solche Transparenz ist jedoch für die Festlegung von Konsolidierungs-
maßnahmen erforderlich. Daher empfiehlt die GPA NRW die internen Leistungsbeziehungen 
des Bauhofes in den Teilergebnisplänen auszuweisen. Dieses erfordert im Regelfall eine Kos-
ten- und Leistungsrechnung beim städtischen Bauhof. 

Gesamtbetrachtung der Haushaltssituation 

Kennzahlen im interkommunalen Vergleich 

Das NKF-Kennzahlenset NRW sowie einwohnerbezogene Kennzahlen geben einen Überblick 
über die Vermögens-, Schulden-, Finanz- und Ertragslage der Kommune. 
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NKF-Kennzahlenset NRW in Prozent im interkommunalen Vergleich 2012 

Kennzahl Lage Minimum Maximum Mittelwert 

Haushaltswirtschaftliche Gesamtsituation 

Aufwandsdeckungsgrad 99,5  83,6 111,7 98,2 

Eigenkapitalquote 1 13,0  11,0 65,0 37,3 

Eigenkapitalquote 2 45,1  34,8 84,3 64,2 

Fehlbetragsquote 2,3  0,1 27,3 5,9 

Vermögenslage 

Infrastrukturquote 30,4  0,1 53,3 36,4 

Abschreibungsintensität 6,7  0,8 15,1 9,6 

Drittfinanzierungsquote 55,6  31,0 112,7 53,5 

Investitionsquote 36,0  10,1 286,2 75,3 

Finanzlage 

Anlagendeckungsgrad 2 74,9  67,6 107,4 89,5 

Liquidität 2. Grades 15,8  6,0 1.430,4 149,3 

Dynamischer Verschuldungsgrad 
(Angabe in Jahren) 

./. 1 266 37 

Kurzfristige Verbindlichkeitsquote 15,1  0,7 25,0 7,3 

Zinslastquote 3,8  0,1 8,3 2,7 

Ertragslage 

Netto-Steuerquote* 43,8  46,2 74,1 57,6 

Zuwendungsquote* 32,8  5,5 29,4 16,4 

Personalintensität** 27,6  13,4 28,6 20,6 

Sach- und Dienstleistungsintensität 12,9  10,1 29,4 17,7 

Transferaufwandsquote 41,2  36,2 51,7 43,5 

*) neu berechnete Kennzahlwerte von Lage nachträglich eingefügt 
**) die relevante Personalquote 2 zeigt eine unterdurchschnittliche Personalausstattung; siehe weitergehende Ausfüh-
rungen im Bereich Ertragslage auf Seite 17 

Weitere Kennzahlen je Einwohner in Euro im interkommu nalen Vergleich 2012 

Kennzahl Lage Minimum Maximum Mittelwert 

Jahresergebnis -19 -394 186 -44 

Saldo aus laufender Verwaltungstätigkeit -13 -263 338 66 

Allgemeine Deckungsmittel 1.184 1.034 2.082 1.290 

Gesamtverbindlichkeiten (Gesamtab-
schluss) 2010* 

3.413 502 5.290 2.405 

*) Vergleich 2010 wegen fehlender Jahresabschlüsse und eingeschränkter Datenbasis für 2012 
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Haushaltswirtschaftliche Gesamtsituation 

Nach den Kennzahlen 2012 stellt sich die haushaltswirtschaftliche Gesamtsituation der Stadt 
Lage im interkommunalen Vergleich kritischer dar. Zwar konnten die ordentlichen Erträge fast 
vollständig die ordentlichen Aufwendungen decken. Dieses resultierte aus überdurchschnittli-
chen Gewerbesteuererträgen. Sie lagen um 2,47 Mio. Euro beziehungsweise ein Drittel über 
dem Durchschnitt der Vorjahre. Diese Höhe ist, auch nach den Planungen der Kommune, zu-
künftig nicht zu erwarten. Die Eigenkapitalquote 1 offenbart im interkommunalen Vergleich eine 
Tendenz zum Minimumwert. Ursächlich hierfür sind eine seit Jahren relativ hohe Verschuldung 
und ein sukzessiver Eigenkapitalverzehr. Bei der Eigenkapitalquote 2 besteht ebenfalls ein weit 
unterdurchschnittliches Niveau. Im Zeitverlauf zeigen beide Eigenkapitalquoten eine rückläufige 
Entwicklung. Diese resultiert aus einem sukzessiven Eigenkapitalverzehr, der durch die über-
wiegend defizitären Jahresabschlüsse verursacht wurde. Die Ist-Ergebnisse sowie die überwie-
gend defizitären Plandaten zeigen einen offenkundigen Handlungsbedarf. Die mittelfristige Ge-
samtergebnisplanung im Haushaltsplan 2014 zeigt zwar eine positive Entwicklung und ab 2016 
Überschüsse auf. Diese basieren jedoch teilweise auf optimistischen Plandaten und sind daher 
mit erkennbaren Risiken verbunden. Es ist daher nicht auszuschließen, dass sich der bedenkli-
che Eigenkapitalverzehr in den nächsten Jahren fortsetzen wird.  

Vermögenslage 

Die Konzernstruktur der Stadt Lage und der Ausgliederungsgrad des Kernhaushaltes sind inter-
kommunal grundsätzlich unauffällig. Der gesamte Abwassersektor mit dem Kanalnetz und den 
Kläranlagen ist wie bei der Mehrheit der nordrhein-westfälischen Kommunen aus dem Kern-
haushalt ausgegliedert und wird als Sondervermögen geführt. Ansonsten sind das verbleibende 
volumenträchtige Infrastrukturvermögen, insbesondere das Straßennetz, und grundsätzlich das 
gesamte Immobilienvermögen (Schulen, Verwaltungsgebäude etc.) im Kernhaushalt bilanziert. 
Eine Ursache für die unterdurchschnittliche Infrastrukturquote wird in der vergleichsweise gerin-
gen Gemeindefläche zu finden sein. Der abschreibungsbedingte Werteverzehr sowie die haus-
haltsbedingte niedrige Investitionsquote haben hierzu ebenfalls beigetragen. Deutlich unterhalb 
des Mittelwertes liegt die Abschreibungsintensität. Der städtische Haushalt wird erkennbar ge-
ringer durch die Abnutzung der Vermögenswerte belastet. Daneben bedeuten höhere Erträge 
aus der Auflösung von Sonderposten eine weitere Haushaltsentlastung. Dieses Ergebnis kor-
respondiert tendenziell mit dem Resultat bei der Eigenkapitalquote 2. Hier ist die Mittelwertun-
terschreitung nicht so ausgeprägt wie bei der Eigenkapitalquote 1. Das Anlagevermögen der 
Stadt Lage weist in den betrachteten volumenträchtigen Bereichen überwiegend unauffällige 
Anlagenabnutzungsgrade auf. Hieraus sind grundsätzlich kurz- bis mittelfristig keine erhöhten 
Investitionsbedarfe abzuleiten. Die Investitionsquote schwankte im Zeitverlauf mit Ausnahme 
des Jahres 2009 zwischen 30 und 74 Prozent. Die hohe Quote im Jahr 2009 von 198 Prozent 
resultierte maßgeblich aus der Erweiterung des Schulzentrums und dem Neubau der Grund-
schule Kachtenhausen. Der Durchschnitt von 68 Prozent zeigt jedoch, dass der Werteverzehr 
bezogen auf das gesamte Anlagevermögen nicht ausgeglichen wurde. Die interkommunal nied-
rige Investitionsquote resultiert insbesondere aus der seit Jahren angespannten Haushaltsitua-
tion und den rechtlichen Restriktionen für Haushaltssicherungskommunen, die für die Stadt 
Lage seit 2010 gelten. 
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Finanzlage 

Aufgrund der geringen Bestände an eigenen liquiden Mitteln und der bis auf das Jahr 2008 
unzureichenden Selbstfinanzierungskraft war die Stadt Lage im Betrachtungszeitraum durch-
gängig auf Liquiditätskredite angewiesen. Die seit vielen Jahren äußerst angespannte Finanzsi-
tuation bestand ebenfalls im Betrachtungszeitraum fort. Sie zeigte zudem eine kritische Ent-
wicklung. Das Volumen der Liquiditätskredite erhöhte sich erkennbar im Eckjahrevergleich. 
Dieses bedeutet ein wachsendes Zinsänderungsrisiko. Die hohen Kreditverbindlichkeiten spie-
geln sich in der interkommunal überdurchschnittlichen Zinslastquote wider. Der Haushalt der 
Stadt Lage wird demnach stärker belastet. Nach den Finanzrechnungen bestanden mit Aus-
nahme von 2008 negative Salden aus laufender Verwaltungstätigkeit. Damit war in fünf Jahren 
eine laufende ausreichende Selbstfinanzierungskraft nicht gegeben. Hierdurch konnten grund-
sätzlich Investitionen nicht durch eigene laufende Mittel finanziert werden. 

Ertragslage 

Im Jahr 2012 sowie in drei weiteren Jahren sind negative Jahresergebnisse zu verzeichnen. Die 
Stadt Lage war wie die absolute Mehrheit der nordrhein-westfälischen Kommunen durchgängig 
auf Schlüsselzuweisungen angewiesen. Das vergleichsweise hohe Volumen bei den Schlüssel-
zuweisungen von durchschnittlich 13,59 Mio. Euro zeigt sich in der erheblichen Zuwendungs-
quote. In einzelnen Jahren stellt Lage den Maximumwert. Dieses bedeutet gleichzeitig eine 
größere Abhängigkeit vom kommunalen Finanzausgleich. Die allgemeinen Deckungsmittel wa-
ren in allen Jahren interkommunal unterdurchschnittlich. Die damit verbundene Nettosteuerquo-
te schwankte von 2007 bis 2012 zwischen 36 und 46 Prozent. Für die Stadt Lage bestand damit 
im interkommunalen Vergleich ein weit unterdurchschnittliches Niveau.  

Bei der Stadt Lage waren die ordentlichen Aufwendungen unterdurchschnittlich. Sie lagen je 
Einwohner 2012 rund acht Prozent unter dem interkommunalen Mittelwert. Hierdurch werden 
die Kennzahlenwerte, die in Relation zu den ordentlichen Aufwendungen stehen, ein Stück weit 
belastet. Die Personalintensität bewegt sich durchgängig auf einem hohen Niveau. In einzelnen 
Jahren stellt Lage den Maximumwert. Bei der Kennzahl werden die Personalaufwendungen in 
Relation zu den ordentlichen Aufwendungen gesetzt. In diesem Kontext wird auf die im GPA-
Kennzahlenset aufgeführten Personalquoten 1 und 2 hingewiesen. Hier wird die Personalaus-
stattung bezogen auf die Ist-Stellen je 1.000 Einwohner ermittelt. Die Personalquote 1 ist ge-
genüber dem Mittelwert um rund 7 Prozent erhöht. Die Personalquote 2 liegt unter dem Mittel-
wert. Die Sach- und Dienstleistungsintensität ist im gesamten Zeitraum relativ niedrig. Sie liegt 
durchgängig unter dem 1. Quartilswert. Hier wird tendenziell die Wechselwirkung zur Personal-
intensität deutlich. Die Transferaufwandsquote schwankte in Lage zwischen 37,6 und 41,8 Pro-
zent. Sie war damit in allen Jahren interkommunal unterdurchschnittlich. Zu den Transferauf-
wendungen zählen neben den Gewerbesteuerumlagen insbesondere die Kreisumlagen.  

Die Haushaltssituation stellt sich insgesamt wie folgt dar: 

• NKF-Einführung zum 1. Januar 2007, 

• Von den Jahresabschlüssen 2007 bis 2012 waren vier der sechs Jahre defizitär. In zwei 
Jahren konnten positive Ergebnisrechnungen festgestellt werden. Gegenüber den Haus-
haltsplänen waren mit Ausnahme des Jahres 2009 jeweils Ergebnisverbesserungen ein-
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getreten. Nach den vorläufigen Berechnungen wird für das Jahr 2013 ein verringertes 
Defizit von 1,85 Mio. Euro erwartet.  

• Durch den Sondereffekt der erfolgswirksamen Auflösung einer Drohverlustrückstellung 
für Grabnutzungsrechte in Höhe von 6,31 Mio. Euro wurde anstatt eines Defizits im Jah-
resabschluss 2011 ein Jahresüberschuss von 1,86 Mio. Euro realisiert.  

• Die Stadt Lage hat seit 2010 Haushaltssicherungskonzepte aufzustellen. 

• Die Ausgleichsrücklage reduzierte sich in sechs Jahren bis 2012 um rund 58 Prozent auf 
4,63 Mio. Euro. Ohne die erfolgswirksame Auflösung der Drohverlustrückstellung wäre 
die Ausgleichsrücklage bereits im Jahresabschluss 2011 aufgezehrt gewesen.  

• Nach dem bilanzierten Eigenkapital war im Zeitraum vom 01.01.2007 bis 31.12.2012, 
maßgeblich aufgrund der defizitären Jahresergebnisse, ein deutlicher Eigenkapitalver-
zehr von 7,14 Mio. Euro beziehungsweise annähernd 20 Prozent eingetreten.  

• Das strukturelle Ergebnis 2012 weist einen nachhaltigen Konsolidierungsbedarf von  
2,08 Mio. Euro aus. 

• Auf Basis des Haushaltsplanes 2014 wird nach der mittelfristigen Ergebnisplanung die 
Ausgleichsrücklage nicht aufgezehrt werden. Hintergrund sind die ab 2015 geplanten und 
jährlich steigenden positiven Jahresresultate.  

• Die Planungen der wesentlichen Ertrags- und Aufwandspositionen auf Basis des Haus-
haltsplanes 2014 zeigen in Teilen Risiken für die Haushaltsbewirtschaftung. Daher be-
steht weiterhin ein grundsätzlicher Handlungsbedarf zur Haushaltskonsolidierung.  

• Mittelfristig ist weiterhin ein beachtlicher Liquiditätskreditbedarf erkennbar. Daraus folgt 
ein erhöhtes Zinsänderungsrisiko. 

• Der einwohnerbezogen unterdurchschnittliche Gebäudeflächenbestand bedeutet tenden-
ziell eine Entlastung für den kommunalen Haushalt. 

� KIWI-Bewertung 
Die GPA NRW bewertet die Haushaltssituation der Stadt Lage mit dem Index 2. 

Bei dieser KIWI-Bewertung wurden insbesondere die testierten Jahresabschlüsse und vor allem 
das Jahresergebnis 2012 zugrunde gelegt. Zudem war die rechtliche Haushaltssituation von 
Bedeutung. Die Stadt Lage befindet sich seit 2010 in der Haushaltssicherung. Nach den aktuel-
len Daten für das Jahr 2014 zeichnet sich eine deutliche Verbesserung der Haushaltssituation 
ab. Hierzu haben die Konsolidierungsanstrengungen der Kommune und eine steigende Gewer-
besteuer beigetragen. Die Stadt Lage ist wegen dieser positiven Entwicklung davon überzeugt, 
dass der Haushaltsausgleich im Jahr 2015 tatsächlich erreicht wird. Dieses würde für die Zu-
kunft eine bessere KIWI-Bewertung bedeuten. 
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Haushaltswirtschaftliche Risiken  

Haushaltswirtschaftliche Risiken zu erkennen und mit ihnen umzugehen sind wesentliche Be-
standteile der Haushaltssteuerung. 

Risiken im Überblick 

Risiken 
Fundstelle 

(Berichtsabschnitt) 

Die geplante Ertragsentwicklung bei der Gewerbesteuer, den Steuerbe-
teiligungen und den Schlüsselzuweisungen unterliegt Risiken 

Strukturelle Haushaltssituation 

Die erwarteten Erträge aus der Beteiligung an der Westfalen Weser 
Energie GmbH & Co. KG bergen Risiken, jedoch auch Chancen 

Finanzanlagen 

Die geplante Steigerungen bei den Personalaufwendungen zeigen auch 
bei Anwendungen der Orientierungsdaten ein bedingtes Risiko 

Strukturelle Haushaltssituation 

Risiko bei den Plansätzen der allgemeinen Kreisumlage Strukturelle Haushaltssituation 

Risiko im geplanten Rückgang der Aufwendungen für Sach- und Dienst-
leistungen  

Strukturelle Haushaltssituation 

Zinsänderungsrisiko bei Liquiditätskrediten 
Strukturelle Haushaltssituation/  

Schulden- und Finanzlage 

Risikoszenario 

Das „Risikoszenario“ zeigt, welche Auswirkungen Abweichungen von den Plandaten auf die 
zukünftigen Jahresergebnisse haben könnten. Die GPA NRW möchte die Kommunen für haus-
haltswirtschaftliche Risiken sensibilisieren. Das Risikoszenario verdeutlicht beispielhaft, wie sich 
einige festgestellte Risiken auf die zukünftigen Jahresergebnisse auswirken könnten. Die dabei 
vorgenommenen Berechnungen können und sollen die individuell erforderlichen Risikoein-
schätzungen der Kommune nicht ersetzen. Die Kommune muss diese Risiken individuell identi-
fizieren. Darauf aufbauend entscheidet sie, ob und wie einzelne Risiken minimiert werden und 
inwieweit insgesamt eine Risikovorsorge getroffen wird. Dies geschieht zum Beispiel, indem sie 
weitere Konsolidierungsmaßnahmen vorbereitet. Die GPA NRW empfiehlt daher eine systema-
tische Auseinandersetzung mit den haushaltswirtschaftlichen Risikofaktoren. Im nachfolgenden 
beispielhaften Risikoszenario werden ausgewählte, risikobehaftete Ertrags- und Aufwandsposi-
tionen mit abweichenden Planungsdaten sowie deren Auswirkung auf das geplante Jahreser-
gebnis 2017 summarisch dargestellt.  
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Planergebnis und Risikoszenario 2017 in Tausend Euro 

Position 
Risikoszenario 

2017 
Planergebnis 

2017 
Abweichung 

Gewerbesteuer (Strukturelles Ergebnis 2012  
und alternative Steigerungsrate ab 2014 von  
3,0 Prozent) 

9.422 9.940 -518 

Gemeinschaftssteuern (Begrenzung der Steige-
rungsraten ab 2015 auf 4,0 Prozent jährlich) 

14.359 14.830 -471 

Personalaufwendungen (Anstieg Tarifbeschäftigte 
ab 2015 jährlich 2,0 Prozent) 

19.116 18.726 -390 

Aufwendungen für Sach- und Dienstleistungen 
(alternative Steigerungsrate ab 2015 von  
1,0 Prozent) 

7.444 6.685 -759 

Allgemeine Kreisumlage (Basis 2014 und Ände-
rungsrate ab 2015 von 1,0 Prozent) 

17.004 16.504 -500 

Saldo -19.783 -17.145 -2.638 

 

Haushaltsplanung und Risikoszenario 2012 bis 2017 i n Tausend Euro 
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� Empfehlung 
Als Bestandteil der strategischen Haushaltssteuerung sollte die Stadt Lage individuelle Risi-
koabschätzungen vornehmen. Auf dieser Basis sollte sie dann Möglichkeiten zur Risikore-
duzierung ermitteln. 

Nicht alle Risiken werden sich in der berechneten Höhe realisieren. Möglicherweise werden an 
einigen Stellen sogar positivere Entwicklungen als geplant eintreten. Insofern ist es nicht not-
wendig, für die ermittelten Risiken in voller Höhe Vorsorge zu treffen. Ohne Maßnahmen zur 
Risikovermeidung und -vorsorge besteht die Gefahr, dass kurzfristig nur mit Steueranhebungen 
auf neue Konsolidierungslücken reagiert werden kann. Risikoidentifizierung und Risikovorsorge 
sind damit wesentlicher Teil von Haushaltskonsolidierung. 

Haushaltskonsolidierung 

Mögliche Aufwandsreduzierungen und Ertragssteigerungen aus diesem Teilbericht sind in der 
folgenden Tabelle zusammengefasst. Weitere Empfehlungen zur Haushaltskonsolidierung kön-
nen den anderen Teilberichten entnommen werden. 

Konsolidierungsmöglichkeiten im Überblick 

Konsolidierungsmöglichkeiten 
Fundstelle 

(Berichtsabschnitt)  

Erhöhung der Realsteuerhebesätze Steuern 

Abschreibungsbasis in den Gebührenkalkulationen auf 
Wiederbeschaffungszeitwerte umstellen 

Gebühren 

Neukalkulation grundsätzlich kostendeckender 
Friedhofsgebühren 

Gebühren 

Reduzierung Öffentlichkeitsanteil bei Straßenreinigung 
und Winterdienst 

Gebühren 

KAG-Satzung um Wirtschaftswege ergänzen sowie 
Beitragssätze nach pflichtgemäßen Ermessen erhöhen  

Beiträge 

Erhöhung von Bürgschaftsprovisionen Ertragslage 

Um den Haushaltsausgleich zu erreichen, muss die Kommune freiwillige Leistungen und Stan-
dards, die über das rechtlich notwendige Maß hinausgehen, auf den Prüfstand stellen. Dies 
bedarf einer kritischen Aufgabenanalyse und Prioritätensetzungen. Dies gilt insbesondere für 
Kommunen, die ihre Ausgleichsrücklage verbraucht haben und haushaltsrechtlichen Einschrän-
kungen unterliegen. Die Kommune kann im Rahmen ihres Selbstverwaltungsrechts zwar ent-
scheiden, freiwillige Leistungen weiter zu erbringen. In diesen Fällen müssen jedoch Kompen-
sationsmaßnahmen einen strukturell ausgeglichenen Haushalt sicherstellen. Soweit Einsparun-
gen nicht ausreichen, sind Ertragspotenziale bei den Beiträgen und Gebühren auszuschöpfen 
und Steuern anzuheben. Zu den freiwilligen Leistungen in der Stadt Lage zählen insbesondere 
das überdurchschnittliche Bäderangebot sowie die städtische Musikschule. 
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Kommunaler Steuerungstrend 

Die Jahresergebnisse werden wesentlich durch schwankende Erträge und Aufwendungen bei 
der Gewerbesteuer, der Kreisumlage und dem Finanzausgleich beeinflusst. Die Jahresergeb-
nisse geben im Zeitverlauf damit nur bedingt einen Hinweis auf die Erfolge von eigenen Konso-
lidierungsbemühungen. Der kommunale Steuerungstrend wird überlagert. Um diesen Steue-
rungstrend wieder offenzulegen, bereinigt die GPA NRW die Jahresergebnisse um die Erträge 
und Aufwendungen bei der Gewerbesteuer, der Kreisumlage und dem Finanzausgleich. Son-
dereffekte, die sich aus der Ertragsanalyse ergeben haben, werden ebenfalls bereinigt. Die 
anschließende Grafik macht danach die Auswirkungen des eigenen kommunalen Handelns und 
die Ergebnisse von Konsolidierungsmaßnahmen deutlich. 

Kommunaler Steuerungstrend in Tausend Euro 

 

2007 bis 2012 Istwerte, danach Planwerte 

Ausgehend von 2007 zeigt sich im Jahr 2009 eine dramatische Verschlechterung und damit ein 
negativer Steuerungstrend. Im Jahr 2008 verbesserte sich das originäre Jahresergebnis um 
2,64 Mio. Euro. Dieses resultierte jedoch aus Verbesserungen in den Bereichen, die von der 
Kommune grundsätzlich nicht zu beeinflussen sind und daher bei dieser Analyse bereinigt wer-
den. Die Bereinigungen stiegen um 3,80 Mio. Euro, so dass letztendlich eine Verschlechterung 
beim Steuerungstrend von 1,16 Mio. Euro eingetreten ist. Der Einbruch 2009 resultierte maß-
geblich aus der Verschlechterung des originären Jahresergebnisses gegenüber dem Vorjahr 
um 4,59 Mio. Euro auf -3,91 Mio. Euro. In den Folgejahren tritt bis 2012 eine erkennbare Ent-
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spannung ein. Dennoch zeigen die Ist-Ergebnisse eine deutliche Verschlechterung gegenüber 
dem Basisjahr 2007 und damit letztendlich einen negativen Trend.  

Ab dem Jahr 2013 zeigt der Steuerungstrend nach den Plandaten eine schwankende Entwick-
lung. Der negative Trend im Jahr 2013 resultiert maßgeblich aus dem gestiegenen Plandefizit 
von -3,60 Mio. Euro. Nach der Bereinigung verbleibt eine Verschlechterung beim Steuerungs-
trend um rund 910.000 Euro. Das erwartete Ist-Ergebnis 2013 von etwa -1,70 Mio. Euro konnte 
bei dieser Betrachtung nicht berücksichtigt werden, weil die notwendigen Daten für eine Berei-
nigung noch nicht vollständig zu ermitteln waren. Unabhängig hiervon bewertet die GPA NRW 
diese Ergebnisverbesserung selbstverständlich positiv. Für das Jahr 2014 verbessert sich der 
Steuerungstrend erkennbar um 1,56 Mio. Euro. Dieses ist wiederum maßgeblich auf das ge-
sunkene Plandefizit von rund 940.000 Euro zurückzuführen. Die Verbesserung stützt sich ins-
besondere auf die Gewinnausschüttung der Westfalen Weser Energie GmbH & Co. KG in einer 
geplanten Höhe von 2,16 Mio. Euro. 2013 waren 430.000 Euro veranschlagt. Für die Jahre 
2015 bis 2017 werden Gewinnausschüttungen zwischen 1,10 Mio. Euro und 1,31 Mio. Euro 
erwartet. Dieser Rückgang trägt dazu bei, dass sich der kommunale Steuerungstrend ab 2015 
negativ entwickelt. Die bereinigten Jahresergebnisse in den Planjahren 2016 und 2017 bewe-
gen sich in etwa auf dem Niveau des letzten Ist-Ergebnisses 2012. Hierbei ist anzumerken, 
dass die Stadt Lage mit rückläufigen Aufwendungen für Sach- und Dienstleistungen sowie mo-
deraten Zuwächsen bei den Personalaufwendungen geplant hat. 

� Feststellung 
Der kommunale Steuerungstrend zeigt bei den Ist-Ergebnissen bis 2012 jeweils Verschlech-
terungen gegenüber dem Basisjahr 2007. Dieses gilt ebenfalls für die Plandaten 2013 bis 
2017.  

� Empfehlung 
Im Hinblick auf das Gebot der intergenerativen Gerechtigkeit sollte der kommunale Haushalt 
grundsätzlich ausgeglichen sein. Sofern die Planungen und Erwartungen der Stadt Lage 
nicht in dieser Höhe eintreten und ein Haushaltsausgleich nicht erreicht werden kann, sind 
zusätzliche Konsolidierungsmaßnahmen unumgänglich. Dieses dürfte nur durch eine weitere 
Reduzierung des städtischen Leistungsangebotes und eine stärkere finanzielle Beteiligung 
der Bürger zu erreichen sein. 

Beiträge 

Beiträge sind ein wichtiger Bestandteil der Finanzierung von Straßenbaumaßnahmen. Der Ge-
setzgeber verpflichtet die Bürger, sich in angemessenem Umfang am Erhalt des Infrastruktur-
vermögens zu beteiligen3. Die Kommunen sind nicht berechtigt, auf diesen Finanzierungsbei-
trag zu verzichten (Beitragserhebungspflicht). In welchem Umfang davon Gebrauch gemacht 
wurde, veranschaulicht die Drittfinanzierungsquote. 

 

3 §§ 127 ff. Baugesetzbuch (BauGB) und §§ 8, 9 Kommunalabgabengesetz NRW (KAG) 
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Drittfinanzierungsquote aus Beiträgen in Tausend Eu ro 

 2007 2008 2009 2010 2011 2012 

Erträge aus der Auflösung von 
Sonderposten für Straßenbei-
träge 

681  644  646  647  646  645  

Abschreibungen auf das  
Straßennetz 

1.524  1.536  1.537  1.534  1.532  1.522  

Drittfinanzierungsquote aus 
Beiträgen 

44,7  41,9  42,0  42,2  42,1  42,4  

Die Drittfinanzierungsquote lag in allen Jahren über dem interkommunalen Mittelwert, der sich 
zwischen 35,1 Prozent und 36,4 Prozent bewegte. Dennoch haben andere Kommunen deutlich 
höhere Drittfinanzierungsquoten von bis zu 75,7 Prozent erreicht. Für die Stadt Lage bestehen 
Optimierungsmöglichkeiten. Die Erschließungsbeitragssatzung nach dem BauGB aus dem Jahr 
2001 entspricht in weiten Teilen der Mustersatzung des Städte- und Gemeindebundes aus dem 
Jahr 1994. Analog der Mustersatzung sind 90 Prozent des beitragsfähigen Aufwands von den 
Beitragspflichtigen zu tragen. Positiv ist ebenso der Verweis auf das Bauprogramm bei den 
Merkmalen der endgültigen Herstellung.  

Die geltende Satzung der Stadt Lage über die Erhebung von Beiträgen nach § 8 KAG für stra-
ßenbauliche Maßnahmen ist aus dem Jahr 2006. Darin wird in § 1 der Satzung - wie in der 
Mustersatzung - der weitergehende Anlagenbegriff des KAG verwendet. Ein solcher erfasst 
grundsätzlich auch Straßen im Außenbereich und Wirtschaftswege. In Lage ist eine Beitragser-
hebung für Ausbaumaßnahmen an Wirtschaftswegen bisher nicht vorgesehen. Entsprechende 
Maßnahmen wurden im Betrachtungszeitraum bisher auch nicht durchgeführt. Die von der 
Stadt angesetzten Anteile der Beitragspflichtigen liegen grundsätzlich im unteren Bereich des in 
der Mustersatzung vorgesehenen Korridors. Vielfach wurde der „Mindestbeitragsanteil“ gewählt. 
Damit hat die Stadt Lage die Beitragsmöglichkeiten bisher nicht ausgeschöpft. 

Beitragsfinanzierte Investitionsauszahlungen im Stra ßenbau in Tausend Euro (Ist) 

 2007 2008 2009 2010 2011 2012 

Bauinvestitionsauszahlungen 
für Straßen inklusive Grunder-
werb 

533  1.200  534  309  270  229  

Einzahlungen aus Beiträgen 
für Straßen 

145  377  77  30  76  48  

beitragsfinanzierte Investiti-
onsauszahlungen im Straßen-
bau in Prozent 

27,3  31,4  14,5  9,7  28,2  20,8  
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Beitragsfinanzierte Investitionsauszahlungen im Stra ßenbau in Tausend Euro (Plan) 

 2014 2015 2016 2017 

Bauinvestitionsauszahlungen 
für Straßen inklusive Grunder-
werb 

2.468  1.526  2.313  2.727  

Einzahlungen aus Beiträgen 
für Straßen 

1.822  1.268  1.863  1.673  

davon nach KAG 240 50 94 840 

beitragsfinanzierte Investiti-
onsauszahlungen im Straßen-
bau in Prozent 

73,8  83,1  80,5  61,4  

Anhand der für die kommenden Jahre geplanten, nach KAG abrechenbaren, Baumaßnahmen 
ermitteln sich folgende Potenziale. 

 

Potenzialberechnung durch Anhebung der Beiträge nach  dem KAG NRW 

Einzahlungen aus Beiträgen 
für Straßen nach KAG 

2014 2015 2016 2017 

geplante Beiträge 
(Beitragssatz: 50 %) 

240 50 94 840 

mögliche Beiträge 
(Beitragssatz: 60 % bzw. 80%) 

384* 80* 113** 1.343* 

Potenzial 144 30 19 503 

* maximaler Beitragssatz 80 Prozent 
** maximaler Beitragssatz 60 Prozent 

Auf der Basis der vorstehend bis zum Jahr 2017 derzeit geplanten Maßnahmen könnten die 
Einzahlungen um insgesamt etwa 700.000 Euro erhöhte werden. Berücksichtigt wurden die 
derzeit gültigen Beitragssätze für Anliegerstraßen, Haupterschließungsstraßen, Hauptge-
schäftsstraßen und Hauptverkehrsstraßen sowie die rechtlich möglichen Höchstbeiträge. 

Neben einer Verbesserung der Ergebnisrechnung durch die Auflösung der Sonderposten kann 
die Stadt zudem ihre zukünftige Liquiditätssituation verbessern. 

� Feststellung 
Die Stadt Lage hat Anteile der Beitragspflichtigen am Aufwand der straßenbaulichen Maß-
nahmen festgesetzt. Diese stellen vielfach die jeweilige Untergrenze der in der Mustersat-
zung des Städte- und Gemeindebundes empfohlenen Spanne dar. Aufgrund der defizitären 
Haushaltssituation stellt dieses einen kritisch zu bewerteten Verzicht auf Beitragseinnahmen 
dar. 
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� Empfehlung 
Die GPA NRW empfiehlt, in der örtlichen KAG-Satzung die Wirtschaftswege aufzunehmen. 
Vor dem Hintergrund der angespannten Haushaltslage und der Rangfolge der Finanzmittel-
beschaffung nach § 77 GO wird eine deutliche Anhebung der derzeit gültigen Beitragssätze - 
tendenziell auf das Niveau der Höchstsätze - empfohlen. 

Die Stadt Lage ist derzeitig mit der Erarbeitung einer Änderungssatzung der KAG-Satzung be-
fasst. Dabei ist vorgesehen, hinsichtlich der Wirtschaftswege eine Regelungsmöglichkeit über 
eine Sondersatzung aufzunehmen. Zudem ist eine Anhebung der Beitragssätze beabsichtigt. 

Gebühren 

Die Stadt Lage führt die klassischen kostenrechnenden Einrichtungen mit Ausnahme der Ab-
wasserbeseitigung im Kernhaushalt. Die Abwasserbeseitigung wird seit dem 01.01.1993 als 
eigenbetriebsähnliche Einrichtung „Städtischer Abwasserbetrieb Lage“ geführt. 

� Feststellung 
Es wurden bei den klassischen kostenrechnenden Einrichtungen, bis auf das Bestattungs-
wesen, grundsätzlich Voraus- sowie Nachkalkulationen durchgeführt. Dieses gilt somit für 
die Bereiche Straßenreinigung/Winterdienst, Abfallbeseitigung und Abwasserbeseitigung. 

� Empfehlung 
Es sollten durchgängig Voraus- und Nachkalkulationen im Sinne des KAG vorgenommen 
werden. Hiermit und durch einen konsequenten Deckungsausgleich wird der gesetzlichen 
Verpflichtung Rechnung getragen und nicht gerechtfertigte Haushaltsbelastungen vermie-
den. 

Nach dem Urteil des OVG NRW vom 20.01.2010 (AZ.: 9 A 1469/08) hat eine geänderte Ermitt-
lung der Kostenüber- und Unterdeckungen zu erfolgen, bei der die tatsächlich realisierten Ge-
bühren nicht maßgeblich sind. Diese neuere Rechtsprechung des OVG NRW wird nach Anga-
ben der Kommunen grundsätzlich beachtet. 

Kalkulatorische Zinsen 

Die Gebührenkalkulationen sollen eine Verzinsung des aufgewandten Kapitals berücksichtigen. 
Von Bedeutung ist neben der vollständigen Erfassung des aufgewandten Kapitals insbesondere 
ein angemessener Zinssatz, der auch abhängig von den Verhältnissen vor Ort ist. Es wird ins-
besondere oberverwaltungsgerichtlich ein Mischzinssatz „gefordert“, der diese eigene Kapitalsi-
tuation umfasst. Für das ausgegliederte Sondervermögen Abwasserbeseitigung ist ein eigen-
ständiger Mischzinssatz zu ermitteln. Zur Berechnung des Mischzinssatzes ist, neben dem „in-
dividuellen“ durchschnittlichen Fremdkapitalzinssatz, für den Eigenkapitalanteil nachfolgender 
Zinssatz anzusetzen. Auf der Basis des vom OVG NRW im Grundlagenurteil4 genutzten Ver-
gleichsmaßstabs sind die langfristigen durchschnittlichen Emissionsrenditen inländischer öffent-
licher Emittenten seit 1955 ansetzbar. Dieser Zinssatz hat sich in den letzten Jahren erkennbar 
verringert. Für das Kalkulationsjahr 2013 ergibt sich unter Berücksichtigung eines möglichen 

 

4 OVG NRW vom 05.08.1994, Az. 9 A 1248/92 
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Zuschlages von 0,5 Prozent ein maximal zulässiger kalkulatorischer Zinssatz in Höhe von 
6,78 Prozent. 

� Feststellung 
Die Stadt Lage legt seit dem Jahr 2002 bei den kostenrechnenden Einrichtungen, und somit 
ebenfalls für die Abwasserbeseitigung, einen konstanten einheitlichen Zinssatz von 5,5 Pro-
zent zugrunde. Dieser bewegt sich damit seit mehr als zehn Jahren interkommunal auf ei-
nem vergleichsweise niedrigen Niveau. Dieses wurde bei den ersten beiden überörtlichen 
Prüfungen kritisch thematisiert und empfohlen, die Möglichkeiten für eine Anhebung einge-
hend zu prüfen. 
Der Zinssatz ist aktuell weiterhin als unterdurchschnittlich einzustufen. Dieses gilt, auch 
wenn in den letzten Jahren ein Teil der Kommunen den Zinssatz gesenkt hat und sich hie-
raus landesweit ein sinkender Zinssatz ergibt. 

� Empfehlung 
Die Stadt Lage sollte unter Berücksichtigung der eigenen Kapitalsituation und der rechtlichen 
Möglichkeiten sämtliche Optionen prüfen, um nunmehr zumindest eine weitere Absenkung 
des Zinssatzes zu vermeiden. 

Kalkulatorische Abschreibungen 

� Feststellung 
Die kalkulatorischen Abschreibungen werden bei den kostenrechnenden Einrichtungen in 
Lage weiterhin einheitlich auf der Grundlage der Anschaffungs- und Herstellungskosten er-
mittelt. Dieses gilt somit auch für die Abwasserbeseitigung, die generell mit Abstand das 
höchste abzuschreibende Anlagevermögen aufweist. 

Die hierdurch unterbleibende Einbeziehung von Preissteigerungen bei den Investitionsgütern 
führt insbesondere zu Ertragsausfällen. Dieses bedeutet eine grundsätzliche Subventionierung 
der kostenrechnenden Einrichtungen durch den allgemeinen Haushalt.  

� Empfehlung 
Die GPA NRW empfiehlt, wie bereits im Prüfungsbericht 2008 begründet, die Umstellung der 
Abschreibungen für die kostenrechnenden Einrichtungen auf Grundlage der Wiederbe-
schaffungszeitwerte. Die Rechtsprechung bestätigt diese Auffassung. Hierdurch kann die 
größtmögliche Refinanzierung des eingesetzten Anlagevermögens erreicht werden. Dieses 
ist insbesondere bei der Abwasserbeseitigung von Bedeutung, um die bestehenden Kredit-
verbindlichkeiten abzubauen und zukünftige Kreditbedarfe zu reduzieren. 

Die Stadt könnte eine sukzessive Umstellung, zum Beispiel für neue Vermögensgegenstände, 
vornehmen. Nach überschlägigen Berechnungen der Stadt Lage würde eine Umstellung im 
Bereich der Abwasserbeseitigung zu einem Anstieg der Schmutzwassergebühr um etwa 0,50 
Euro je Kubikmeter führen. Aufgrund des nach Auffassung der Kommune bereits bestehenden 
erhöhten Gebührenniveaus und zur Vermeidung weiterer Abgabenbelastungen hat sich die 
Stadt Lage bisher gegen eine Umstellung entschieden. 
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Abwasserbeseitigung 

Es werden die vom KAG geforderten jährlichen Gebührenvoraus- und Nachkalkulationen inklu-
sive Deckungsausgleich vorgenommen. Mit der Nachberechnung 2013 besteht per Saldo noch 
eine auszugleichende Unterdeckung von rund 173.000 Euro. Nach den Ausführungen im Wirt-
schaftsprüfungsbericht und den Angaben der Kommune werden die passivierten empfangenen 
Ertragszuschüsse ertragswirksam aufgelöst. Sie werden in den Gebührenkalkulationen zu 
Recht nicht als Erträge beziehungsweise Deckungsbeiträge berücksichtigt und damit Gebühren 
mindernd eingesetzt. 

Ermittlung der kalkulatorischen Verzinsung im Sonderv ermögen Städtischer Abwasserbetrieb Lage 
in Tausend Euro 

Sondervermögen Städtischer Abwasserbetrieb Lage 

Anlagevermögen lt. Bilanz 2012 (Restwerte AHK zum 31.12.2012):  
82.076 Tausend Euro abzgl. geleistete Anzahlungen und Anlagen im Bau -1.251 Tausend Euro 

80.825 

./. Sonderposten für Investitionszuschüsse 
 (Investitionszuwendungen) 

5.916 

./. empfangene Ertragszuschüsse 17.744 

=  zu verzinsendes Kapital (Zwischensumme) 57.165 

= zu verzinsendes Kapital 
57.165 

(58.766) 

=  kalk. Zinsen bei 5,5 Prozent (gewählter kalk. Zinssatz des SV) 
3.144 

(3.232) 

./. Ansatz Fremdkapitalzinsen bei Gebührenkalkulation 2012 (aus GuV) 1.851 

=  kalk. Zinsen 5,5 Prozent (gewählter kalk. Zinssatz des SV) 1.293 

./. kalkulierte Eigenkapitalverzinsung (= Ausschüttung an den Kernhaushalt) 1.155 

= Potenzial bei Zinssatz von 5,5 Prozent (gewählter kalk. Zinssatz des SV) 138 

() Daten der Kommune aus der Nachkalkulation 2012  

Es könnten sich Änderungen bei der vorgenannten Kalkulation ergeben, sofern insbesondere in 
den zweckgebundenen Rücklagen (2012: 3,21 Mio. Euro) historische Landeszuwendungen 
enthalten sind. Diese wären dann als Abzugskapital zu behandeln, jedoch auch analog zur Nut-
zungsdauer korrespondierender Gegenstände des Anlagevermögens „abzuschreiben“. 

Entsprechend der Nachkalkulation 2012 der Stadt Lage wird mit einem höheren zu verzinsen-
den Kapital von 58,77 Mio. Euro und damit entsprechend höheren kalkulatorischen Zinsen von 
3,23 Mio. Euro kalkuliert. Es wurde eine Schmutzwassergebühr von 4,28 Euro/m³ und eine 
Niederschlagswassergebühr von 0,86 Euro/m² kalkuliert. Die tatsächlich festgesetzten Gebüh-
ren unterschreiten diese lediglich um 0,02 Euro beziehungsweise 0,03 Euro. 

� Empfehlung 
Die Stadt Lage sollte die übrigen Straßenbaulastträger zur Entrichtung der Niederschlags-
wassergebühr heranziehen, sofern von deren Straßen Niederschlagswasser in das städti-
sche Kanalnetz eingeleitet werden. 
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Dieses wird zunehmend, auch im Hinblick auf die neuere Rechtsprechung zu den so genannten 
Altverträgen, von den Kommunen praktiziert. Neben den Kreisen ist insbesondere der Landes-
betrieb Straßenbau Nordrhein-Westfalen hiervon betroffen. 

Nach den vorliegenden Gebührenkalkulationen erfolgt weiterhin eine pauschale Zuordnung der 
Aufwendungen zum Schmutz- und Niederschlagswasser im Verhältnis 70/30. Hinsichtlich die-
ser pauschalen Zuordnung bestehen gebührenrechtliche Bedenken zur Kostenverursachungs-
gerechtigkeit und Leistungsproportionalität.  

� Empfehlung 
Die Stadt Lage sollte gegenüber der bisher pauschalen Kostenzuordnung eine detailliertere 
verursachungsgerechte Kostenzuordnung durchführen. 

Abfallentsorgung 

Entsprechend den Nachberechnungen für 2007 bis 2013 waren in diesen Jahren Überschüsse 
als auch Unterdeckungen eingetreten. Zum Ende 31.12.2013 verbleiben per Saldo Überde-
ckungen von etwa 61.000 Euro. 

Bestattungswesen 

Die Stadt Lage verfügt über 13 kommunale Friedhöfe. Die bekannten deutlichen Veränderun-
gen im Bestattungswesen waren ebenfalls in Lage zu verzeichnen. Tendenziell rückläufige Be-
stattungszahlen und besonders der steigende Urnenanteil führen zu sinkenden Flächenbedar-
fen im Friedhofssektor. Gleichzeitig erhöhen sich vielfach die Belastungen der kommunalen 
Haushalte durch sinkende Gebührenerträge. Bei der überörtlichen Prüfung 2007/2008 hat die 
GPA NRW auf den Wandel in der Bestattungskultur und besonders auf die deutlichen Haus-
haltsbelastungen kritisch hingewiesen. Es bestand zum damaligen Zeitpunkt bereits ein Hand-
lungsbedarf für eine Neukalkulation der Friedhofsgebühren. Die Friedhofsgebühren in Lage 
wurden letztmalig 2005 neu festgesetzt und blieben bis Ende 2013 unverändert. Nach den Teil-
ergebnisrechnungen wies das Produkt Friedhöfe negative Ergebnisse von zuletzt rund 166.000 
Euro auf. Darin ist der öffentliche Anteil enthalten. Der Urnenanteil stieg von 36 Prozent im Jahr 
2000 auf 71 Prozent im Jahr 2013 an. 

Die Stadt Lage hat nunmehr, dann jedoch auch umfangreich reagiert. Der Friedhofssektor wur-
de von einem externen Beratungsunternehmen analysiert. Darauf aufbauend wurde Mitte 2013 
das Friedhofsentwicklungskonzept 2020 beschlossen. Dieses beinhaltet langfristig auch die 
Stilllegung kompletter Friedhofsanlagen. Besonders bemerkenswert ist, dass die Stadt Lage in 
diesem Zusammenhang eine erhebliche Bestandsreduzierung bei den derzeitig zehn Kapellen 
beschlossen hat. Es sind zeitnah Übertragungen von Kapellen und ebenfalls Rückbauten vor-
gesehen. Aufgrund rückläufiger Nutzungszahlen, auch wegen der Konkurrenz durch private 
Abschiedsräume, können im Regelfall keine kostendeckenden Gebühren für die Nutzung der 
Kapellen erhoben werden. Die Folge ist, dass die gebührenrechtlichen Unterdeckungen letzt-
endlich durch Steuermittel auszugleichen sind. Die Stadt Lage hat hier eine sachgerechte und 
richtungsweisende Entscheidung getroffen.  

Zudem erfolgte eine Neukalkulation der Friedhofsgebühren durch das Beratungsunternehmen. 
Zum 01.01.2014 wurden neue Friedhofsgebühren festgesetzt und hierbei maßgeblich die Nut-
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zungsgebühren für die Urnenbestattungen erhöht. Es wurden insgesamt, auch wegen des Ge-
bührenniveaus in den Nachbarkommunen, keine kostendeckenden Gebühren festgesetzt.  

� Empfehlung 
Die Entwicklung im Bestattungswesen ist insbesondere im Hinblick auf die Finanzentwick-
lung und die zukünftigen Unterdeckungen kritisch zu beobachten. Mit der Reduzierung der 
Friedhofskapellen sowie der Friedhofsflächen werden nachhaltige finanzielle Entlastungen 
eintreten. Die GPA NRW hält jährliche Nachkalkulationen im Sinne von § 6 KAG für notwen-
dig. Sofern weiterhin beachtliche Unterdeckungen im Bestattungswesen und damit zugleich 
Haushaltsbelastungen eintreten, wird eine weitere Erhöhung der Friedhofsgebühren erfor-
derlich. Dieses dürfte insbesondere einen Gebührenanstieg für die Grabnutzungsrechte bei 
den Urnenbestattungen bedeuten. Ebenfalls sollte das Volumen des öffentlichen Grüns von 
rund 100.000 Euro jährlich nochmals kritisch überprüft werden. 

Straßenreinigung und Winterdienst 

Mit der Nachberechnung 2013 ergeben sich per Saldo für die Sommerreinigung eine Unterde-
ckungen von rund 13.000 Euro und für den Winterdienst eine Überdeckung von etwa 17.000 
Euro Bei der Sommerreinigung wird für beide Reinigungsklassen ein öffentlicher Anteil von 25 
Prozent angesetzt. Bei der Winterwartung wird je nach Reinigungsklasse ein öffentlicher Anteil 
zwischen 15 und 25 Prozent zugrunde gelegt.  

� Empfehlung 
Die Stadt Lage sollte zur Haushaltsentlastung eine sachgerechte und rechtmäßige Reduzie-
rung des Öffentlichkeitsanteils bei der Straßenreinigung und dem Winterdienst vornehmen. 
Hierbei hat eine Differenzierung und Gewichtung des öffentlichen Interesses nach den Stra-
ßennutzungen zu erfolgen. 

Im Übrigen verweist die GPA NRW auf die Ausführungen im Bericht zur zweiten überörtlichen 
Prüfung5. 

 

Steuern 

Hebesatzvergleich Realsteuern 

Steuerart 
Fiktiver HS* 
nach GFG  

HS 
gleicher 

Gemeinde-
größe** 

HS  
Lage  

Anpassungs-
potenzial  

zum fiktiven 
HS 

Anpassungs-
potenzial 2013 

zum HS gleicher 
Gemeindegröße 

Jahr 2011 2013 2014 2013 2011 2013 2014 2013 2014 2013 

Grundsteuer A 209 209 209 252 220 220 220 0 0 32 

Grundsteuer B 413 413 413 458 405 413 418 0 0 45 

 

5 Bericht GPA NRW überörtliche Prüfung 2007/2008, Berichtsteil Finanzen, Seiten 17 und 18 
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Steuerart 
Fiktiver HS* 
nach GFG  

HS 
gleicher 

Gemeinde-
größe** 

HS  
Lage  

Anpassungs-
potenzial  

zum fiktiven 
HS 

Anpassungs-
potenzial 2013 

zum HS gleicher 
Gemeindegröße 

Gewerbesteuer 411 411 412 412 415 415 418 0 0 0 

HS: Hebesatz 
 ** kreisangehörige Gemeinden mit 25.000 bis unter 65.000 Einwohnern; (Quelle: IT NRW, Jahr 2013) 

Die Hebesätze der Stadt Lage waren von 2003 bis 2009 konstant und entsprachen in diesem 
Zeitraum dem Niveau der fiktiven Hebesätze nach dem GFG. Sie wurden mit der verpflichten-
den Aufstellung des Haushaltssicherungskonzeptes für 2010 erkennbar angehoben. Bei der 
Grundsteuer A und der Gewerbesteuer wird auch das erhöhte Hebesatzniveau nach dem GFG 
2011 überschritten. Bei der Grundsteuer B erfolgte 2012 und damit eine um ein Jahr verspätete 
Anpassung auf das Niveau des fiktiven Hebesatzes. Die Ertragsanteile, die aus der Überschrei-
tung der fiktiven Hebesätze resultieren, werden weder bei der Festsetzung der Kreisumlage 
noch bei der Steuerkraft angerechnet. Sie verbleiben damit vollständig bei der Kommune. Die 
Stadt Lage hat mit einer Hebesatzsatzung die Realsteuerhebesätze für die Jahre 2014 und 
2015 festgesetzt und hierbei die Hebesätze der Grundsteuer B und Gewerbesteuer erhöht. 
Kommunen mit einer ähnlich kritischen Haushaltssituation haben teilweise erkennbar höhere 
Hebesätze, insbesondere bei der Grundsteuer B aber auch bei der Gewerbesteuer, festgesetzt. 

Hebesatzvergleich Realsteuern 2013 

Steuerart Lage Kreis Lippe 
Regierungsbezirk 

Detmold 
gleiche Größen-

klasse* 

Grundsteuer A 
220 

(2014: 220)  
225 234 252 

Grundsteuer B 
413 

(2014: 418)  
433 431 458 

Gewerbesteuer 
415 

(2014: 418) 
425 417 412 

* kreisangehörige Gemeinden mit 25.000 bis unter 60.000 Einwohnern, (Quelle: IT NRW, Jahr 2013)  
() Hebesätze Lage 2014 

 

� Feststellung 
Im Vergleich zu den fiktiven Hebesätzen nach dem GFG 2013 und GFG 2014 bestehen kei-
ne Potenziale. Der Vergleich zum Landesdurchschnitt zeigt deutliche Potenziale bei den 
Grundsteuern. Dieses gilt auch nach der Anpassung in 2014. Nach dem Haushaltsplan 2014 
und den Haushaltssicherungskonzepten sind für die mittelfristige Ergebnisplanung keine 
weiteren Hebesatzerhöhungen eingeplant. Die weiteren Vergleiche innerhalb des Kreises 
Lippe zeigen bei allen Realsteuerarten und im Regierungsbezirk Detmold bei den Grund-
steuern ebenfalls ein höheres Niveau bei den Vergleichskommunen. 
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Unter Berücksichtigung des Ausführungserlasses des Ministeriums für Inneres und Kommuna-
les des Landes Nordrhein-Westfalen (MIK) vom 07.03.2013 zur Haushaltskonsolidierung nach 
der GO und nach dem Stärkungspaktgesetz, spricht die GPA NRW folgende Empfehlung aus: 

� Empfehlung 
Die GPA NRW empfiehlt wegen der angespannten Haushaltslage und im Sinne einer inter-
generativen Gerechtigkeit eine weitere Erhöhung der Realsteuerhebesätze. Hierbei er-
scheint eine Anhebung zumindest auf das Durchschnittsniveau des Kreises Lippe geboten. 
Mittelfristig sollten weitere Erhöhungen zur Haushaltskonsolidierung geplant werden.  

Nach den im Juni 2014 im Landeskabinett beschlossenen Eckpunkten zum GFG 2015 sind 
höhere fiktive Hebesätze vorgesehen. Die geltenden Hebesätze der Stadt Lage würden diese 
bis auf den für die Grundsteuer B (423 Hebesatzpunkte) überschreiten. Das weitere Verfahren 
zum GFG bleibt abzuwarten. 

Gebäudeportfolio 

Kommunen verfügen aufgrund ihres vielfältigen Aufgabenspektrums in der Regel über ein er-
hebliches Gebäudevermögen. Es ist durch eine hohe Kapitalbindung gekennzeichnet und ver-
ursacht zudem erhebliche Folgekosten. Gleichwohl sind die Flächenbestände in den vergange-
nen Jahren erfahrungsgemäß stetig gestiegen. Die GPA NRW hinterfragt den Umfang und die 
Notwendigkeit des kommunalen Gebäudebestandes für die Aufgabenerledigung - insbesondere 
im Hinblick auf die demografischen Veränderungen. Neben den kommunalen (bilanzierten) 
Objekten werden auch angemietete Objekte berücksichtigt. Der interkommunale Vergleich zeigt 
in einem ersten Schritt, bei welchen Gebäudearten Lage über größere Flächenressourcen ver-
fügt als die Vergleichskommunen. Hohe Kennzahlenwerte sowie Gebäudearten, die andere 
Kommunen überwiegend nicht vorhalten, bieten Anlass für eine kritische Betrachtung. Darüber 
hinaus entwickelt die GPA NRW Aussagen zu Risiken und Chancen der zukünftigen Haus-
haltswirtschaft, die sich aus dem Gebäudeportfolio ergeben. In dem gesonderten Teilbericht 
Schulen werden die Schulgebäude und Turnhallen detailliert untersucht.  

Neben den kommunalen (bilanzierten) Objekten werden auch angemietete Objekte und Flä-
chen sowie Flächen in den kommunalen Ausgliederungen (Sondervermögen und100%ige 
Töchter) berücksichtigt. In Lage wurden die Flächen des Sondervermögens „Städtischer Ab-
wasserbetrieb Lage“ einbezogen. Immobilien der Stadtwerke Lage GmbH wurde nicht berück-
sichtigt, weil der städtische Anteil 55 Prozent beträgt und es sich damit nicht um eine 100%ige 
Tochter handelt. Das gesamtstädtische Immobilienportfolio der Stadt Lage umfasst insgesamt 
94 Gebäudeobjekte mit rund 113.800 m² Bruttogrundfläche (BGF). 88 Gebäudeobjekte befin-
den sich im Eigentum der Kommune, fünf Objekte sind angemietet und ein Objekt wurde im 
PPP-Verfahren errichtet. Bei zwölf Immobilien bestehen entgeltliche Vermietungen bezie-
hungsweise Nutzungsüberlassungen.  

Flächenverbrauch absolut nach Nutzungsarten in m² B GF 

Nutzungsart Fläche absolut 
Fläche 

 je 1.000 Einwohner 
Anteil an der Gesamt-

fläche in Prozent 

Schule 65.458 1.876 57,5 
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Nutzungsart Fläche absolut 
Fläche 

 je 1.000 Einwohner 
Anteil an der Gesamt-

fläche in Prozent 

Jugend 7.008 201 6,2 

Sport und Freizeit 5.907 169 5,2 

Verwaltung 8.931 256 7,8 

Feuerwehr / Rettungs-
dienst 

4.038 116 3,6 

Kultur 6.167 177 5,4 

Soziales 5.715 164 5,0 

sonstige Nutzungen 10.559 302 9,3 

Summe 113.783 3.261 100,0 

Die mit Abstand größten Flächen werden, wie bei den meisten Kommunen, im Bereich Schulen 
vorgehalten. Dieser Anteil am Gesamtportfolio bewegt sich interkommunal zwischen 41 und 68 
Prozent. Die Wirtschaftlichkeit und Bewertung des kommunalen Flächenangebotes lässt sich 
mit einem Vergleich zur Zahl der Einwohner oder bestimmter Einwohnergruppen beurteilen.  

Interkommunaler Vergleich der Flächen nach Nutzungsa rten in m² BGF je 1.000 Einwohner 

Nutzungsart Lage Minimum Maximum Mittelwert 

Schule 1.876 1.270 2.816 1.998 

Jugend 201 107 370 193 

Sport und Freizeit 169 36 885 237 

Verwaltung 256 141 442 246 

Feuerwehr / Rettungsdienst 116 57 304 154 

Kultur 177 27 456 214 

Soziales 164 16 221 118 

sonstige Nutzungen 302 96 1.268 551 

Gesamtfläche 3.261  2.667 4.852 3.738 

� Feststellung 
Die Stadt Lage liegt mit ihren Gesamtflächen von 3.261 m² BGF um 13 Prozent unter dem 
interkommunalen Mittelwert. Der Flächenverbrauch für den Schulsektor und vier weitere 
Nutzungsarten ist erkennbar unterdurchschnittlich. Für die Nutzungsarten Jugend und Ver-
waltung sind leicht höhere Werte festzustellen. Lediglich die Nutzungsart Soziales zeigt ein 
deutlich größeres Flächenangebot. 

Die Stadt Lage hat, wie andere Kommunen ebenfalls, in der Vergangenheit und im Prüfungs-
zeitraum zahlreiche Immobilien veräußert. Von Anfang 2008 bis Januar 2014 wurden insgesamt 
13 Objekte mit einem Verkaufspreis von insgesamt 1,47 Mio. Euro vermarktet. Es handelte sich 
hierbei unter anderem um ehemals genutzte Asylbewerberheime, Wohnhäuser sowie ein 
Schulgebäude. 
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� Feststellung 
Der kommunale Immobilienbestand ist grundsätzlich und regelmäßig kritisch dahin gehend 
zu überprüfen, ob er auch zukünftig zur Aufgabenerfüllung benötigt wird. Durch eine Redu-
zierung wird vielfach eine nachhaltige Haushaltsentlastung erreicht. Vor diesem Hintergrund 
ist die Vermarktung nicht mehr benötigter Objekte durch die Stadt Lage generell positiv zu 
bewerten. Die Veräußerungen führten nach Angaben der Kommune grundsätzlich nicht zu 
Belastungen in der Ergebnisrechnung. Die langfristigen Haushaltsentlastungen sind in die-
sem Fällen bedeutender als etwaige Verluste aus der Veräußerung der Objekte unterhalb 
des „Buchwertes“. 

Nennenswerte Einflussfaktoren für die Positionierung im interkommunalen Vergleich der kreis-
angehörigen Gemeinden sind häufig die Gemeindefläche und die Anzahl der Ortsteile. Auch 
nach der kommunalen Neugliederung in den neunzehnhundertsiebziger Jahren spiegeln sich 
diese vielfach in der Anzahl der (Grund-)Schulen, Feuerwehrgerätehäuser sowie kommunaler 
Einrichtungen wider. Die Auswirkungen der Gebietsstruktur der Stadt Lage stellen sich unein-
heitlich dar. Die Gemeindefläche ist mit 76 km² gegenüber einem Mittelwert von etwa 105 km² 
erkennbar um rund 28 Prozent niedriger und damit tendenziell begünstigend. Die Bevölke-
rungsdichte ist mit rund 460 Einwohnern je km² hingegen geringer. Vergleichsweise unauffällig 
ist die Anzahl von 15 Ortsteilen. Etwa ein Drittel der Bevölkerung lebt im Hauptort Lage. Bei den 
übrigen Ortsteilen besteht eine große Bandbreite zwischen etwa 40 und rund 3.000 Einwoh-
nern. 

Schule 

Der einwohnerbezogene Flächenverbrauch für die Schulen ist um sechs Prozent unterdurch-
schnittlich. In Lage führten, wie in vielen anderen Kommunen, rückläufige Schülerzahlen im 
Primarbereich zur Schließung von Grundschulstandorten und Gründung von Grundschulver-
bünden. Die zwischenzeitlich geschlossene Grundschule Billinghausen, die ab August 2011 
auslief, wurde daher nicht mehr der Nutzungsart Schule zugeordnet. Ansonsten wäre ein Flä-
chenverbrauch von 1.965 m² BGF je 1.000 Einwohner weiterhin unterdurchschnittlich gewesen. 

Von der allgemeinen Entwicklung in der Schullandschaft, dem demografischen Wandel und im 
Besonderen aufgrund der Inklusion ergeben sich für die Förderschulen in Nordrhein-Westfalen 
vielfach erhebliche Veränderungen. Von dieser Entwicklung sind die städtische Albert-
Schweitzer-Schule als Förderschule Lernen sowie andere Förderschulen im Kreis Lippe eben-
falls betroffen. Daher wurde beim Kreis Lippe eine Arbeitsgruppe mit Vertretern der Schulträger 
eingerichtet. Diese setzt sich insbesondere mit dem zukünftigen Angebot von Förderschulen im 
Kreis Lippe auseinander. 

 

� Empfehlung 
Die GPA NRW weist darauf hin, dass bei einem Fortbestand der Albert-Schweitzer-Schule 
die Stadt Lage finanziell nicht einseitig belastet wird. Dieses sollte die Stadt Lage in der Ar-
beitsgruppe konsequent herausstellen. Mit einem Fortbestand würde tendenziell ein kreis-
weiter Bedarf an Förderschulen abgedeckt. Zu prüfen wären unter anderem eine zukünftige 
Trägerschaft durch den Kreis Lippe oder alternative Modelle einer Kostenbeteiligung der 
Heimatkommunen der Schüler. 
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Im Betrachtungszeitraum wurde das Schulzentrum Werreanger baulich erweitert. Der Neubau 
der Realschule mit einer Bruttogrundfläche von rund 2.400 m² Neubau wurde im Rahmen eines 
Public-Private-Partnership (PPP) umgesetzt. Nach dem Grundsatz von Sparsamkeit und Wirt-
schaftlichkeit gemäß § 75 Abs. 1 GO und in Verbindung mit § 14 GemHVO besteht bei kommu-
nalen Investitionen die Verpflichtung zu Wirtschaftlichkeitsvergleichen. Die Stadt Lage hat 
sachgerecht aber auch geboten, vor der Realisierung des PPP-Projektes „Schulen der Stadt 
Lage“ ein externes Unternehmen mit der Begleitung des Projektes und Durchführung entspre-
chender Wirtschaftlichkeitsbetrachtungen beauftragt. Es erfolgte ein zweigestuftes europawei-
tes Vergabeverfahren (Teilnehmerwettbewerb und Verhandlungsverfahren). Hierzu wurde ein 
entsprechender Auswertungsbericht, unter anderem mit einer Barwertbetrachtung, erstellt. Es 
erhielt das Angebot mit dem niedrigsten Barwert und zugleich der höchsten Gesamtbewertung 
den Zuschlag. Der Kreis Lippe hat als Aufsichtsbehörde nach § 86 Abs. 4 GO im Anzeigever-
fahren keine finanzwirtschaftlichen Bedenken geltend gemacht.  

Eine weitergehende detaillierte Analyse des Schulsektors erfolgt im Teilbericht Schulen, auf den 
an dieser Stelle verwiesen wird. 

Jugend 

Zu dieser Nutzungsart zählen vorwiegend Kindertageseinrichtungen und Jugendzentren. Hier 
positioniert sich Lage leicht oberhalb des Mittelwerts. Die Stadt betreibt sieben eigene kommu-
nale Kindertageseinrichtungen. Daneben werden noch sieben weitere Kinderbetreuungseinrich-
tungen in anderer Trägerschaft geführt. In Nordrhein-Westfalen befinden sich die Kindertages-
einrichtungen überwiegend nicht in kommunaler Trägerschaft. Darüber hinaus bestehen in Lage 
das städtische Kinder- und Jugendzentrum „HoT“ am Werreanger sowie die „ Spiel- und Lern-
stube“. Letztere wird vom Kinderschutzbund Lage e. V. geführt. Mit Ausnahme der Kinderbe-
treuungseinrichtungen in sonstiger Trägerschaft befinden sich die Objekte ausschließlich im 
städtischen Eigentum. Die fiskalische Betrachtung der Kindertageseinrichtungen erfolgt im Teil-
bericht Tagesbetreuung für Kinder, auf den an dieser Stelle verwiesen wird. 

Sport und Freizeit 

Der Flächenverbrauch liegt deutlich um rund 29 Prozent unter dem interkommunalen Mittelwert. 
In dem Kennzahlenwert sind im Wesentlichen die Sporthäuser und Bäder eingeflossen. Der 
kommunale Bädersektor mit fünf Bädern wird vollständig im Kernhaushalt bewirtschaftet und ist 
dort ebenfalls bilanziert.  

 

� Feststellung 
Der kommunale Bäderbestand in der Stadt Lage ist mit fünf Bädern (ein Hallenbad, vier 
Freibäder) weiterhin unverändert. Das Freibadangebot ist überdurchschnittlich. Diese Situa-
tion wurde bereits in den überörtlichen Prüfungen 2004/2005 und 2007/2008 aufgrund der fi-
nanziellen Belastungen der Stadt Lage kritische bewertet. Die Betreuung der Freibäder und 
der Umfang des bürgerschaftlichen Engagements sind grundsätzlich unverändert. In diesem 
Zusammenhang wird auf die damaligen Ausführungen verwiesen.  
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In diesem Prüfungszyklus führt die GPA NRW keinen interkommunalen Vergleich des Bäder-
sektors durch. Eine ungefähre Standortbestimmung ist jedoch anhand anderer Vergleiche mög-
lich. Eine Möglichkeit zur detaillierten Analyse der Ertrags- und Aufwandsituation und Feststel-
lung von Optimierungspotenzialen bieten Betriebsvergleiche. Beispielhaft ist der überörtliche 
Betriebsvergleich der Bäderbetriebe der Deutschen Gesellschaft für das Badewesen e.V., Es-
sen zu nennen. Ebenfalls können die Umfrageergebnisse des Bundes der Steuerzahler NRW 
aus Juli 2011 zu Kosten und Auslastung der Schwimmbäder herangezogen werden. Danach 
lag im Jahr 2010 der Zuschuss je Besucher im Durchschnitt der 37 teilnehmenden Vergleichs-
kommunen bei 7,07 Euro. Es bestand eine deutliche Bandbreite von 3,18 Euro bis 12,66 Euro. 
Ein daraus ermittelter Einwohnerbezug spiegelt grundsätzlich die Haushaltsbelastung für die 
Kommunen wider. Die Spannbreite bewegte sich zwischen 5,07 Euro und 66,00 Euro. Der Mit-
telwert beträgt hiernach 22,05 Euro je Einwohner. Für Lage ist mit 18,51 Euro je Einwohner 
eine unterdurchschnittliche Belastung des kommunalen Haushaltes durch den Bädersektor 
festzustellen. Hierin sind eventuell erbrachte Bauhofleistungen nicht einbezogen, weil in der 
Stadt Lage bisher keine internen Leistungsverrechnungen des Bauhofes erfolgen. Aus dem 
Vergleich kann jedoch nicht abgeleitet werden, dass im Bädersektor der Stadt Lage keine Kon-
solidierungen erforderlich sind. Der geringste Zuschussbedarf von 5,07 Euro je Einwohner 
zeigt, dass andere kommunale Haushalte erkennbar weniger belastet werden. Maßgeblich ist, 
dass die kritische Haushaltssituation der Stadt Lage eine konsequente Haushaltskonsolidierung 
erfordert und der Bädersektor einzubeziehen ist. Hervorzuheben ist, dass das Hallenbad 
Werreanger im Rahmen des Konjunkturpaketes II mit 1,58 Mio. Euro saniert wurde. 

Die GPA NRW vertritt die Rechtsauffassung, dass es sich bei dem Vorhalten von Schwimmbä-
dern um eine freiwillige Leistung handelt. Die Sicherstellung der Durchführung des Schul-
schwimmens ist keine Pflichtaufgabe der Kommune. Die Gemeinde ist als Schulträger nicht 
verpflichtet, ein Hallenbad und damit auch nicht ein Freibad für die Zwecke des Schulschwim-
mens zu betreiben oder für die Beförderung der Schüler zu einem Hallenbad einer anderen 
Gemeinde zu sorgen. Diese Rechtsauffassung wurde auf Nachfrage einer Kommune, die pflich-
tig am Stärkungspakt teilnimmt, Ende 2012 von der Bezirksregierung Arnsberg bestätigt. Das 
Ministerium für Schule und Weiterbildung hat diese Auffassung ebenfalls bestätigt. Das Ministe-
rium hat in einem Schreiben aus 2009 dargelegt, dass sich aus § 79 SchulG NRW keine Pflicht 
der Gemeinde ergibt, selbst eine Schwimmhalle zu errichten oder eine bestehende Schwimm-
halle weiter fortzuführen. 

� Empfehlung 
Die Stadt Lage sollte insbesondere bei zukünftigen Sanierungs- und Investitionsentschei-
dungen berücksichtigen, dass das Vorhalten von Bädern eine freiwillige Leistung darstellt. 
Bei größeren Baumaßnahmen mit entsprechendem Finanzvolumen, maßgeblich bei den 
Freibädern, ist eine Schließung und damit Bestandsreduzierung geboten. Perspektivisch ist 
beim größten Freibad, dem Freibad Werreanger, ein deutlicher Sanierungsbedarf zu erwar-
ten. Zusätzlich besteht die Problematik von „drückendem“ Grundwasser.  

Verwaltung 

Der Flächenverbrauch liegt um rund vier Prozent über dem interkommunalen Mittelwert. Es 
handelt sich hierbei insgesamt um sechs Gebäude beziehungsweise Teilflächen von Gebäu-
den. Diese befinden sich in zentraler Innenstadtlage und sind weniger als 200 m voneinander 
entfernt. Die vier Rathäuser mit Flächen zwischen 970 und rund 2.030 m² BGF sind Eigentum 
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der Stadt Lage. Die Flächen des Bürgerbüros mit rund 350 m² BGF sowie das erste Oberge-
schoss im City-Center mit 2.650 m² BGF sind angemietet. Von Letzterem wurden 500 m² BGF 
für die Stadtbücherei der Nutzungsart Kultur zugeordnet. Zudem bestehen Untervermietungen, 
insbesondere mit dem Jobcenter Lippe pro Arbeit im City-Center, daneben noch im Rathaus 2. 

Das City-Center befindet sich in einem Insolvenzverfahren. Daher bestehen seitens der Stadt 
Lage unterschiedliche Überlegungen über die zukünftige Nutzung dieser Immobilie. Die Stadt 
hat im Frühjahr mit dem Insolvenzverwalter des City-Centers vereinbart, einen Kaufvertrag für 
das City-Center abzuschließen, mit dem Vorbehalt der Zustimmung des Rates. Daneben be-
steht ein Unternehmen, das in einem Bieterverfahren als Investor für die Neugestaltung des 
City-Center-Areals ausgewählt wurde. Dieses sei aktuell auf der Suche nach „Ankermietern“. 
Mit einer endgültigen Entscheidung zu diesem Projekt wird bis Ende Januar 2015 zu rechnen 
sein. Einen Erwerb der Gesamtimmobilie durch die Stadt Lage, in der sich zahlreiche Ladenlo-
kal befinden, von denen mehrere leer stehen, sieht die GPA NRW kritisch. Die Vermietung und 
Verpachtung solcher Flächen stellt keine originäre kommunale Aufgabe dar und ist zudem mit 
finanziellen Risiken verbunden. Um dem innerstädtischen Leerstand zu begegnen, würde eine 
solche punktuelle Maßnahme zudem nicht ausreichen, sondern eines Gesamtkonzeptes bedür-
fen. 

Feuerwehr / Rettungsdienst 

Die Stadt Lage verfügt bei 15 Ortsteilen über sechs Feuerwehrgerätehäuser. In Lage wird der 
Brandschutz durch eine freiwillige Feuerwehr mit vier Löschzügen und zwei Löschgruppen 
wahrgenommen. Sechs Feuerwehreinheiten sind in Relation zur Anzahl von 15 Ortsteilen inter-
kommunal vergleichsweise gering. Sie sind damit ursächlich für den um rund 25 Prozent gerin-
geren einwohnerbezogenen Flächenverbrauch. Der interkommunale Vergleich der Bruttogrund-
fläche zur Gemeindefläche zeigt mit einer Mittelwertunterschreitung von rund 20 Prozent ein 
vergleichbares Resultat. Das mit rund 1.880 m² BGF mit Abstand größte Feuerwehrgebäude 
steht in der Kernstadt. Dort ist die Feuerwache werktags als Tageswache von 7:00 Uhr bis 
17:00 Uhr mit durchgängig sechs hauptamtlichen Kräften besetzt. Insgesamt sind zehn haupt-
amtliche Feuerwehrleute beschäftigt. Die Flächen der weiteren Feuerwehrgerätehäuser in den 
Ortsteilen Hagen, Heiden, Hörste, Kachtenhausen und Pottenhausen betragen zwischen 260 
m² BGF und 570 m² BGF. Die Restnutzungsdauer der Gebäude schwankt zwischen zwölf Jahre 
beim Feuerwehrgerätehaus Hörste und 52 Jahre beim Feuerwehrgerätehaus Pottenhausen.  

Nach § 13 FSHG sind große und mittlere kreisangehörige Städte verpflichtet, für den Betrieb 
einer ständig besetzten Feuerwache hauptamtliche Kräfte einzustellen. Die Bezirksregierung 
kann Ausnahmen zulassen. Auf Antrag der Stadt Lage von April 2010 hat die Bezirksregierung 
Detmold eine weitere, bis zum 31. Dezember 2015 befristete Ausnahmegenehmigung erteilt.  

Der geltende, fortgeschriebene Brandschutzbedarfsplan stammt aus dem Jahr 2008. Er wurde 
von einer externen Gesellschaft erstellt. Im November 2013 wurde diese externe Gesellschaft 
mit der weiteren Fortschreibung des Brandschutzbedarfsplanes beauftragt. 

Kultur 

Die Flächenwerte von Lage bewegen sich in Relation zum Mittelwert auf einem unterdurch-
schnittlichen Niveau. In dem Kennzahlenwert sind die anteiligen Mietflächen des City-Centers 
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für die Stadtbücherei, das Technikum mit der Volkshochschule und der städtischen Musikschule 
sowie vier Gemeinschaftshäuser eingeflossen.  

Auch wenn im aktuellen Prüfungszyklus die GPA NRW keinen interkommunalen Vergleich der 
Musikschulen durchführt, bleibt Folgendes festzuhalten. Das Angebot an kommunalen Musik-
schulen hat sich insbesondere aus Haushaltskonsolidierungsgründen in den letzten Jahren 
reduziert. Hierzu hat sicherlich beigetragen, dass alternative Angebote, zum Beispiel durch 
private Musikschulen oder Musikvereine, zugenommen haben. Im Wesentlichen ist hervorzu-
heben, dass es sich bei den kommunalen Musikschulen um eine freiwillige Aufgabe handelt. 
Bei Städten mit einer kritischen Haushaltssituation, wie in Lage, ist besonders das freiwillige 
Angebot in den Fokus zu nehmen. Im Jahr 2010 betrug das Defizit rund 334.000 Euro bezie-
hungsweise circa 9,50 Euro je Einwohner. Es stellt damit rund 10,6 Prozent des städtischen 
Defizits in der Gesamtergebnisrechnung 2010 von 3,15 Mio. Euro.  

Soziales 

Die Stadt Lage hält mit 164 m² BGF je 1.000 Einwohner einen gegenüber dem Mittelwert von 
118 m² BGF je 1.000 Einwohner um rund 39 Prozent höheren Flächenbestand vor. Dieser um-
fasst insgesamt vier Unterkünfte für Asylbewerber sowie eine Altentagesstätte mit einer Ge-
samtfläche von insgesamt rund 5.720 m². Bei den Objekten handelte es sich jeweils um eigene 
städtische Immobilien. Zwischenzeitlich wurde Ende 2013 eine weitere Asylbewerberunterkunft 
verkauft. Mit nunmehr circa 5.090 m² BGF ermittelt sich ein neuer Kennzahlenwert von 148 m² 
BGF je 1.000 Einwohner. 

Die Zuweisung asylbegehrender Ausländer und erst Recht von Aussiedlern war bekannterma-
ßen seit Jahren deutlich rückläufig. Aus diesem Grund haben die Kommunen in der Vergan-
genheit sachgerecht Unterbringungskapazitäten sukzessive abgebaut und hierdurch erkennbar 
zur Haushaltsentlastung beigetragen. Dieses war in Stadt Lage ebenfalls festzustellen. Sie hat 
in den letzten Jahren mehrere Objekte verkauft.  

Die neueren Entwicklungen bei der Zuweisung von Flüchtlingen / Asylsuchenden lassen erwar-
ten, dass die vorhandenen Unterkünfte doch nicht ausreichend sein werden. 

Sonstige Nutzungen 

Unter dieser Nutzungsart werden zahlreiche Immobilien geführt. Hierzu zählen maßgeblich die 
aufgegebene Grundschule Billinghausen, die Sporthalle Billinghausen, eine Tiefgarage, das 
Bauhofgebäude sowie insgesamt zehn Friedhofsgebäude (insgesamt rund 2.300 m² BGF).  

Das Schulgebäude der aufgegebenen Grundschule Billinghausen ist seit Dezember 2013 an 
eine konfessionelle Einrichtung beziehungsweise Glaubensgemeinschaft vermietet. Der Miet-
vertrag ist auf ein Jahr befristet und läuft bis Ende 2014. Es besteht die Option einer Verlänge-
rung. Die Jahresmiete (kalt) beträgt 18.000 Euro. 

Besonders bemerkenswert ist die beschlossene deutliche Reduzierung des Bestandes von 
derzeitig zehn Kapellen.  
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Portfoliomanagement 

Das Gebäudemanagement des Kernhaushaltes ist in der Fachgruppe Bauverwaltung/ Gebäu-
demanagement des Fachbereiches 4 „Bauen“ zentralisiert. Eine erforderliche Gesamtübersicht 
über alle Gebäude sowie deren Zustand und Nutzungen ist bei der Fachgruppe Bauverwal-
tung/Gebäudemanagement gegeben. Eine Besonderheit von Immobilienportfolios liegt im lan-
gen Lebenszyklus der Objekte. Wesentlicher Bestandteil eines Portfoliomanagements ist die 
Steuerungskomponente. Sie beinhaltet6 

• die Ableitung von Zielen für das Portfolio und seine einzelnen Objekte aus der Gesamt- 
Immobilienstrategie und den Bedarfen der Nutzer, 

• informiert über Zielerreichungsgrade, 

• weist etwaige Zielkonflikte aus und 

• entwickelt Strategien zur Erreichung der festgelegten Ziele. 

� Feststellung 
Ein Portfoliomanagement als Basis zur transparenten und wirtschaftlichen Bereitstellung und 
Nutzung von Immobilien ist in der Fachgruppe Bauverwaltung/Gebäudemanagement des 
Fachbereiches 4 „Bauen“ grundsätzlich gegeben. Die Aufwendungen aus dem Bereich Ge-
bäudemanagement werden in den betroffenen Teilergebnisplanungen und -rechnungen als 
interne Leistungsbeziehungen abgebildet. Die GPA NRW erkennt ausdrücklich die Aktivitä-
ten der Stadt Lage an, dass der kommunale Gebäudebestand seit Jahren sukzessive redu-
ziert wird. Die Grundlage hierfür war ein beschlossenes Immobilienvermarktungskonzept. 

� Empfehlung 
Auch vor dem Hintergrund des demografischen Wandels ist der Gebäudebestand weiterhin 
regelmäßig einer Aufgabenkritik zu unterziehen. Ziel sollte grundsätzlich eine weitere Redu-
zierung des Immobilienbestandes sein. Optimierungsmöglichkeiten werden bei der Gesamt-
steuerung im Portfoliomanagement gesehen. 

Haushalts- und Jahresabschlussanalyse 

Vermögenslage 

Aus der Vermögensstruktur der Kommune können sich Belastungen für die Ertragslage und 
Liquidität zukünftiger Haushaltsjahre ergeben. Die GPA NRW untersucht daher die Entwicklung 
der Vermögenswerte, die Vermögensstruktur und wesentliche Einzelpositionen des Anlagever-
mögens.  

 

6 vgl. KGSt-Bericht 2/2013: Portfoliomanagement kommunaler Immobilien 
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Vermögen in Tausend Euro 

 EB 2007 2007 2008 2009 2010 2011 2012 

Anlagevermögen 220.566  217.791  215.186  219.758  216.769  215.749  212.342  

Umlaufvermögen 14.184  10.623  9.917  11.367  10.828  11.018  11.568  

Aktive Rechnungsab-
grenzung 

716  556  583  474  531  706  917  

Bilanzsumme 235.466  228.970  225.686  231.599  228.128  227.473  224.827  

Anlagenintensität in 
Prozent 

93,7  95,1  95,3  94,9  95,0  94,8  94,4  

Das Anlagevermögen zeigte im Betrachtungszeitraum eine schwankende Entwicklung. Es sank 
bis einschließlich 2008 deutlich. Nach einer Zunahme in 2009 setzte sich die rückläufige Ent-
wicklung in den Folgejahren wieder fort. Die Zunahme resultierte maßgeblich aus gestiegenem 
Sachanlagevermögen im Schulsektor. Im Eckjahrevergleich verringerte sich das Anlagevermö-
gen damit um 3,7 Prozent.  

Die Anlageintensität von Lage bewegte sich im Betrachtungszeitraum auf dem Niveau des in-
terkommunalen Mittelwertes und ist damit vergleichsweise unauffällig. Mit durchschnittlich 
95 Prozent zeigt dieser Wert, von welcher Bedeutung das Anlagevermögen für die Haushaltssi-
tuation der Stadt Lage ist. Zum einen besteht die kommunale Verpflichtung zur dauerhaften 
Aufgabenerfüllung, wobei ein ungewollter Vermögensverzehr zu vermeiden ist. Zum anderen ist 
jedoch auch wiederum die kritische Analyse und Weiterentwicklung des Anlagevermögens vor 
dem Hintergrund des demografischen Wandels und der finanziellen Leistungsfähigkeit der Stadt 
zu nennen. In diesem Kontext wird auf die Ausführungen zum Gebäudeportfolio verwiesen.  

Zahlreiche Veränderungen beim Umlaufvermögen führten zu den erkennbaren Schwankungen. 
Die Grundstücke zeigten kontinuierlich rückläufige Bilanzwerte. Im Eckjahrevergleich stiegen 
die öffentlich-rechtlichen Forderungen um 1,02 Mio. Euro an. Auffällig war der erheblich Anstieg 
bei den privatrechtlichen Forderungen im Jahr 2012 um 2,06 Mio. Zudem zeigten die sonstigen 
Vermögensgegenstände jahresbezogene Schwankungen von bis zu 3,25 Mio. Euro.  

 

Anlagevermögen in Tausend Euro 

 EB 2007 2007 2008 2009 2010 2011 2012 

Immaterielle  
Vermögens-
gegenstände 

24  36  65  87  108  110  81  

Sachanlagen 187.782  185.047  182.420  186.980  183.977  182.963  179.596  

Finanzanlagen 32.760  32.708  32.701  32.691  32.684  32.676  32.665  

Gesamtsumme  
Anlagevermögen 

220.566  217.791  215.186  219.758  216.769  215.749  212.342  

Das schwankende und im Eckjahrevergleich gesunkene Anlagevermögen resultierte maßgeb-
lich aus der Entwicklung des Sachanlagevermögens. Die Veränderungen bei den immateriellen 
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Vermögensgegenständen sind zu vernachlässigen. Die Bilanzwerte der Finanzanlagen sanken 
unwesentlich um 0,3 Prozent. 

Sachanlagen in Tausend Euro 

 EB 2007 2007 2008 2009 2010 2011 2012 

Unbebaute Grund-
stücke und grund-
stücksgleiche Rechte 

17.702  17.668  17.761  17.820  17.973  17.959  17.412  

Kinder-und Jugendein-
richtungen 

5.278  5.193  5.097  5.094  4.995  4.900  5.510  

Schulen 59.138  57.816 56.795  62.860  62.059  60.794  59.863  

sonstige Bauten (inkl. 
Bauten auf fremdem 
Grund und Boden) 

22.942  22.405  21.855  21.160  20.451  19.893  19.029  

Infrastrukturvermögen 75.364  74.575  73.283  72.164  71.063  69.782  68.343  

sonstige Sachanlagen 7.358  7.390  7.629  7.882  7.436  9.635  9.439  

Gesamtsumme  
Sachanlagen 

187.782  185.047  182.420  186.980  183.977  182.963  179.596  

Die auffällige Zunahme bei den Schulen im Jahr 2009 war auf die Erweiterung des Schulzen-
trums und den Neubau der Grundschule Kachtenhausen zurückzuführen. Dieses führte dazu, 
dass bei den Schulen im Eckjahrevergleich 01.01.2007/31.12.2012 relativ konstante Bilanzwer-
te zu verzeichnen waren.  

Die Bilanzwerte der sonstigen Sachanlagen stiegen im Jahr 2011 und damit ebenfalls im Eck-
jahrevergleich an. Dieser Anstieg resultierte aus dem Erwerb von Fahrzeugen und der Errich-
tung einer Photovoltaikanlage. Das Infrastrukturvermögen in Lage hat, wie in anderen Kommu-
nen, mit bis zu rund 40 Prozent einen dominierenden Anteil an den Sachanlagen. Das insbe-
sondere abschreibungsbedingte rückläufige Infrastrukturvermögen hat damit zu dem Rückgang 
des Sachanlagevermögens insgesamt im Betrachtungszeitraum geführt. Die gesunkenen Bi-
lanzwerte bei den sonstigen Bauten haben ebenfalls hierzu beigetragen.  

Altersstruktur des Vermögens 

Das durchschnittliche Alter des Vermögens und die festgelegten Gesamtnutzungsdauern be-
stimmen aufgrund der hohen Anlagenintensität wesentliche Aufwandsgrößen. Hohe Anlagen-
abnutzungsgrade signalisieren perspektivisch anstehende Reinvestitionsbedarfe, die Chancen 
und Risiken bieten. Um die Abschreibungen und Unterhaltungsaufwendungen für das Vermö-
gen zu beeinflussen, benötigt die Kommune eine langfristige Investitionsstrategie. Sie muss die 
Altersstruktur des vorhandenen Vermögens berücksichtigen. 

Der interkommunale Vergleich von Vermögenswerten stellt den Bezug her zwischen den bereit 
gestellten Gebäudeflächen und den Bilanzwerten. Damit lassen sich die Auswirkungen eines 
zielgerichteten, bedarfsorientierten Flächenmanagements auf die Haushaltswirtschaft besser 
beurteilen. Die Größenordnung des in den Gebäuden gebundenen Vermögens ergibt sich im 
Verhältnis zum Straßenvermögen sowie der Finanzanlagen. 
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Vermögenswerte je Einwohner in Euro im interkommunalen  Vergleich 2012 

 
Lage Minimum Maximum Mittelwert 

unbebaute  
Grundstücke 

499 31 3.254 824 

Kinder- und Jugend-
einrichtungen 

158 22 346 140 

Schulen 1.716 864 2.366 1.405 

Sonstige Bauten 545 2 1.576 727 

Abwasservermögen ./. 1 2.848 984 

Straßenvermögen* 1.959 1.594 3.412 2.526 

Finanzanlagen 936 168 5.789 1.720 

* Grund und Boden des Infrastrukturvermögens , Brücken und Tunnel sowie Straßen, Wege und Plätze 

Anlagenabnutzungsgrad in Prozent 

Anlagengruppe Grad der Abnutzung Anteil am Vermögen 

Kindergärten 55,5 2,6 

Schulgebäude 57,3 28,2 

Geschäftsgebäude 74,1 8,9 

Straßen 46,8 26,0 

Die Ermittlung des Anlagenabnutzungsgrades der einzelnen Vermögenspositionen erfolgte auf 
der Grundlage der einzeln bilanzierten Vermögensgegenstände per 31.12.2012 anhand der 
vorliegenden Restnutzungsdauer im Verhältnis zur vorgesehenen Gesamtnutzungsdauer. Hier-
bei wurden der Buchwert und der jährliche Abschreibungsbetrag der betrachteten Anlagen-
gruppe berücksichtigt. 

Festgelegte Gesamtnutzungsdauern 

Anlagengruppe eher kurz mittel eher lang 

Kindergärten   X 

Schulgebäude   X 

Geschäftsgebäude   X 

Straßen  
 

X 

Die Stadt Lage hat bei den bebauten Grundstücken lange Gesamtnutzungsdauern festgelegt. 
Sie entsprechen vielfach der Obergrenze der NKF-Rahmentabelle. Die Anlagenabnutzungsgra-
de bei den Kindergärten und Schulgebäuden liegen zwischen 50 bis 60 Prozent. Aus bilanziel-
ler Sicht sind keine wesentlichen kurz- bis mittelfristigen Refinanzierungsbedarfe, z. B. durch 
vorzeitige Anlagenabgänge, zu erwarten.  

Die Stadt Lage hat, wie viele andere Kommunen in NRW ebenfalls, Mittel aus dem Konjunktur-
paket II zur Sanierung der Immobilien verwendet. Sie hat sich hierbei im Wesentlichen auf den 
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Schulsektor konzentriert. Es handelte sich insbesondere um energetische Sanierungen. Zu 
nennen sind die Maßnahmen in der Hauptschule Maßbruch, der Kantorschule, im Schulzentrum 
Werreanger, der Albert-Schweitzer-Schule sowie der Freiligrathschule. Das Hallenbad Werre-
anger wurde mit 1,58 Mio. Euro ebenfalls energetisch saniert.  

Der durchschnittliche Anlagenabnutzungsgrad der Verwaltungsgebäude beträgt jedoch fast 75 
Prozent. Damit haben diese Gebäude rechnerisch bereits drei Viertel ihrer Lebensdauer er-
reicht. Aus bilanzieller Sicht bestünde damit kurz- bis mittelfristig ein Bedarf für Ersatzinvestitio-
nen. 

Beim Straßenvermögen hat Lage ebenfalls hohe Nutzungsdauern gewählt. Aufgrund des Anla-
genabnutzungsgrades von weniger als 50 Prozent ist beim Straßenvermögen kurz- bis mittel-
fristig kein Risiko von Ersatzinvestitionen erkennbar.  

Finanzanlagen 

Finanzanlagen in Tausend Euro 

 
EB 2007 2007 2008 2009 2010 2011 2012 

Anteile an verbunde-
nen Unternehmen 

6.202  6.202  6.202  6.202  6.202  6.202  6.202  

Beteiligungen 0  0  0  0  0  0  0  

Sondervermögen 25.932  25.932  25.932  25.932  25.932  25.932  25.932  

Wertpapiere des  
Anlagevermögens 

235  235  235  235  235  235  235  

Ausleihungen 391  339  332  322  315  307 296  

Summe  
Finanzanlagen 

32.760  32.708  32.701  32.691  32.684  32.676  32.665  

Finanzanlagen je 
Einwohner in Euro 

916  915  921  927  929  933  936  

Anteile an verbundenen Unternehmen - Stadtwerke Lag e GmbH 

Die konstanten Bilanzwerte bezogen sich ausschließlich auf die Stadtwerke Lage GmbH. Der 
Unternehmensgegenstand ist im Wesentlichen die Versorgung mit Gas, Wasser und Strom 
einschließlich der damit verbundenen Dienstleistungen.  

Wie bereits im Berichtsanteil Haushaltsausgleich dargelegt, hat die Stadt Lage auch zur Ver-
meidung von formellen Haushaltssicherungskonzepten in den Zeiten der kameralen Haushalts-
wirtschaft Vermögen veräußert. Hierzu zählte der Verkauf von Geschäftsanteilen an die E.ON 
Westfalen Weser AG im Jahr 2002 in Höhe von 5,62 Mio. Euro. Neben der Erzielung von Ver-
kaufserlösen haben sich Kommunen insbesondere einen „starken Partner“ gesucht, um ihre 
Position auf den liberalisierten Energiemarkt zu stärken. Seit dem Verkauf liegt der Gesell-
schaftsanteil der Stadt Lage am Stammkapital bei unverändert 55 Prozent. 45 Prozent entfallen 
auf die Westfalen Weser Netz GmbH. Die Ausschüttung von Jahresüberschüssen erfolgt in 
diesem Verhältnis. Die Jahresgewinne der Stadtwerke Lage GmbH werden überwiegend auch 
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in der erzielten Höhe an die beiden Gesellschafter im Folgejahr abgeführt. Der Kernhaushalt 
der Stadt Lage erhielt von 2007 bis 2010 jährliche Ausschüttungen zwischen 333.000 Euro und 
397.000 Euro. In den Jahren 2011 und 2012 hat die Stadt von den erkennbar gestiegenen Ge-
winnen profitiert. Die Erträge erhöhten sich auf 519.000 Euro beziehungsweise 495.000 Euro. 
Nach dem Haushaltsplan 2014 sind für 2014 bis 2017 konstante Beträge von jährlich 450.000 
Euro geplant. Die tatsächliche Ertragsentwicklung bleibt abzuwarten. Daneben erhält die Stadt 
Lage von der Stadtwerke Lage GmbH Konzessionsabgaben. Diese stiegen im Betrachtungs-
zeitraum ebenfalls an. Sie betrugen zuletzt im Jahr 2012 rund 680.000 Euro. 

Beteiligungen 

Bei der Stadt Lage bestanden bisher keine Beteiligungen. Im Jahr 2013 hat die Stadt Lage, wie 
andere Kommunen, im Zuge der Rekommunalisierung der E.ON Westfalen Weser AG (EWA) 
Anteile erworben. Die Finanzierung der Anteile von 2,5 Prozent für 16,66 Mio. Euro erfolgte 
vollständig über Kredite. Die Planungen der Stadt Lage zeigen im Produkt 016 001 003 Betrieb 
gewerblicher Art Mitunternehmerschaft deutlich schwankende Erträge aus der Gewinnausschüt-
tung der Westfalen Weser Energie GmbH & Co. KG. Für 2013 sind es 430.000 Euro und im 
Folgejahr 2,16 Mio. Euro. Für die Jahre 2015 bis 2017 werden jährliche Gewinnausschüttungen 
zwischen 1,10 Mio. Euro und 1,31 Mio. Euro erwartet. Die Finanzaufwendungen, insbesondere 
die zu leistenden Zinsen, werden ab 2014 mit durchschnittlich rund 512.000 Euro jährlich bezif-
fert. Damit ergeben sich positive Finanzergebnisse zwischen 600.000 Euro im Jahr 2017 und 
1,64 Mio. Euro im Jahr 2014. Das verbleibende Ergebnis der laufenden Verwaltungstätigkeit 
wird in beiden Jahren mit 484.000 Euro und 1,61 Mio. Euro dargestellt. Nach diesen Planungen 
wird diese Beteiligung erkennbar zur Entlastung des städtischen Kernhaushaltes und Wiederer-
langung des Haushaltsausgleiches beitragen. Die Ertragserwartungen dürften bezogen auf die 
Höhe der Gewinnausschüttung mit Risiken aber auch mit Chancen verbunden sein. 

Sondervermögen - Städtischer Abwasserbetrieb Lage 

Die im Betrachtungszeitraum ebenfalls unveränderten Bilanzwerte bezogen sich vollständig auf 
das Sondervermögen Städtischer Abwasserbetrieb Lage. In der Vergangenheit erfolgten mehr-
fach Eigenkapitalrückführungen zugunsten des Kernhaushaltes. Im Betrachtungszeitraum leis-
tete das Sondervermögen eine jährliche Eigenkapitalverzinsung. Diese betrug zuletzt im Jahr 
2012 1,16 Mio. Euro. Für das Jahr 2013 und die Folgejahre sind bis auf 2015 Erträge zwischen 
1,30 Mio. Euro bis 1,35 Mio. Euro geplant. Unter anderem wird mit dem erheblich, um rund 
500.000 Euro, erhöhten Ansatz in 2015 von 1,85 Mio. Euro die Wiedererlangung des Haushalt-
sausgleiches im Kernhaushalt erreicht.  

� Feststellung 
Die Stadt Lage erzielte im Betrachtungszeitraum durch ihre Finanzanlagen beachtliche posi-
tive Erträge für den Kernhaushalt. Ob die zukünftige Entwicklung nach den Planungen, ins-
besondere mit der neuen Beteiligung an der Westfalen Weser Energie GmbH & Co. KG, ein-
treten wird, bleibt abzuwarten. Die Plandaten sind hinsichtlich der Ertragserwartungen in Tei-
len mit Risiken verbunden, sicherlich jedoch auch mit Chancen. 
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Schulden- und Finanzlage 

Finanzrechnung 

Der Saldo aus Einzahlungen und Auszahlungen aus laufender Verwaltungstätigkeit zeigt, in-
wieweit die Kommune im „laufenden Geschäft“ liquide Mittel erwirtschaften kann. Diese Mittel 
können Kredite oder Vermögensveräußerungen für Investitionen und Darlehenstilgungen erset-
zen. Ein negativer Saldo erhöht durch die erforderlichen Liquiditätskredite die Schulden.  

Salden der Finanzrechnungen in Tausend Euro (IST) 

 2007  2008 2009 2010 2011 2012 

Saldo aus laufender 
Verwaltungstätigkeit 

-255  581  -4.160  -1.149  -3.699  -464  

+ Saldo aus 
 Investitionstätigkeit 

674  1.189  626  222  -450  -355  

 = Finanzmittelüber-
schuss / Finanzmittel-
fehlbetrag 

419  1.770  -3.534  -927  -4.149  -819  

 + Saldo aus Finanzie-
rungstätigkeit (einschl. 
Investitions- und Liqui-
ditätskredite) 

-454  -1.356  4.804  1.041  440  1.958  

 = Änderung des Be-
standes an eigenen 
Finanzmitteln 

-35  414  1.270  114  -3.709  1.139  

 + Anfangsbestand an 
Finanzmitteln 

1.299  1.264  1.679  2.955  -13.196  -16.905  

  + Bestand an fremden 
Finanzmitteln 

1.548  1.610  -362  -4.176  3.943  2.673  

 = Liquide Mittel 2.812  3.288  2.587  -1.108  -12.962  -13.093  

Anzumerken ist, dass die in den Finanzrechnungen ausgewiesenen liquiden Mitteln nicht mit 
den Beständen in den Schlussbilanzen übereinstimmen. Diese EDV-bedingten Abweichungen 
wurden aber in den Abschlussberichten jeweils hinreichen erläutert. 

Entwicklung des Saldos aus Einzahlungen und Auszahlun gen aus laufender Verwaltungstätigkeit 
in Tausend Euro beziehungsweise je Einwohner in Euro 

Haushaltsjahr IST PLAN *) 
Saldo in Euro  
je Einwohner 

2007 -255   -7  

2008 581   16  

2009 -4.160   -118  

2010 -1.149   -33  

2011 -3.699   -106  
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Haushaltsjahr IST PLAN *) 
Saldo in Euro  
je Einwohner 

2012 -464   -13  

2013  
-2.798 
(-343) 

-80 
(-10)  

2014  -2.188  -63  

2015  1.420  41  

2016  2.495  72  

2017  3.899  112  

*) Planwerte: Haushaltsansätze 2014 sowie Werte der mittelfristigen Gesamtergebnisplanung bis 2017;  
 Stand: Haushaltsplan 2014 
() erwartetes Jahresergebnis 2013 (Stand Mai 2014) 

Saldo aus laufender Verwaltungstätigkeit je Einwohner  in Euro im interkommunalen Vergleich 2012 

Lage  Minimum Maximum Mittelwert 1. Quartil 
2. Quartil 
(Median) 

3. Quartil 
Anzahl 
Werte 

-13 -263 338 66 -39 66 150 30 

Die Stadt Lage wies nach den Finanzrechnungen mit Ausnahme des Jahres 2008 negative 
Salden aus. Damit war in fünf Jahren eine laufende ausreichende Selbstfinanzierungskraft nicht 
gegeben. Hierdurch konnten grundsätzlich Investitionen nicht durch eigene laufende Mittel fi-
nanziert werden. Dieses führte zu einer Zunahme der Liquiditätskredite. Hierbei wurde, zumin-
dest für die Jahre 2007 bis 2010, durch einen positiven Saldo aus der Investitionstätigkeit von 
bis zu 1,19 Mio. Euro ein stärkerer Anstieg abgefedert. Für die Planungsjahre 2013 und 2014 
werden wiederum negative Salden erwartet, die grundsätzlich zu einem steigenden Bedarf an 
Liquiditätskrediten führen werden. Für die Folgejahre sind nach der mittelfristigen Finanzpla-
nung dann positive Salden mit einer steigenden Tendenz abgebildet. Diese resultieren insbe-
sondere aus der Erwartung von steigenden Einzahlungen, insbesondere beim Gemeindeanteil 
an der Einkommensteuer. Hier besteht im Wesentlichen das allgemeine Risiko aus der ge-
samtwirtschaftlichen Entwicklung.  

� Feststellung 
Im Rahmen der laufenden Verwaltungstätigkeit verfügte die Stadt Lage mit Ausnahme von 
2008 in den Jahren 2007 bis 2012 jeweils nicht über die erforderliche Selbstfinanzierungs-
kraft zur Aufgabenerledigung. Dieses war ursächlich für den Anstieg der Liquiditätskredite. 
Dieses gilt auch für die Jahre 2013 und 2014. In der mittelfristigen Finanzplanung sind im 
Jahr 2015 eine Trendwende und positive Salden dargestellt. Diese stützen sich insbesonde-
re auf die Planung von steigenden Einzahlungen, die in einzelnen Bereichen mit Risiken 
verbunden sind. 

Verbindlichkeiten 

Die Verbindlichkeiten gehören wie die Rückstellungen und Sonderposten für den Gebühren-
ausgleich wirtschaftlich zu den Schulden.  
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Schulden in Tausend Euro beziehungsweise je Einwohner in Euro 

 EB 2007 2007 2008 2009 2010 2011 2012 

Anleihen 0  0  0  0  0  0  0  

Verbindlichkeiten 
aus Krediten für  
Investitionen 

43.650  42.414  43.173  42.586  42.516  42.971  44.910  

Verbindlichkeiten 
aus Krediten zur  
Liquiditätssicherung 

14.771  12.345  9.893  15.705  16.402  21.347  19.000  

Verbindlichkeiten aus 
Vorgängen, die Kredit-
aufnahmen wirtschaft-
lich gleichkommen 

729  660  584  7.726  7.507  7.297  7.077  

Verbindlichkeiten aus 
Lieferungen und Leis-
tungen 

684  1.233  1.128  1.038  986  1.181  933  

Verbindlichkeiten aus 
Transferleistungen 

495  676  321  327  304  278  64  

Sonstige Verbindlich-
keiten (inkl. erhaltene 
Anzahlungen bis 2011) 

1.084  852  976  1.659  2.208  1.245  1.698  

Erhaltene Anzahlun-
gen (ab J2012) 

0  0  0  0  0  0  0  

Verbindlichkeiten 
gesamt  

61.413  58.180  56.075  69.041  69.923  74.319  73.682  

Rückstellungen 52.085  51.903  51.169  49.417  49.523  43.415  43.386  

Sonderposten für den 
Gebührenausgleich 

299  292  219  140  33  14  78  

Schulden gesamt  113.797  110.375  107.463  118.598  119.479  117.748  117.146  

Schulden je Einwohner in Euro 

Schulden insgesamt 3.183  3.087  3.027  3.363  3.397  3.363  3.357  

dav. Verbindlichkeiten 1.718  1.627  1.579  1.958  1.988  2.122  2.112  

Bei den Verbindlichkeiten aus Investitionskrediten war eine schwankende Entwicklung zu ver-
zeichnen. Im Eckjahrevergleich 01.01.2007/31.12.2012 stiegen sie um 2,9 Prozent auf annä-
hernd 45,00 Mio. Euro an. Mit dem vollständig kreditfinanzierten Erwerb der Anteile an der 
E.ON Westfalen Weser AG (EWA) von 16,66 Mio. Euro im Jahr 2013 sind die Verbindlichkeiten 
sprunghaft angestiegen. Sie haben damit entsprechend der amtlichen Schuldenstatistik zum 
31.12. 2013 ein Volumen von 60,66 Mio. Euro erreicht. .  

Die Verbindlichkeiten aus Liquiditätskrediten erhöhten sich im Eckjahrevergleich deutlich um 
28,6 Prozent auf 19,00 Mio. Euro. In der amtlichen Schuldenstatistik sind für 2013 rund 19,50 
Mio. Euro ausgewiesen.  

Die Stadt Lage hat wie viele andere Kommunen in Deutschland und in Nordrhein-Westfalen 
neuere Instrumente des Zinsmanagement genutzt. Diese Aktivitäten waren verstärkt bei den 
Kommunen mit überdurchschnittlichen Kreditverbindlichkeiten und somit entsprechend hohen 
Kapitaldienstbelastungen festzustellen. Vielfaches Ziel war es, eine Reduzierung der Zinsbelas-
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tungen und/oder eine Zinssicherung zu erreichen. Bei der Stadt Lage bestehen 21 Derivatver-
einbarungen, davon drei Zins- und Währungsswaps EUR/CHF. 

Nach Angaben der Kommune bestand Ende 2013 aus den Derivatgeschäften ein negativer 
Kapitalwert von etwa 2,6 Mio. Euro. Im Rahmen der überörtlichen Prüfungen werden aufgrund 
der vielfach komplexen Fälle und der Tatsache, dass die GPA NRW keine Rechtsberatung 
durchführt, die Sachverhalte grundsätzlich im Hinblick auf Rückstellungsbildungen betrachtet.  

� Feststellung 
Das Grundsatzurteil des Bundesgerichtshofes (BGH) vom 22.03.20117 zum Beratungsum-
fang bei neuen Zinsmanagementinstrumenten und die aktuellen erstinstanzlichen Recht-
sprechungen fielen grundsätzlich zu Gunsten der Kommunen aus. Vor diesem Hintergrund 
hat die Stadt Lage sachgerecht mit der Ersten Abwicklungsanstalt (EAA) Verhandlungsge-
spräche hinsichtlich der bestehenden Derivatgeschäfte aufgenommen und hierbei auf die 
Option einer Klage eindringlich hingewiesen.  

Die EAA ist für die Abwicklung der damals bei den Derivatgeschäften handelnden WestLB AG 
zuständig. Die EAA hat im Dezember 2013 gegenüber der Stadt Lage ihren Verzicht auf die 
Einrede der Verjährung erklärt. 

� Empfehlung 
Insbesondere im Hinblick auf die bisher ergangene Rechtsprechung hält die GPA NRW es 
für sinnvoll, das relevante Kredit-(Derivat-)portfolio der Stadt Lage von einem Externen mit 
entsprechenden Fachkenntnissen analysieren zu lassen. Dieser sollte im Hinblick auf die 
vorgenannte Rechtsprechung eine Empfehlung zum weiteren Verfahren abgeben. Sie sollte 
insbesondere eine Einschätzung zu den Erfolgsaussichten eines gerichtlichen Streitverfah-
rens oder einer außergerichtlichen Einigung enthalten. Die Stadt hat darüber informiert, dass 
ein entsprechendes Rechtsgutachten inzwischen bereits vorliegt. 
 

� Empfehlung 
Nach Auffassung der GPA NRW sind für Swaps, die Währungskomponenten enthalten be-
ziehungsweise von Fremdwährungen abhängen und zugleich einen negativen Marktwert 
aufweisen, nach § 36 Abs. 5 GemHVO Rückstellungen für drohende Verluste aus schwe-
benden Geschäften zu passivieren. Diese sind im Jahresabschluss 2013 grundsätzlich in 
Höhe des negativen Kapitalwertes zu bilden. Zu diesen vorgenannten Swaps zählen die von 
der Stadt Lage abgeschlossenen CHF Zins- und Währungsswaps.  
Die Stadt Lage sollte abschließend prüfen, ob für die abgeschlossenen Derivatgeschäfte 
Rückstellungen nach § 36 Abs. 5 GemHVO für drohende Verluste aus schwebenden Ge-
schäften zu bilden sind.8 

Nach aktuellen Angaben der Kommune wurden, in Abstimmung mit der Wirtschaftsprüfungsge-
sellschaft, im Jahresabschluss 2013 Drohverlustrückstellungen von rund 1,80 Mio. Euro für die 
abgeschlossenen Derivatgeschäfte gebildet. 

 

7 Urteil vom 22.03.2011 XI ZR 33/10 

8 Prüfung unter Beachtung des geltenden Runderlasses „Kredite und kreditähnliche Rechtsgeschäfte der Gemeinden(GV) und der 
Veröffentlichung der GPA NRW zur Bilanzierung von Derivaten (www.gpa.nrw.de) 
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Die Stadt Lage hat im Jahr 2013 wie zahlreiche andere Kommune Anteile an der E.ON Westfa-
len Weser AG (EWA) erworben. Für den Erwerb von Anteilen in Höhe von 2,5 Prozent hat die 
Stadt 16,66 Mio. Euro gezahlt. Die Finanzierung erfolgte vollständig über einen Investitionskre-
dit. Die Stadt Lage hat sich für dieses Verfahren, ebenfalls wie mehrere andere beteiligte Kom-
munen, von externen Institutionen beziehungsweise Wirtschaftsprüfungsgesellschaften beraten 
lassen. Sie hat bei der mit externer Unterstützung getroffenen Entscheidung vorrangig die 
Chancen für die Stadt gesehen.  

 

� Feststellung 
Mit der vollständigen Kreditfinanzierung des Anteilserwerbs an der E.ON Westfalen-Weser 
AG in Höhe von 16,66 Mio. Euro sind die städtischen Kreditverbindlichkeiten erheblich ge-
stiegen. Gegenüber den Investitionskrediten in der Schlussbilanz 2012 von 44,91 Mio. Euro 
bedeutet dieses eine Zunahme um mehr als ein Drittel. Ende 2013 ergeben sich Verbind-
lichkeiten für Investitionskredite von annähernd 61,00 Mio. Euro. Hierdurch steigen ebenfalls 
die Kapitaldienstbelastungen deutlich an. Aus dem Erwerb ergeben sich Risiken, aber auch 
Chancen für den Haushalt der Stadt Lage. Die erfolgte externe Unterstützung bei Entschei-
dungen mit dieser finanziellen Tragweite ist sachgerecht, wenn nicht sogar geboten. 

 

 

 

 

 

 

Kennzahlen zur Finanzlage in Prozent 

 EB 2007 2007 2008 2009 2010 2011 2012 

Anlagendeckungs- 
grad II 

77,1  77,5  80,6  77,9  73,1  74,0  74,9  

Liquidität 2. Grades 7,6  6,1  16,1  11,9  13,9  10,2  15,8  

Dynamischer  
Verschuldungsgrad 
(Angabe in Jahren) 

./.  
neg.  

Ergebnis 
181  

neg.  
 Ergebnis 

neg.  
 Ergebnis 

neg.  
Ergebnis 

neg.  
Ergebnis 

Kurzfristige Verbind-
lichkeitenquote 

8,8  13,0  5,8  8,9  9,4  11,1  15,1  

Zinslastquote   4,5  4,1  3,4  3,9  4,0  3,8  

Die schwankende Zinslastquote resultierte aus den Veränderungen bei den Zinsaufwendungen 
sowie der Entwicklung der ordentlichen Aufwendungen. Im Eckjahrevergleich zeigten die Zin-
sen und Finanzaufwendungen ein relativ konstantes Niveau. Die Zinslastquote der Stadt Lage 
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ist interkommunal erkennbar überdurchschnittlich. Die Mittelwertüberschreitungen stiegen kon-
tinuierlich an und lagen im Jahr 2012 bei fast 44 Prozent. 

Um den unterschiedlichen Ausgliederungsgraden Rechnung zu tragen, sind in den interkom-
munalen Vergleich die Verbindlichkeiten der verbundenen Unternehmen, Sondervermögen und 
Mehrheitsbeteiligungen einzubeziehen. Die GPA NRW nimmt hierzu die im Gesamtabschuss 
ausgewiesenen Verbindlichkeiten. 

Gesamtverbindlichkeiten (Gesamtabschluss) je Einwohn er in Euro im interkommunalen Vergleich 
2010 

Nach dem Gesamtabschluss 2010 betrugen die Gesamtverbindlichkeiten 120,02 Mio. Euro. Der 
Konsolidierungskreis für die Stadt Lage umfasste den Kernhaushalt, das Sondervermögen 
Städtischer Abwasserbetrieb Lage und die Stadtwerke Lage GmbH. 

Lage Minimum Maximum Mittelwert 1. Quartil 
2. Quartil 
(Median) 

3. Quartil 
Anzahl 
Werte 

3.413 502 5.290 2.405 1.775 2.365 3.018 21 

Im interkommunalen Vergleich 2010 erreicht die Stadt Lage ein nicht zufrieden stellendes Re-
sultat. Sie liegt deutlich über dem 3. Quartilswert. Der Mittelwert der Vergleichskommunen wird 
um rund 42 Prozent beziehungsweise 1.008 Euro überschritten. Ein wesentlicher Grund hierfür 
liegt in der hohen Verschuldung des Kernhaushaltes. Diese wird durch die investive Kreditauf-
nahme im Jahr 2013 zur vollständigen Finanzierung der Anteile an der E.ON Westfalen-Weser 
AG (EWA) von 16,66 Mio. Euro weiter steigen.  

Rückstellungen 

Entwicklung der Rückstellungen in Tausend Euro (IST) 

 
EB 

2007 
2007 2008 2009 2010 2011 2012 

Pensionsrückstellungen 29.652  30.358  31.190  30.996  32.057  33.690  34.614  

Rückstellungen Deponien  
und Altlasten 

108  101  87  51  51  51  51  

Instandhaltungsrückstellungen 11.079  10.355  9.280  7.834  6.757  5.151  4.588  

sonstige Rückstellungen  
nach § 36 Abs. 4 und 5 
GemHVO 

11.246  11.089  10.612  10.536  10.658  4.523  4.133  

Summe der Rückstellungen 52.085  51.903  51.169  49.417  49.523  43.415  43.386  

Die Rückstellungen haben einen erheblichen Anteil an der Bilanzsumme. Wie in den meisten 
Kommunen entfällt der wesentliche Anteil der Rückstellungen auf die Pensionsrückstellungen. 
Die Höhe wird von der Westfälisch-Lippischen Versorgungskasse Münster in Verbindung mit 
einem finanzmathematischen Gutachten berechnet. Bei diesen finanzmathematischen Gutach-
ten sind zwischenzeitlich Änderungen bei den Annahmen, Grundlagen und Parametern einge-
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treten. Dieses hatte zum Teil auch beachtliche Auswirkungen auf die Gesamtergebnisrechnun-
gen und Jahresabschlüsse der Kommunen.  

Die Instandhaltungsrückstellungen haben sich seit 2007 stetig verringert. In den Jahresab-
schlüssen ist die Entwicklung tabellarisch und objekt-/maßnahmenscharf in einem Rückstel-
lungsspiegel dargestellt. Zudem enthalten die Prüfungsberichte Informationen und Daten über 
die Inanspruchnahme, Auflösung und Zuführung. 

Die vorgenommene Auflösung der Drohverlustrückstellung für Grabnutzungsrechte im Jahr 
2011 hat zu eine deutlichen Verringerung der Rückstellungen insgesamt geführt. Der Sachver-
halt wurde bereits im Berichtsteil Jahresergebnisse und Rücklagen bewertet. 

Sonderposten 

Zu den Sonderposten wurden keine wesentlichen Analyseergebnisse festgestellt. Die Drittfi-
nanzierungsquote wird weiter unten im Rahmen der Ertragslage gemeinsam mit der Kennzahl 
Abschreibungsintensität betrachtet. 

Eigenkapital 

Je mehr Eigenkapital eine Kommune hat, desto weiter ist sie von der gesetzlich verbotenen 
Überschuldung entfernt. Das Eigenkapital ist ein Gradmesser für die wirtschaftliche Situation 
einer Kommune. An der Entwicklung der allgemeinen Rücklage orientieren sich folgerichtig 
haushaltsrechtliche Regelungen zur Aufstellung eines Haushaltssicherungskonzeptes oder 
eines Sanierungsplanes.  

Entwicklung des Eigenkapitals in Tausend Euro (IST) 

  EB 2007 2007 2008 2009 2010 2011 2012 

Eigenkapital 36.342  34.391  35.077  31.172  28.020  29.876  29.197  

Sonderposten 80.702  79.396  78.103  76.474  75.028  74.167  72.322  

davon Sonderposten für 
Zuwendungen/Beiträge 

80.403  79.105  77.883  76.334  74.995  74.153  72.244  

Rückstellungen 52.085  51.903  51.169  49.417  49.523  43.415  43.386  

Verbindlichkeiten 61.413  58.180  56.075  69.041  69.923  74.319  73.683  

Passive Rechnungs-
abgrenzung 

4.924  5.100  5.262  5.495  5.634  5.696  6.239  

Bilanzsumme 235.466  228.970  225.686  231.599  228.128  227.473  224.827  

Entwicklung der Eigenkapitalquoten in Prozent 

Eigenkapitalquote 1 15,4  15,0  15,5  13,5  12,3  13,1  13,0  

Eigenkapitalquote 2 49,6 49,6  50,1  46,4  45,2  45,7  45,1  

Das Eigenkapital der Stadt Lage nimmt in den ersten sechs Jahren nach Einführung des NKF 
um 7,15 Mio. Euro beziehungsweise 19,7 Prozent ab. Dies entspricht damit fast einem Fünftel 
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des in der Eröffnungsbilanz ausgewiesenen Wertes. Ursächlich hierfür sind die überwiegend 
festzustellenden negativen Jahresergebnisse.  

Die mehrfach thematisierte gebildete und im Jahr 2011 erfolgswirksam aufgelöste Drohverlust-
rückstellung für Grabnutzungsrechte hat die Eigenkapitalentwicklung nennenswert beeinflusst. 
Ohne die erfolgswirksame Rückstellungsauflösung über 6,31 Mio. Euro hätte sich das Eigenka-
pital um 13,46 Mio. Euro auf 22,88 Mio. Euro verringert. Dieses bedeutet somit einen Eigenka-
pitalverzehr um rund 37 Prozent und damit um mehr als ein Drittel. Anzumerken ist, dass ohne 
die Rückstellungsbildung ein entsprechend höheres Eigenkapital in der Eröffnungsbilanz bilan-
ziert worden wäre.  

Im Eckjahrevergleich 01.01.2007/31.12.2012 verringert sich die Bilanzsumme um 4,5 Prozent 
und das Eigenkapital um 19,7 Prozent. Mitverantwortlich für den geringeren Rückgang der Bi-
lanzsummen waren die Veränderungen bei den übrigen Bilanzpositionen. Damit folgt die Ent-
wicklung der Bilanzsumme dem Trend des Eigenkapitalverzehrs nicht in gleicher Intensität, 
sodass die Eigenkapitalquoten 1 und 2 sinken.  

Eigenkapitalquoten 1 und 2 in Prozent 2012 

 Lage Minimum Maximum Mittelwert 1. Quartil 
2. Quartil  
(Median) 

3. Quartil 
Anzahl 
Werte 

Eigenkapi-
talquote 1 
in Prozent 

13,0 11,0 65,0 37,3 30,5 37,9 45,9 28 

Eigenkapi-
talquote 2 
in Prozent 

45,1 34,8 84,3 64,2 55,9 66,5 74,8 28 

Der interkommunale Vergleich zeigte eine für die Stadt Lage weit unterdurchschnittliche Eigen-
kapitalquote 1 mit einer offenkundigen Tendenz zum Minimumwert. Auch die Eigenkapitalquo-
te 2 liegt deutlich unterhalb des Mittelwertes. Die Aussagekraft dieser niedrigen Eigenkapital-
quoten wurde im Kapitel NKF-Kennzahlenset beschrieben.  

Nach dem vorliegenden Gesamtabschluss 2010 beträgt das konsolidierte Eigenkapital für den 
Konzern Stadt Lage 28,65 Mio. Euro. Der wesentliche Anteil beruht auf dem Eigenkapital des 
Kernhaushaltes. 

Ertragslage 

Die Vermögens-, Finanz- und Schuldenlage hat unmittelbare Auswirkungen auf die Ertragslage. 
Bei den jeweiligen Ertrags- und Aufwandsarten wird daher auf die Ergebnisse der vorangegan-
genen Analysen Bezug genommen. 

Erträge in Tausend Euro (IST) 

  2007 2008 2009 2010 2011 2012 

Steuern und ähnliche Abgaben 24.325 24.992  23.577  24.285  23.714  28.292  
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  2007 2008 2009 2010 2011 2012 

Zuwendungen und allgemeine 
Umlagen 

14.993  19.712  19.980  21.669  21.943  20.479  

Sonstige Transfererträge 211  303  328  391  349  286  

Öffentlich-rechtliche  
Leistungsentgelte 

5.084  5.121  5.057  4.989  5.103  5.368  

Privatrechtliche Leistungs-
entgelte 

541  529  487  482  645  756  

Kostenerstattungen und  
Kostenumlagen 

3.101  3.239  3.271  3.315  3.166  3.084  

Sonstige ordentliche Erträge 3.258  2.518  3.344  3.426  9.210  4.059  

Aktivierte Eigenleistungen 94  88  76  89  189  155  

Bestandsveränderungen 0  0  0  0  0  0  

Ordentliche Erträge 51.607  56.502  56.120  58.646  64.319  62.479  

Finanzerträge 2.039  1.703  1.642  2.014  2.092  2.023  

Die ordentlichen Erträge zeigten eine schwankende Entwicklung im Betrachtungszeitraum mit 
einem positiven Trend. Im Eckjahrevergleich 2007/2012 stiegen sie um 21,2 Prozent bezie-
hungsweise 10,87 Mio. Euro an. Die Gesamtentwicklung wurde maßgeblich von der Gewerbe-
steuer und dem Finanzausgleich geprägt.  

Die Gewerbesteuer schwankte deutlich zwischen 6,76 Mio. Euro im Jahr 2011 und 
10,02 Mio. Euro im Jahr 2012. 2010 wurde der Hebesatz auf 415 Hebesatzpunkte erhöht.  

Die Entwicklung bei den Zuwendungen und allgemeinen Umlagen wird von den Schlüsselzu-
weisungen dominiert. Ihr Anteil betrug zwischen 63,5 Prozent und 75,7 Prozent. Eine höhere 
Steuerkraft führt zeitversetzt zu sinkenden Schlüsselzuweisungen und umgekehrt. Im Durch-
schnitt erhielt die Stadt Lage 13,59 Mio. Euro. 

Die Erträge aus den öffentlich-rechtlichen Leistungsentgelten bewegten sich im Betrachtungs-
zeitraum moderat. 

Auffällig ist der hohe Wert bei den sonstigen ordentlichen Erträgen im Jahr 2011. Dieser resul-
tierte aus der mehrfach thematisierten erfolgswirksamen Auflösung der Drohverlustrückstellung 
für Grabnutzungsrechte. 

Die Finanzerträge beinhalten Provisionen für Bürgschaften. Bei der Stadt Lage bestehen Ver-
pflichtungen aus Ausfallbürgschaften. Diese betrugen Ende 2012 rund 5,00 Mio. Euro. Es han-
delt sich dabei maßgeblich um Darlehen der Stadtwerke Lage GmbH. Hierfür erhebt die Stadt 
Lage zu Recht nach den Grundsätzen der Finanzmittelbeschaffung gemäß § 77 GO Bürg-
schaftsprovisionen. Diese belaufen sich auf 0,5 Prozent des verbürgten Restbetrages und be-
trugen im Jahr 2012 rund 25.800 Euro. Bürgschaftsprovisionen sind spezielle Entgelte im Sinne 
des § 77 Abs. 2 Nr. 1 GO. Nach den Grundsätzen der Finanzmittelbeschaffung hat die Stadt 
alle Möglichkeiten zur Erhebung spezieller Entgelte auszuschöpfen. Die Provision ist dabei 
mindestens in marktüblicher Höhe zu erheben. Mit Runderlass des Finanzministeriums NRW 
vom 30.01.2008 (VV 4724 - 1 - 1 - III A 1) ist die Provision für gegebene Bürgschaften auf ein 
Prozent der verbürgten Darlehenssumme angepasst worden. Diese Größe kann als Orientie-
rungshilfe zur Bestimmung des marktüblichen Niveaus dienen. Der Prozentsatz der städtischen 
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Provision unterschreitet den vom Land erhobenen Prozentsatz. Dadurch verzichtet die Stadt 
Lage auf weitere Erträge. Hier besteht grundsätzlich die Möglichkeit einer Anpassung. Bei dem 
relativ niedrigen Kreditzinsniveau wird sich derzeitig für den Kreditnehmer eine städtische Bürg-
schaft mit einer erhöhten Provision nicht rechnen.  

Allgemeine Deckungsmittel 

Die GPA NRW versteht unter allgemeinen Deckungsmitteln  

• die Realsteuereinnahmen,  

• die Gemeinschaftssteuern,  

• die sonstigen Steuern und steuerähnlichen Erträge,  

• die Ausgleichsleistungen nach dem Familienleistungsgesetz sowie  

• die Schlüsselzuweisungen. 

Die Höhe der allgemeinen Deckungsmittel dient als Ausgangsbasis für die Beurteilung der Er-
tragskraft der geprüften Kommunen.  

 

 

 

Allgemeine Deckungsmittel in Tausend Euro bzw. in Eur o je Einwohner (IST) 

  2007 2008 2009 2010 2011 2012 

Realsteuern 12.108  11.710  11.530  12.751  11.304  14.676  

Gemeindeanteil an den 
Gemeinschaftssteuern 

11.037  12.098  10.726  10.207  11.068  11.507  

sonstige Gemeindesteu-
ern und steuerähnliche 
Erträge 

231  209  300  127  216  973  

Ausgleichsleistungen 948  975  1.021  1.198  1.125  1.136  

Schlüsselzuweisungen 10.729  14.915  13.707  14.815  14.366  13.003  

Summe der allgemei-
nen Deckungsmittel 

35.053  39.907  37.284  39.098  38.079  41.295  

Allgemeine Deckungs-
mittel je Einwohner  

980  1.124  1.057  1.112  1.087  1.184  

Die allgemeinen Deckungsmittel zeigten keine stetige Entwicklung im Betrachtungszeitraum. 
Sie unterlagen Schwankungen zwischen -6,6 Prozent in 2009 und 13,8 Prozent in 2008, bezo-
gen auf das jeweilige Vorjahr. Im Eckjahrevergleich 2007/2012 stiegen sie deutlich um 17,8 
Prozent an. Dieses resultierte jedoch aus dem niedrigen Niveau der Schlüsselzuweisungen in 
2007 und den relativ hohen Gewerbesteuererträgen im Jahr 2012. 
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Deckungsmittel je Einwohner in Euro im interkommunale n Vergleich 2012 

Lage  Minimum Maximum Mittelwert 1. Quartil 
2. Quartil 
(Median) 

3. Quartil 
Anzahl 
Werte 

1.184 1.034 2.082 1.290 1.151 1.239 1.334 29 

Im interkommunalen Vergleich erzielt die Stadt Lage in allen Jahren ein unterdurchschnittliches 
Resultat. Der Mittelwert wird zwischen 3,0 und 12,6 Prozent unterschritten.  

Ein Grund hierfür sind die vergleichsweise niedrigen Gewerbesteuererträge. Die Nettosteuer-
quote zeigte im gesamten Zeitraum ein weit unterdurchschnittliches Niveau.  

Bei der Stadt Lage besteht eine überdurchschnittliche Abhängigkeit vom kommunalen Finanz-
ausgleich. Die Zuwendungsquote der Stadt Lage zeigte ein weit überdurchschnittliches Niveau. 
In einzelnen Jahren stellt Lage den interkommunalen Maximumwert. Die Schlüsselzuweisungen 
schwankten zwischen 10,73 Mio. Euro im Jahr 2007 und 14,81 Mio. Euro im Jahr 2010. 

 

 

Aufwendungen 

Aufwendungen in Tausend Euro (IST) 

  2007 2008 2009 2010 2011 2012 

Personalaufwendungen 16.339  16.285  16.586  17.748  17.783  17.343  

Versorgungsaufwendungen 520  607  1.322  1.190  1.298  912  

Aufwendungen für Sach- und 
Dienstleistungen 

5.824  6.537  7.340  7.156  7.224  8.089  

Bilanzielle Abschreibungen 3.929  4.076  6.054  4.730  4.333  4.904  

Transferaufwendungen 21.978  23.089  22.413  25.136  25.238  25.846  

Sonstige ordentliche  
Aufwendungen 

4.608  4.655  5.898  5.432  6.221  5.714  

Ordentliche Aufwendungen  53.198  55.249  59.613  61.392  62.097  62.808  

Zinsen und sonstige Finanz-
aufwendungen 

2.399  2.270  2.053  2.419  2.459  2.373  

Im Eckjahrevergleich stiegen die ordentlichen Aufwendungen deutlich um 9,61 Mio. Euro an. 
Diese grundsätzlich als negativ zu bewertende Gesamtentwicklung resultiert aus Steigerungen, 
die bei sämtlichen Aufwandsarten eingetreten waren. 

Die Personalaufwendungen stiegen bis 2011 fast jährlich an, wobei der Zuwachs im Jahr 2010 
allein um 1,16 Mio. Euro herausragte. Dieser resultierte insbesondere aus deutlich höheren 
Zuführungen zu den Pensions- und Beihilferückstellungen.  

Die Aufwendungen für Sach- und Dienstleistungen stiegen im Betrachtungszeitraum um 
2,27 Mio. Euro und damit um mehr als die Hälfte an. Die auffällige Zunahme in 2009 basierte 
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aus der Durchführung von Maßnahmen nach dem Konjunkturpakt II. Der Anstieg in 2012 war 
auf den Teilaustausch der Straßenbeleuchtung zurückzuführen.  

Bei den bilanziellen Abschreibungen sind der Anstieg im Eckjahrevergleich sowie das hohe 
Niveau des Jahres 2009 augenscheinlich. Letzteres resultierte aus der Abschreibung von Ge-
werbesteuerforderungen.  

Die Transferaufwendungen zeigten mit einer Zunahme von 3,87 Mio. Euro die höchste absolute 
Steigerung im Eckjahrevergleich. Hierzu zählte im Wesentlichen und zugleich als größte Ein-
zelposition die allgemeine Kreisumlage mit bis zu 16,17 Mio. Euro. Im Zeitraum von 2007 nach 
2012 stieg sie um 2,81 Mio. Euro an.  

Bilanzielle Abschreibungen 

Die Abschreibungen sind ein wesentlicher Aufwandsposten in der Ergebnisrechnung. Die 
Kennzahl „Abschreibungsintensität“ zeigt an, in welchem Umfang die Abnutzung des Anlage-
vermögens den Haushalt belastet. Den Abschreibungen stehen im Regelfall erhebliche Erträge 
aus der Auflösung von Sonderposten gegenüber. Die Kennzahl „Drittfinanzierungsquote“ weist 
das prozentuale Verhältnis von Erträgen aus Sonderposten zu den Abschreibungen aus. 

  2007 2008 2009 2010 2011 2012 

Ordentliche Aufwendungen 53.198  55.249  59.613  61.392  62.097  62.808  

Abschreibungen auf  
Anlagevermögen 

3.912  3.945  4.022  4.008  4.064  4.236  

Erträge aus der Auflösung 
von Sonderposten 

2.218  2.317  2.299  2.220  2.266  2.353  

Netto-Ergebnisbelastung 1.694  1.628  1.723  1.788  1.798  1.883  

Abschreibungsintensität 7,4  7,1  6,7  6,5  6,5  6,7  

Drittfinanzierungsquote 56,7  58,7  57,2  55,4  55,8  55,6  

Auffällig waren die ab 2008 fast kontinuierlich steigenden Abschreibungsbeträge und besonders 
die Zunahme in 2012. Letztere resultierte aus höheren Abschreibungen insbesondere bei den 
Kinder- und Jugendeinrichtungen, Schulen sowie der Bilanzposition“ Maschinen und technische 
Anlagen, Fahrzeuge“. Diese Entwicklung spiegelte sich jedoch nicht, mit Ausnahme von 2012, 
in steigenden Kennzahlenwerten bei der Abschreibungsintensität wider. Ursächlich hierfür wa-
ren die deutlich und jährlich gestiegenen Summen der ordentlichen Aufwendungen. Die Erträge 
aus der Auflösung von Sonderposten schwankten im Betrachtungszeitraum. Die Netto-
Ergebnisbelastung stieg im Betrachtungszeitraum erkennbar um 6,6 Prozent an. 

Für die Stadt Lage war in allen Jahren eine interkommunal weit unterdurchschnittliche Ab-
schreibungsintensität zu verzeichnen. Der Mittelwert wurde zwischen 24,3 und 28,8 Prozent 
und zudem der 1. Quartilswertes unterschritten. Die Drittfinanzierungsquote war hingegen je-
weils überdurchschnittlich. Die Mittelwertüberschreitungen sanken jährlich auf letztendlich 
3,8 Prozent im Jahr 2012. Durch eine Anhebung der Beitragssätze nach dem KAG kann die 
Quote erhöht werden. Damit bestehen insgesamt betrachtet eine niedrigere Belastung aus bi-
lanziellen Abschreibungen und gleichzeitig höhere Erträge aus der Auflösung von Sonderpos-
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ten. Letztere bedeuten jedoch auch eine größere Abhängigkeit von Zuwendungen bei zukünfti-
gen Ersatzinvestitionen. 

� Feststellung 
Der Haushalt der Stadt Lage ist im Vergleich zu anderen Kommunen deutlich geringer durch 
Abschreibungen belastet. Daneben wird er zusätzlich durch eine höhere Drittfinanzierungs-
quote entlastet.  
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� Kontakt 

Gemeindeprüfungsanstalt Nordrhein-Westfalen 

Heinrichstraße 1, 44623 Herne 

Postfach 10 18 79, 44608 Herne 
t 0 23 23/14 80-0 
f 0 23 23/14 80-333 
e info@gpa.nrw.de 
i www.gpa.nrw.de 
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� Personalwirtschaft und Demografie 

Inhalte, Ziele und Methodik 

Im Handlungsfeld Personalwirtschaft und Demografie prüft die GPA NRW, ob sich die Kommu-
nen aus personalwirtschaftlicher Sicht ausreichend mit den demografischen Folgen beschäfti-
gen. Fraglich ist beispielsweise, ob bereits eine systematische Strategie vorhanden ist, dieses 
Thema zu bewältigen. Hierzu wertet die GPA NRW ein standardisiertes Interview zu den we-
sentlichen demografischen Handlungsfeldern des Personalmanagements aus. 

Demografische Handlungsfelder 

Personalwirtschaftliches Handeln wirkt im Hinblick auf die demografische Entwicklung in zwei 
Richtungen: 

• nach außen durch Aufgabenanalyse, Aufgabenkritik und Aufgabenorganisation sowie 

• nach innen durch Analyse der Verwaltungsorganisation und personalwirtschaftlicher As-
pekte. 

In der öffentlichen Verwaltung scheidet vermehrt Personal altersbedingt aus, Nachwuchskräfte 
sind schwieriger zu gewinnen. Außerdem muss das kommunale Leistungsangebot an die künf-
tige Bevölkerung angepasst werden. Aufgaben ändern sich, entfallen oder kommen hinzu. Des-
halb ist eine strukturierte Aufgabenanalyse und Aufgabenplanung notwendig. Auf dieser Basis 
sollten die Kommunen anschließend organisatorische und personalwirtschaftliche Prozesse 
einleiten.  

Aus Sicht der GPA NRW ergeben sich für die Stadt Lage folgende Optimierungs- bzw. Hand-
lungsmöglichkeiten: 

Verwaltung organisieren 

Um die Aufgaben auch in Zukunft effektiv wahrnehmen zu können muss jede Verwaltung ab-
lauf- und aufbauorganisatorische Prozesse auf mögliche Optimierung hin untersuchen.  

Die Organisationsstruktur ist an die Aufgaben, Produkte und Abläufe anzupassen. Eine Gliede-
rungsbreite (Anzahl der Organisationseinheiten) von nicht mehr als drei Fachbereichen er-
scheint dabei ausreichend. Diese Einschätzung deckt sich mit den grundsätzlichen KGSt-
Empfehlungen zum Organisationsmodell für Kommunen der Größenklasse Lages.1   

Die Zahl der Fachbereiche in der Stadt Lage wurde bereits vor einigen Jahren von fünf auf vier 
reduziert. Die derzeit bestehenden vier Fachbereiche werden von jeweils einem Fachbereichs-
leiter geführt, der dem Bürgermeister unterstellt ist. Die Organisationsstruktur der Stadt Lage 

 

1 KGSt-Bericht 1/2012 – Organisationsmodell für Kommunen der Größenklassen 5&6 (Teil 1) 
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bietet noch Optimierungspotenzial.  Ein noch effizienteres Verwaltungshandeln wäre durch eine 
dreigliedrige Struktur  möglich.  

� Empfehlung 
Die GPA NRW empfiehlt der Stadt Lage, die Aufbauorganisation auf drei Fachbereiche aus-
zurichten.  

Eine Möglichkeit, mit dem zukünftig vorhandenen Personal flexibel auf sich verändernde Aufga-
ben reagieren zu können, sind flexible Formen der Arbeitsorganisation wie z. B. die Arbeit in 
Projektgruppen. In der Stadt Lage sind bereits an konkretem Bedarf orientierte Projektgruppen 
eingerichtet worden wie z.B. für die Einführung des E-Governments oder der leistungsorientier-
ten Bezahlung (LOB).   

� Empfehlung 
Die Stadt Lage arbeitet bereits vereinzelt in Projektgruppen zusammen. Dies sollte weiter 
ausgebaut werden. 

Demografische Ziele und Maßnahmen mit dem Personalm anagement planen 

In der Stadt Lage sinken die Einwohnerzahlen nach Prognose von IT-NRW stark. Für den Zeit-
raum 2009 bis 2030 ist ein Rückgang der Einwohnerzahlen von mehr als sieben Prozent auf 
dann rund 32.700 Einwohner zu erwarten. Der Rückgang in der Altersstufe der Null- bis unter 
21-Jährigen beträgt sogar 19 Prozent.  

Insgesamt wird sich diese Bevölkerungsentwicklung in den verschiedenen Altersgruppen auf 
das Aufgabenspektrum und auf den Personaleinsatz der Stadtverwaltung auswirken. Die de-
mografische Entwicklung macht es erforderlich, dass sich die Verwaltungen mehr denn je mit 
ihrem zukünftigen Aufgabenportfolio auseinandersetzen. Gerade zurückgehende Kinderzahlen 
und steigende Bevölkerungszahlen im Bereich der Senioren wirken sich auf die Aufgabenberei-
che Kindertagesbetreuung, Offener Ganztag, Jugendhilfe, Seniorenarbeit, Soziales oder auf 
den Baubereich aus. 

Für die künftige Aufgabenerfüllung benötigt die Stadt Lage einen in quantitativer und qualitativer 
Hinsicht angemessenen Personalbestand. Das Personalmanagement ist die entscheidende 
Schnittstelle zwischen der Aufgabenanalyse einerseits und der darauf fußenden personalwirt-
schaftlichen Maßnahmen andererseits. Es muss daher von Beginn an kontinuierlich in den de-
mografischen Entwicklungsprozess eingebunden werden.  

Die Stadt Lage hat den „Demografiebericht für die Stadt Lage 2013“ erarbeitet. Beteiligt wurden 
neben der Bertelsmann-Stiftung auch die Bürgerinnen und Bürger der Stadt Lage sowie Vertre-
ter der Verwaltung. Dieser Bericht zeigt die künftige Ausrichtung der Stadt Lage als Wohnort, 
aber auch als Gewerbestandort auf. So hat die Stadt Lage einen sehr guten Überblick über die 
künftige Struktur der Bevölkerung und die daraus resultierenden Änderungen im Aufgabenport-
folio.  

Die Auswirkungen des demografischen Wandels auf den Personalbedarf und den Aufgabenbe-
stand werden im Personalmanagement der Stadt Lage behandelt. Übergeordnete Ziele sind im 
Rahmen der demografischen Veränderungen für das Personalmanagement der Stadt Lage aus 
dem Demografiebericht noch nicht abgeleitet worden.   
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� Empfehlung 
Durch den demografischen Wandel entsteht das Erfordernis eines ganzheitlichen, Demogra-
fie orientierten Personalmanagements. Dafür ist es notwendig, vorab zu klären, welche 
Hauptziele das Personalmanagement verfolgen muss, um den Herausforderungen des de-
mografischen Wandels begegnen zu können. 

Die internen Rahmenbedingungen der Verwaltung (insbesondere künftiger Personalbedarf) sind 
mit den Zielvorstellungen der Verwaltung abzustimmen. Das Personalmanagement muss daher 
bereits bei der Formulierung der übergreifenden Ziele für das zukünftige Aufgabenportfolio ein-
gebunden werden.  

In der Praxis verfolgt das Personalmanagement der Stadt Lage bereits gute Ansätze. Diese 
sollten auch in der strategischen Ausrichtung der Stadt Lage formuliert werden. 

Folgende Absichten sind denkbar: 

• Steigerung der Attraktivität der Stadt Lage als Arbeitgeberin 

• Bindung der Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter durch Personalentwicklung 

• Förderung und Erhalt der Arbeitsfähigkeit der älter werdenden Mitarbeiterinnen und Mit-
arbeiter. 

Altersstruktur analysieren und Fluktuation vorherse hen 

Für die Abstimmung mit zukünftigen Aufgabenstrukturen sind personalwirtschaftliche Hinter-
grundinformationen wie Altersstrukturanalysen und Fluktuationsprognosen  erforderlich.  

Die Stadt Lage hat eine umfangreiche Analyse der Altersstruktur aller Beschäftigten erstellt. 
Daraus wird deutlich, dass durch die stark gesunkene Zahl von Neueinstellungen und Nach-
wuchskräften das Durchschnittsalter kontinuierlich ansteigt. Dies ist insbesondere im Bereich 
des gehobenen Dienstes zu verzeichnen. Insgesamt beschäftigt die Stadt Lage 38 Beamte im 
gehobenen Dienst, von denen nur drei Beamte  das vierzigste Lebensjahr noch nicht vollendet 
haben. Zwar werden in 2014 erstmals wieder zwei Nachwuchskräfte für diesen Bereich einge-
stellt, es ist jedoch bereits eine Lücke entstanden, die kaum zu schließen ist.     

Aktuell liegt das Durchschnittsalter der Beschäftigten der Stadt Lage bei über 50 Jahren. Die 
Berechnungen aus der Analyse der Altersstruktur decken sich mit den Berechnungen der GPA 
NRW. In der Stadt Lage sind mehr als 56 % der Beschäftigten über 50 Jahre alt. Nur 15 % der 
Beschäftigten haben das vierzigste Lebensjahr noch nicht vollendet. Bei dieser Beschäftigten-
gruppe sind die Erzieherinnen und Kinderpflegerinnen überdurchschnittlich hoch vertreten. Be-
zogen auf die Kernverwaltung stellt sich die Betrachtung des Durchschnittsalters daher noch 
gravierender dar.  

� Feststellung 
Das Durchschnittsalter der Beschäftigten der Stadt Lage ist sehr hoch. Dies bestätigen auch 
die ausführlichen Altersstrukturanalysen, die regelmäßig durchgeführt werden.  

� Empfehlung 
Die Altersstrukturanalysen sollten auch die Qualifikation der Beschäftigten berücksichtigten.  
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Eine Analyse der Anzahl von Beschäftigten, die die Stadt Lage aus anderen Gründen als Al-
tersgründen verlassen, wird derzeit noch nicht angefertigt. Begründet wird das mit der sehr 
niedrigen Zahl der Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter, die die Stadt Lage vor Erreichen der Alters-
grenze verlassen. Jedoch darf nicht verkannt werden, dass auch der öffentliche Dienst einem 
Wandel unterworfen ist. Aufgrund einer zu erwartenden zunehmenden Fluktuation im öffentli-
chen Dienst sollte auch das Ausscheiden von Mitarbeiterinnen und Mitarbeitern aus anderen 
Gründen mit in die Betrachtung genommen werden. 

Personalbedarf planen 

Die Personalbedarfsplanung ermittelt, wie viele Arbeitskräfte wann und wo benötigt werden und 
welche Qualifikationen sie aufweisen müssen. Zu unterscheiden sind dabei die quantitative und 
qualitative Ermittlung des Personalbedarfs. Grundlage hierfür sind Aufgabenanalysen, die auch 
auf Organisationsuntersuchungen und Fluktuationsprognosen basieren.   

Die Stadt Lage führt Organisationsuntersuchungen nur in geringem Maße durch. Dadurch ergibt 
sich nur ein ungenaues Bild der vorhandenen und künftig entstehenden Aufgaben. Hieraus 
lässt sich der exakte Personalbedarf nicht ableiten. 

� Empfehlung 
Die Stadt Lage sollte regelmäßig den Aufgabenbestand überprüfen und das dafür erforderli-
che Personal ermitteln. 

Ein weiteres wichtiges Instrument zur Personalbedarfsplanung sind Anforderungsprofile. Diese 
sollten insbesondere abbilden, welche fachlichen Qualifikationen und sozialen Fähigkeiten auf 
den einzelnen Stellen benötigt werden. Sie bieten eine solide Grundlage für 

• Stellenausschreibungen und die Mitarbeiterauswahl  

• Beförderungen und die damit verbundenen Leistungsbeurteilungen sowie  

• daraus abzuleitende Personalentwicklungsmaßnahmen. 

Derzeit liegen in der Stadt Lage aktuelle Stellenbeschreibungen einschließlich der notwendigen 
Anforderungsprofile nicht für alle Stellen vor. Aufgrund des Stellenabbaus in der jüngsten Zeit 
wurde diese Aufgabe zurückgestellt, wird künftig jedoch von einem neu eingerichteten Fach-
team übernommen.   

� Empfehlung 
Die Stadt Lage sollte durchgängig für alle Stellen Anforderungsprofile erstellen. 

Die Fremdvergabe der kommunalen Aufgaben kann ebenfalls ein wirksames Mittel zur Effi-
zienzsteigerung der Verwaltung sein. Daher sind strategische Entscheidungen über die Art der 
Aufgabenerledigung erforderlich, die sich deutlich auf den Personalbedarf auswirken. Der erste 
Schritt Aufgaben anders zu erledigen, kann die interkommunale Zusammenarbeit mit anderen 
Kommunen sein.  

Die Stadt Lage hat durch eine einvernehmliche Zusammenarbeit mit einer Nachbarkommune 
bereits gute Erfahrungen bei einer Stellenbesetzung im Bäderbereich gemacht. Ferner wurden 
gute Erfahrungen bei der interkommunalen Zusammenarbeit mit dem Kreis Lippe im Bereich 
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der Rechnungsprüfung und Lippe Tourismus & Marketing gemacht. Diese Zusammenarbeit mit 
Dritten lässt sich noch sehr viel weiter ausbauen, beispielsweise bezogen auf die Rufbereit-
schaft des Ordnungsamtes, Kooperationen im Baubetriebshof oder der Rentenberatung.  

Nahezu alle Aufgaben der Kommunalverwaltung müssen sich der Überprüfung im Hinblick auf 
die Art der Erledigung stellen. Dabei kommt die Erledigung mit eigenem Personal, aber auch 
durch andere Kommunen aufgrund öffentlich-rechtlicher Vereinbarungen in Frage.     

� Empfehlung 
Die Stadt Lage sollte die guten Erfahrungen mit dem Instrument der interkommunalen Zu-
sammenarbeit als Anlass nehmen, den Aufgabenbestand  im Hinblick auf eine gemeinsame 
Erledigung mit Dritten zu überprüfen.    

Attraktiver Arbeitgeber sein 

Aufgrund des demografischen Wandels wird sich ein immer größerer Wettbewerb um qualifi-
zierte und motivierte Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter entwickeln. Jede Kommune befindet sich 
in Konkurrenz nicht nur zu anderen Kommunen sondern in besonderem Maße auch zu Unter-
nehmen der freien Wirtschaft. Diese können den immer rarer werdenden guten Nachwuchskräf-
ten besondere Anreize bieten, die im öffentlichen Dienst nur bedingt möglich sind.  

Um qualifiziertes Personal besonders im Nachwuchsbereich zu finden, muss zunächst die Auf-
merksamkeit potenzieller Bewerber geweckt werden. Dies geschieht im Wesentlichen durch 
eine  Kooperation mit insgesamt 16 Kommunen in der Region Lippe. Durch „GO K.A.Li“ werden 
alle erforderlichen Informationen zu möglichen Ausbildungsberufen und deren Anforderungen 
gegeben. Auch diese Zusammenarbeit ist ein hervorragendes Beispiel für die interkommunale 
Zusammenarbeit.  

Allerdings sollten auch auf der Homepage der Stadt Lage fundierte Informationen über die an-
gebotenen Ausbildungsberufe sowie ein Link zu Go K.A.Li zu finden sein. Auch zielgruppenge-
rechte Erfahrungsberichte von Auszubildenden der Stadt Lage können die Aufmerksamkeit der 
Bewerber auf sich ziehen. 

� Empfehlung 
Um eine noch größere Zahl von potentiellen Nachwuchskräften zu erreichen sollte der Inter-
netauftritt der Stadt Lage bezogen auf angebotene Ausbildungsplätze überarbeitet werden.  

Auch im Vorfeld der Ausschreibung tritt die Stadt Lage als öffentlicher Arbeitgeber  z. B. durch 
die Teilnahme an Ausbildungsbörsen auf. Für Schülerpraktika erhält die Stadt Lage eine hohe 
Zahl von Bewerbungen. Die Zahl der angebotenen Ausbildungsplätze wurde in den letzten Jah-
ren reduziert. Der Bedarf an Nachwuchskräften konnte somit noch ohne größere Probleme 
gedeckt werden. 

Aufgrund des demografischen Wandels gelingt das in immer weniger öffentlichen Verwaltun-
gen, so dass bereits Ausbildungsplätze unbesetzt bleiben. Die Stadt Lage muss sich bewusst 
machen, dass diese Entwicklung auch hier zu erwarten ist. Das Engagement kann u.a. durch 
gezielte Werbekampagnen an Schulen, Studieninstituten oder Fachhochschulen ausgeweitet 
werden. Die verstärkte Konzentration auf die Gewinnung von Bewerbern mit Migrationshinter-
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grund kann dabei ein Weg sein, da dieser Personenkreis erfahrungsgemäß gerade in öffentli-
chen Verwaltungen unterrepräsentiert ist.   

Nachdem das Interesse möglicher Bewerber geweckt ist, gilt es, die Stadt Lage als Arbeitgebe-
rin attraktiv darzustellen. Da das Entgelt- und Besoldungsniveau sowie die Aufstiegsmöglichkei-
ten begrenzt sind müssen sogenannte „weiche“ Faktoren ausgebaut werden.       

Mit zunehmender Lebensarbeitszeit und damit steigendem Durchschnittsalter müssen sich Ar-
beitnehmer und Arbeitgeber Gedanken darüber machen, wie die Arbeitskraft auch im Alter er-
halten werden kann. Vereinzelt werden Kurse zu gesundheitsrelevanten Themen durchgeführt. 
Daneben werden verschiedene Sportveranstaltungen angeboten bis hin zum finanziellen Zu-
schuss zum Beitrag eines Fitness-Studios. 

Darüber hinaus werden keine weiteren bedarfsorientierten Veranstaltungen zu gesundheitsrele-
vanten Themen wie Raucherentwöhnung, gesunder Ernährung, Stress-Management oder 
Suchtprävention angeboten.  

� Empfehlung 
Die GPA NRW empfiehlt der Stadt Lage, weiterhin den Bedarf der Mitarbeiterinnen und Mit-
arbeiter abzufragen und konkret zu aktuellen Themen Veranstaltungen anzubieten.   

Auch die Möglichkeit, die Arbeitszeit flexibel zu gestalten, wirkt sich auf die Attraktivität eines 
Arbeitgebers aus. In der Stadt Lage wird nach Möglichkeit allen Wünschen in Bezug auf die 
Arbeitszeitgestaltung der Beschäftigten Rechnung getragen. Dies führt zu einer hohen Zahl 
unterschiedlicher Arbeitszeitmodelle. Diese flexible Gestaltung vereinfacht den Mitarbeiterinnen 
und Mitarbeitern die Vereinbarkeit von Familie und Beruf. So können qualifizierte Kräfte z. B. 
nach einer Beurlaubung schneller und zufriedener wieder einsteigen.  

� Feststellung 
Die Stadt Lage zeigt sich im Hinblick auf die persönlichen Wünsche der Beschäftigten bezo-
gen auf die Gestaltung der Arbeitszeit flexibel.  

Eine weitere Möglichkeit, die Arbeitszufriedenheit und damit die Attraktivität als Arbeitgeber zu 
steigern ist die Einrichtung von Heim- und Telearbeit. Auch durch diese Instrumente wird es den 
Mitarbeiterinnen und Mitarbeitern erleichtert, den beruflichen und familiären Anforderungen 
gleichermaßen gerecht zu werden. 

Die Stadt Lage hat in der Vergangenheit Telearbeitsplätze eingerichtet. Hierbei handelt es sich 
um ein gemischtes Modell. Die Erledigung der Arbeit erfolgt zum Teil von Zuhause aus, teilwei-
se im Büro im Rathaus. Derzeit wird diese Arbeitsform jedoch nicht nachgefragt. Sofern künftig 
ein Bedarf besteht, ist die Stadt Lage offen für diese Möglichkeit der Arbeitserledigung.    

Auch die Frage des Betriebsklimas ist im Zusammenhang damit zu sehen, ob junge Menschen 
die Stadt Lage als Arbeitgeberin in Betracht ziehen. Es existieren keine vollwertigen Pausen-
räume. Durch regelmäßige Betriebsfeiern und auch mehrtätige Betriebsausflüge außerhalb der 
Arbeitszeit wird ein gegenseitiger Austausch erleichtert und die Atmosphäre tendenziell verbes-
sert.  
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� Feststellung 
Die Stadt Lage verfügt bereits über Modelle zur Steigerung der Attraktivität als Arbeitgeberin. 
Verbesserungen können auf dem Gebiet der Gewinnung von Nachwuchskräften sowie der 
angebotenen Gesundheitsschulungen erfolgen.   

Personal entwickeln 

Personalentwicklung hat das Ziel, die Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter zu befähigen, ihre Auf-
gaben wirtschaftlich zu erfüllen und auf sich ändernde Herausforderungen vorbereitet zu sein.  

Die in einer qualifizierten Aus- und Weiterbildung erlangten fachlichen Fähigkeiten sind  nicht 
nur aus demografischen Gründen ständig zu überprüfen. Auch der stetige technische Fortschritt 
sowie sich ändernde Aufgaben erfordern ein lebenslanges Lernen und Weiterbilden. Gleichzei-
tig gilt es, soziale Fähigkeiten wie Leistungsbereitschaft und Innovationsfreude zu fördern, um 
die Motivation der Mitarbeiter zu erhalten.  

Einem Personalentwicklungskonzept als Summe der einzelnen Personalentwicklungsmodule 
kommt dabei eine besondere Bedeutung zu. In ihr spiegelt sich die Philosophie einer Organisa-
tion. Es bildet für alle Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter gleichzeitig die Grundlage für das berufli-
che Handeln und legt die maßgeblichen Arbeitsbedingungen eines jeden einzelnen fest.  

In der Stadt Lage existiert eine Vielzahl von Regelungen, die in der Summe das Personalent-
wicklungskonzept darstellen. Dieses Konzept umfasst die in Kommunen dieser Größe üblichen 
Instrumente wie Beurteilungsrichtlinien, Regelungen über die flexible Gestaltung der Arbeitszeit 
und eine Dienstvereinbarung über die leistungsorientierte Bezahlung bei der Stadt Lage.  

Die letztgenannte Dienstvereinbarung umfasst die leistungsorientierten Entgeltbestandteile 
zusätzlich zum Tabellenentgelt der Tarifbeschäftigten. Das Budget beträgt nach § 18 Abs. 3 
TVöD aktuell zwei Prozent (2012: 1,75 Prozent) der Entgelte des Vorjahres. In der Stadt Lage 
wird diese Regelung auf freiwilliger Basis auch für die Beamtinnen und Beamten ausgeweitet. 
Das Gesamtvolumen der leistungsorientierten Bezahlung für die Beamtinnen und Beamten 
beträgt rund 60.000 Euro.  

� Feststellung 
Die so erreichte Gleichstellung zwischen tariflich Beschäftigen und Beamten stellt ein gutes, 
aber auch teures Instrument der Mitarbeitermotivation dar.   

Neben den herkömmlichen Dienstvereinbarungen und Richtlinien sind jedoch viele weitere Re-
gelungen denkbar, um das Ziel zu erreichen, kompetente und motivierte Mitarbeiterinnen und 
Mitarbeiter zu erhalten. Möglichkeiten dazu bietet beispielsweise ein betriebliches Vorschlags-
wesen. Dieses Instrument unterbreitet allen Mitarbeiterinnen und Mitarbeitern das Angebot, 
durch konkrete Vorschläge Arbeitsabläufe und Dienstleistungen zu optimieren.  

In der Stadt Lage werden alle Beschäftigten über das Lagenser Ideenmanagement (LIM) einge-
laden, ihre Ideen und Vorschläge zur Verbesserung der Arbeitsabläufe und –ergebnisse einzu-
reichen. Trotz des guten Konzepts werden nur sehr wenige Vorschläge von den Mitarbeiterin-
nen und Mitarbeitern eingereicht. Daher sollte die Stadt Lage in regelmäßigen Abständen auf 
dieses Instrument aufmerksam machen und damit ein entsprechendes Marketing betreiben. So 
können gute Ideen und Vorschläge praxisnah aufgegriffen werden und zu einer Optimierung 
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führen. Darüber hinaus kann den Beschäftigten aufgezeigt werden, dass ihre Interessen und 
Ideen ernst genommen werden und entsprechendes Gehör finden.         

Durch eine fundierte Fortbildungskonzeption werden alle Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter so 
qualifiziert, dass sie dem Auftrag der Kommune als modernes Dienstleistungsunternehmen 
entsprechend effizient und effektiv handeln können. Die Beschäftigten können den gegenwärti-
gen und zukünftigen Anforderungen gerecht werden und so Motivation und Arbeitszufriedenheit 
steigern.  

Berücksichtigt werden muss der objektive Fortbildungsbedarf, der aus der jeweilige Stelle resul-
tiert, aber auch das subjektiv empfundene Fortbildungsbedürfnis. Aufgabe der Verwaltung ist 
daher durch eine Fortbildungskonzeption den jeweiligen Bedarf festzustellen und anzubieten. 
Für den Bereich der Fortbildung sollte ein Budget in Höhe von drei Prozent der Personalausga-
ben jährlich zur Verfügung gestellt werden.  

Das Instrument der Vorgesetztenbeurteilung bietet die Möglichkeit, den Führungskräften eine 
Rückmeldung über ihr Führungsverhalten zu geben. Sie haben so die Chance, sich mit vorhan-
denen Schwächen auseinander zu setzen. Die regelmäßige Beurteilung aller Vorgesetzten 
durch die Beschäftigten liefert wichtige Informationen. Die Verarbeitung der Ergebnisse sollte 
mit Konsequenzen verbunden werden. 

Die Stadt Lage führt bereits regelmäßig Mitarbeiterbefragungen durch. Die Ergebnisse dieser 
Befragungen werden ausführlich analysiert und mit den Ergebnissen der vorangegangenen 
Befragungen verglichen. Die Mitarbeiterbefragungen enthalten in Ansätzen auch Themen zur 
Führung und Leitung von Mitarbeitern. Sie könnten durch Fragen beispielsweise  

• zur Vorbildfunktion des Vorgesetzten 

• zur Unterstützung in Fachfragen   

• zum Umgang mit Lob und Kritik  

erweitert werden und so eine fundierte Rückmeldung zum Führungsverhalten bieten.   

� Feststellung 
Die GPA NRW begrüßt die von der Stadt Lage regelmäßig durchgeführten Mitarbeiterbefra-
gungen.    

� Empfehlung 
Die GPA NRW empfiehlt der Stadt Lage, weitere Personalentwicklungsinstrumente zu über-
denken und in das vorhandene Personalentwicklungskonzept zu integrieren.   

Wissen bewahren und verteilen 

In den nächsten Jahren werden viele Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter aus Altersgründen aus 
dem Dienst der Stadt Lage ausscheiden. Viele von Ihnen haben Leitungsstellen inne. Damit 
droht der Verlust von umfassendem Fachwissen, aber auch von wichtiger Berufs- und Le-
benserfahrung. Die Dokumentation und Weitergabe dieses Wissens nimmt daher stetig an Be-
deutung zu. Dies gilt umso mehr, da viele der ausscheidenden Mitarbeiter über Schlüsselwis-
sen verfügen, das nur ihnen alleine zur Verfügung steht. 
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Die Stadt Lage hat kein formales Wissensmanagement eingerichtet. Es bestehen vereinzelt 
Checklisten und Datenbanken, die Fachwissen bündeln. Ein Konzept existiert nicht. Die Weiter-
gabe des Wissens erfolgt durch einen formlosen Austausch der Beschäftigten untereinander z. 
B. in Dienstbesprechungen oder während Urlaubs- und Krankenvertretungen. Diese Art des 
Austausches ist jedoch sehr störungsanfällig und stark abhängig von dem Verhältnis der Be-
schäftigten untereinander.   

� Empfehlung 
Um die Weitergabe des vorhandenen Wissens zu gewährleisten sollte die Stadt Lage ein 
Konzept zur Wissensbewahrung und -verteilung erstellen. 

Dies könnte durch die Sammlung der wichtigsten Informationen auf einem speziell eingerichte-
ten Laufwerk, das für alle zugänglich ist, erfolgen. Für die einzelnen Abteilungen können nach 
Vorgängen gegliederte Datenbänke eingerichtet werden. Ein konkret zu bearbeitender Sach-
verhalt kann dabei in anonymisierter Form als Beispielsfall dienen.  Ziel sollte es sein, das Wis-
sen aller Wissensträger systematische zu erfassen und zu dokumentieren.     

Neben Wissensdatenbanken und der Bereitstellung von Fachinformationen in allgemein zu-
gänglicher Form kann gegebenenfalls auch ein Verwaltungs-Wiki eingerichtet werden. Wichtig 
ist hier die strukturierte Einführung und fortlaufende Pflege des Systems.  
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� Kontakt 

Gemeindeprüfungsanstalt Nordrhein-Westfalen 

Heinrichstraße 1, 44623 Herne 

Postfach 10 18 79, 44608 Herne 
t 0 23 23/14 80-0 
f 0 23 23/14 80-333 
e info@gpa.nrw.de 
i www.gpa.nrw.de 
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� Sicherheit und Ordnung 

Inhalte, Ziele und Methodik 

Die GPA NRW prüft innerhalb des Produktbereiches Sicherheit und Ordnung folgende Hand-
lungsfelder:  

• Einwohnermeldeaufgaben,  

• Personenstandswesen sowie 

• Gewerbe- und Gaststättenangelegenheiten. 

Ziel der GPA NRW ist es, auf Steuerungs- und Optimierungspotenziale hinzuweisen. Die  
Analyse der leistungsbezogenen Kennzahlen dient als Orientierung im Hinblick auf eine ange-
messene Stellenausstattung. Auf der Basis von Benchmarks ermittelt die GPA NRW Potenziale. 
Der interkommunale Vergleich und die Potenzialausweisung helfen den Kommunen, Prioritäten 
für mögliche Veränderungs- und Entwicklungsprozesse zu setzen. 

Dafür vergleicht und analysiert die GPA NRW den jeweiligen Personaleinsatz und die erbrach-
ten Leistungsmengen. Strukturierte Interviews unterstützen die Analyse. In jedem Handlungs-
feld erfolgt erst der interkommunale Vergleich der Kennzahl Personalaufwendungen je Fall. 
Danach vergleichen Leistungskennzahlen den Stelleneinsatz in der Sachbearbeitung. Weitere 
Kennzahlen wie der Deckungsgrad der Personalaufwendungen und Fallintensitäten können die 
Prüfung ergänzen. Für die Ermittlung der Personalaufwendungen legt die GPA NRW Durch-
schnittswerte1 zugrunde. Die Fallzahlen werden gewichtet, um den unterschiedlichen Bearbei-
tungszeiten Rechnung zu tragen. Die Berechnung für die Gewichtung ist in den Tabellen am 
Ende des Teilberichts dargestellt. 

Die Aufgaben der mittleren kreisangehörigen Kommunen in den betrachteten Handlungsfeldern 
sind grundsätzlich identisch. Die GPA NRW definiert die untersuchten Aufgaben, so dass die 
Vergleichskommunen ihr Personal, die Fallzahlen und ihre Erträge unabhängig von der beste-
henden Organisationsstruktur zuordnen können. Das Personal wird dabei entsprechend der 
GPA-Definitionen getrennt nach Sachbearbeitung und Overhead erfasst. So konzentriert sich 
der Leistungsvergleich auf die Sachbearbeitung und wird nicht durch Overheadtätigkeiten ver-
fälscht. 

Der Personaleinsatz kann auch durch Besonderheiten der Kommune wie spezielle Ansprüche 
und individuelle Standards geprägt sein. Organisationsbetrachtungen oder Überprüfungen der 
Stellenausstattung sollen diese bestehenden Standards kritisch analysieren. Deshalb bereinigt 
die GPA NRW den Stellenvergleich nicht um solche Besonderheiten. Sofern die höhere Perso-
nalausstattung das Ergebnis höherer Standards ist, müssten daher zunächst diese Rahmenbe-
dingungen angepasst werden, um den Personaleinsatz optimieren zu können. Daher ist eine 
weitere Untersuchung der individuellen Potenziale sinnvoll, z. B. durch eine aufgabenkritische 
Betrachtung und eine analytische Stellenbemessung. 

 

1 KGST-Bericht M 1/2012 Kosten eines Arbeitsplatzes 2012/2013 
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Alle Kommunen in NRW nutzen die Standesamtssoftware Autista. Im Vergleichsjahr 2012 hat-
ten noch nicht alle Kommunen das elektronische Personenstandsregister eingeführt, da die 
gesetzliche Übergangszeit erst 2013 endete. In einem standardisierten Interview erfasst die 
GPA NRW den individuellen Entwicklungsstand der Kommunen. Ziel dieser empirischen Erhe-
bung ist es festzustellen, ob es Wirkungszusammenhänge zwischen dem Einsatz von Informa-
tionstechnologie und dem Personalbedarf gibt. 

Einwohnermeldeaufgaben 

Die Einwohnermeldeangelegenheiten bearbeitet die Stadt Lage im Bürgerbüro. Dieses ist in 
einem eigenen Gebäude in unmittelbarer Nähe des Rathauses untergebracht. Hier bietet die 
Stadt Lage umfangreiche weitere Dienstleistungen wie Fischereischeine, Hundesteuerangele-
genheiten, Angelegenheiten der Müllabfuhr und Rentenversicherungsangelegenheiten an. Auch 
das Fundbüro ist hier angesiedelt.  

Zur Ermittlung der Stellenanteile betrachtet die GPA NRW die Einwohnermeldeaufgaben in 
Abgrenzung zu den übrigen Aufgaben des Bürgerbüros. Hierzu hat die Stadt Lage die Stellen-
anteile der Mischarbeitsplätze aufgeteilt.       

Die für die Einwohnermeldeaufgaben definierten Tätigkeiten erledigte die Stadt Lage mit 4,16 
Vollzeit-Stellen in der Sachbearbeitung. Zusätzlich bildeten 0,10 Vollzeit-Stellen den Overhead.  

Die Personalaufwendungen werden berechnet durch die Vollzeit-Stellen einschließlich des Ni-
veaus der Stellenbewertung auf Basis von KGSt. Für die Stadt Lage berechnen sich Personal-
aufwendungen je Stellen in Höhe von 51.046 Euro. Im Durchschnitt haben die Vergleichskom-
munen hier nur Aufwendungen in Höhe von 48.688 Euro zu verzeichnen. Dabei ist festzustel-
len, dass der Overheadanateil mit 0,1 Stellenanteilen nicht auffällig hoch ist und somit ein nicht 
Ursache für die überdurchschnittlichen Aufwendungen je Stelle ist. Vielmehr ist das Niveau der 
Stellenbewertung als eher hoch einzustufen. Für die in diesem Bereich beschäftigten 4,26 Mit-
arbeiterinnen und Mitarbeiter fallen Personalaufwendungen in Höhe von insgesamt 217.456 
Euro an.   

Die GPA NRW setzt die Personalaufwendungen der Sachbearbeitung ins Verhältnis zu den 
gewichteten Fallzahlen. Als Bezugsgröße für die Kennzahlenermittlung sind 7.729 gewichtete 
Fälle aus dem Vergleichsjahr 2012 berücksichtigt worden.  

Personalaufwendungen je Fall Einwohnermeldeaufgaben i n Euro 2012 

Lage Minimum  Maximum Mittelwert 1. Quartil 
2. Quartil 
(Median) 

3. Quartil  
Anzahl 
Werte 

28,14 13,87 40,10 23,18 19,75 22,75 25,42 41 

Im Einwohnermeldebereich der Stadt Lage liegen die Personalaufwendungen je Fall über dem 
dritten Quartil. Von den bislang betrachteten 41 Kommunen liegen nur fünf Kommunen über 
dem Wert der Stadt Lage. 
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Durch einen interkommunalen Vergleich der gewichteten Fälle je Vollzeit-Stelle wird ermittelt, 
ob die überdurchschnittlichen Personalaufwendungen je Fall auch in einem überdurchschnittli-
chen Stellenvolumen begründet liegen. 

Fälle je Vollzeit-Stelle Einwohnermeldeaufgaben 2012 

 

 

Lage Minimum  Maximum Mittelwert 1. Quartil 
2. Quartil 
(Median) 

3. Quartil  
Anzahl 
Werte 

1.858 1.221 3.277 2.296 2.034 2.325 2.557 41 

Die Stadt Lage erreicht nur einen Wert, der unterhalb des ersten Quartils liegt.  

Am Benchmark orientiert sind in der Stadt Lage zur Bearbeitung der 7.729 gewichteten Fälle 
insgesamt 2,93 Vollzeit-Stellen erforderlich.  

� Feststellung 
Gemessen am Benchmark ergibt sich ein rechnerisches Potenzial von 1,2 Vollzeit-Stellen in 
der Sachbearbeitung der Einwohnermeldeaufgaben. 

Die überdurchschnittlichen Personalaufwendungen je Fall sind auf eine überdurchschnittliche 
Stellenausstattung und auf ein hohes Bewertungsniveau der vorhandenen Stellen zurückzufüh-
ren.  

Rahmenbedingungen in der Aufgabenwahrnehmung 

Die GPA NRW hat die Einwohnermeldeaufgaben der Stadt Lage in einem standardisierten In-
terview analysiert. Dabei sind insbesondere die Öffnungszeiten des Bürgerbüros aufgefallen. 
Diese liegen mit 44,2 Stunden pro Woche erheblich über dem Durchschnitt der Vergleichs-
kommunen, die im Durchschnitt nur 36,5 Öffnungsstunden verzeichnen.  

Das Bürgerbüro öffnet täglich zwischen 7:30 Uhr und 8:00 Uhr. Die tägliche Öffnungszeit endet 
erst zwischen 17:00 Uhr und 18:00 Uhr. An jedem ersten Samstag im Monat ist das Bürgerbüro 
für drei Stunden geöffnet. Ein geschlossener Nachmittag zur Nachbearbeitung ist nicht vorge-
sehen.  

Aus Sicht der GPA NRW können die Zeiten durch spätere Öffnungszeiten an einzelnen Tage 
und insbesondere einen Nachmittag ohne Sprechzeiten deutlich reduziert werden.     
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� Empfehlung 
Die GPA NRW empfiehlt der Stadt Lage, die Öffnungszeiten des Bürgerbüros zu vermin-
dern. Dabei sollte mindestens ein Nachmittag ohne Publikumsverkehr eingeplant werden. 
Durch geringere Öffnungszeiten kann die Stadt Lage Stellenanteile reduzieren.   

Das Bürgerbüro der Stadt Lage verfügt nicht über ein Back-Office. Erforderliche Vorgangsarbei-
ten werden während der Öffnungszeiten durchgeführt. Hierdurch kommt es zu Unterbrechun-
gen der Arbeitsvorgänge.  

� Empfehlung 
Einzelne Arbeitsplätze sollten durch Stellwände vom Besucherbereich abgetrennt werden. 
Die so separierten Arbeitsplätze können dann von allen Beschäftigten im Wechsel für die 
notwendigen Nacharbeiten genutzt werden.      

Das Rechenzentrum KRZ Lemgo generiert für die Stadt Lage regelmäßig eine Statistik über 
Einwohner mit abgelaufenen Ausweisdokumenten. Einen Monat vor Ablauf des Ausweises 
werden die Meldepflichtgen  aufgefordert, einen neuen Ausweis zu beantragen. Durch diese 
Vorgehensweise gelingt es der Stadt Lage, die Zahl der abgelaufenen Ausweisdokumente zu 
reduzieren. Kommen die Meldepflichtigen der Aufforderung nicht nach, werden keine Bußgelder 
angedroht oder verhängt.  

Die Vergleichskommunen gehen mit der Kontrolle der Ausweispflicht sehr unterschiedlich um. 
Einige Kommunen verzichten vollständig auf eine derartige Kontrolle und binden somit auch 
keine zeitlichen Ressourcen.   

Eine weitere Optimierung des Bereiches Einwohnermeldewesen kann durch eine zielorientierte 
Steuerung erreicht werden. Die Erhebung von Fallzahlen und gemessenen Besucherströmen 
liefern Informationen über eine hohe Arbeitsbelastung zu Spitzenzeiten und sich verändernde 
Fallzahlen. Die Möglichkeit zur Steuerung durch Kennzahlen nutzt die Stadt Lage bisher nicht.  

� Empfehlung 
Die erhobenen Kennzahlen sollten in ein Controlling  integriert werden. Hier können z.B. die 
Kennzahlen der GPA NRW fortgeschrieben werden.      

Möglichkeiten zur Optimierung erkennt die GPA NRW auch in den Arbeitsabläufen. Im Bürger-
büro der Stadt Lage werden die Besucher zunächst am Empfangsschalter begrüßt, der auch 
die Funktion  einer allgemeinen Telefonzentrale wahrnimmt. Dort werden Unterlagen auf Voll-
ständigkeit geprüft und Ausweise und Reisepässe können abgeholt werden. Anschließend wer-
den die Besucher von den Sachbearbeiterinnen und Sachbearbeitern nach Reihenfolge des 
Eintreffens an frei werdende Meldeplätze gebeten.    

Dieses Verfahren bindet Zeiten. Durch die Installation einer Aufrufanlage können Stellenanteile 
eingespart werden. 

� Empfehlung 
Die GPA NRW empfiehlt der Stadt Lage, eine Aufrufanlage für das Bürgerbüro einzurichten. 
Über die Anlage können durchschnittliche Wartezeiten, hohe Frequentierungszeiten etc. 
ausgewertet werden.   
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Der verstärkte Einsatz von elektronischen Elementen bietet eine weitere Möglichkeit, die Abläu-
fe zu verbessern. Eine Vernetzung  zwischen dem Einwohnermelde- und Personenstandswe-
sen zum elektronischen Datenaustausch ist vorhanden. 

Im Meldewesen der Stadt Lage wird das Programm OK.EWO genutzt. Dieses bietet das Zu-
satzmodul der e-Akte, die u.a. eine Digitalisierung von Anträgen mit weiteren Workflowelemen-
ten ermöglicht.  

Über d-nrw stellen alle Städte ihre Meldedaten zur Verfügung. Durch dieses Meldeportal sind 
elektronische Melderegisterauskünfte möglich. Auf der Homepage der Stadt Lage fehlt ein Hin-
weis auf diese Möglichkeit der Melderegisterauskunft und ein Link auf das Meldeportal. Die 
Stadt Lage sollte einen Hinweis und einen Link auf das Meldeportal d-nrw. auf ihre Internetseite 
aufnehmen. 

Die GPA NRW empfiehlt der Stadt Lage zudem, Melderegisterauskünfte künftig auch elektro-
nisch zu erteilen. Der Großteil der Vergleichskommunen hat das Melderegister bereits im Portal 
d-NRW zur Verfügung gestellt. Die Nutzung des vorausgefüllten Meldescheins wird ebenfalls 
das Anmeldeverfahren für die Stadt Lage verbessern.  

� Empfehlung 
Die Optimierung der Arbeitsabläufe sollte durch die Nutzung e-Akte, des vorausgefüllten 
Meldescheines sowie den Hinweis zur elektronischen Melderegisterauskunft erfolgen.  

Für die Abwicklung der Zahlungsgeschäfte steht dem Bürgerbüro eine Handkasse zur Verfü-
gung. Auf diese Kasse greifen alle Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter zur Abrechnung zu. Der 
Abgleich des Kassenbestandes mit den Zahlungsgeschäften erfolgt zweimal täglich. Bei Un-
stimmigkeiten kann die Fehlerquelle nicht ermittelt werden.      

� Empfehlung 
Die Stadt Lage sollte darauf hinwirken, die Zahlungsgeschäfte unbar über EC-
Kartenzahlungen abzuwickeln. Die verbleibenden Barzahlungen sollten aus Gründen der 
Kassensicherheit an einer zentralen Stelle z.B. am Empfangsschalter abgewickelt werden. 
So können Unstimmigkeiten in der Abrechnung nachverfolgt und auch der Korruptionsvor-
beugung Rechnung getragen werden.   

Personenstandswesen 

Für die durch die GPA NRW definierten Aufgaben des Personenstandswesens werden in der 
Stadt Lage 1,9 Vollzeit-Stellen in der Sachbearbeitung eingesetzt. Zusätzlich bildeten 0,10 Voll-
zeit-Stellen den Overhead.  

Im Personenstandswesen spielen die örtlichen Rahmenbedingungen bei den Fallzahlen eine 
wichtige Rolle. In der Stadt Lage gibt es kein Krankenhaus. Hieraus folgt eine geringere Zahl 
von Geburten und Sterbefällen als in vielen anderen Kommunen. Die GPA NRW setzt das Stel-
lenvolumen der Sachbearbeitung ins Verhältnis zu den gewichteten Fallzahlen. Als Bezugsgrö-
ße für die Kennzahlenermittlung sind 197 gewichtete Fälle aus dem Vergleichsjahr 2012 be-
rücksichtigt worden.  
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Auch hier setzt die GPA NRW die Personalaufwendungen in das Verhältnis zu der gewichteten 
Zahl der Fälle. Das Niveau der Stellenbewertung auf Basis von KGSt-Daten liegt mit 59.300 
Euro je Stelle am Mittelwert von 59.362 Euro. Das Bewertungsniveau ist daher als durchschnitt-
lich einzustufen. Auch der Overhead ist mit 0,1 Stellenanteilen unauffällig. In der Summe sind 
Personalaufwendungen in Höhe von 118.600 Euro zu berücksichtigen.  

Bezogen auf 197 gewichtete Fälle aus dem Vergleichsjahr 2012 errechnen sich folgende Per-
sonalaufwendungen je Fall:  

Personalaufwendungen je Fall Personenstandswesen in Eu ro 2012 

Lage Minimum  Maximum Mittelwert 1. Quartil 
2. Quartil 
(Median) 

3. Quartil  
Anzahl 
Werte 

603 246 807 495 390 475 561 39 

Der Wert der Stadt Lage überschreitet das dritte Quartil deutlich. Die hohen Personalaufwen-
dungen je Fall sind Folge einer niedrigen Fallzahl je Stelle.      

Fälle je Vollzeit-Stelle Personenstandswesen 2012 

 

 

Lage Minimum  Maximum Mittelwert 1. Quartil 
2. Quartil 
(Median) 

3. Quartil  
Anzahl 
Werte 

104 77 232 134 110 131 157 39 

Zur Bearbeitung der 197 gewichteten Fälle sind unter Berücksichtigung des Benchmarks 1,23 
Stellen erforderlich.  

� Feststellung 
In der Sachbearbeitung der Aufgaben des Personenstandes errechnet sich gemessen am 
Benchmark ein Potenzial von 0,7 Vollzeit-Stellen.  

Im Jahr 2013 ist die Stellenausstattung unverändert. Die gewichtete Fallzahl sinkt nur unwe-
sentlich auf 195 Fälle. Die Fälle je Vollzeit-Stelle liegen im Jahr 2013 mit 103 weiter deutlich 
unter dem Benchmark.    
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Rahmenbedingungen in der Aufgabenwahrnehmung 

Die Anmeldung zur Eheschließung kann während der Sprechzeiten erfolgen, eine Terminver-
einbarung ist nicht erforderlich. Trauungen finden in der Stadt Lage ausschließlich im histori-
schen Rathaus statt. Ambiente-Trauungen bietet die Stadt Lage aufgrund fehlender angemes-
sener Räumlichkeiten nicht an.  

Die Eheschließungen können in Lage auch außerhalb der Öffnungszeiten des Standesamtes 
erfolgen. Für Trauungen wird auch jeder dritte Samstag im Monat vorgehalten. Für Termine zur 
Trauung außerhalb der Öffnungszeiten des Standesamtes wird eine zusätzliche Gebühr erho-
ben. Für die Nutzung des Rathaussaales wird eine Raummiete erhoben.  

Die Einführung des elektronischen Personenstandsregisters sowie der Umgang mit den Nach-
erfassungen sind im interkommunalen Vergleich unterschiedlich ausgeprägt. Das elektronische 
Personenstandsregister war zum Zeitpunkt der Abfrage in allen Vergleichskommunen einge-
führt. Die Nacherfassung des Eheregisters erfolgt in der Stadt Lage anlassbezogen. Die Arbei-
ten zum Überführen der Testamentskartei sind abgeschlossen. Die Übersendung der Familien-
bücher ist abschließend vorbereitet.   

Die Stadt Lage wendet das Programm Autista mit dem Zusatzmodul XPersonenstand an. Die 
Daten werden mit dem Meldeamt elektronisch ausgetauscht. Darüber hinaus wird der Aus-
tausch der Daten mit anderen Standesämtern und Meldeämtern auf elektronischem Wege mög-
lich gemacht.  

Darüber hinaus sind noch nicht alle von XPersonenstand geplanten Module für die Kommunen 
verfügbar (z.B. die Übermittlung von Berichtigungsnachrichten an das zentrale Testamentsre-
gister). Durch die Entwicklungen neuer elektronischer Bearbeitungselemente ergeben sich künf-
tig weitere Möglichkeiten zur Optimierung der Arbeitsabläufe. 

Eine Anbindung des Personenstandswesens an die Finanzsoftware besteht in Lage nicht. Der 
Abgleich zwischen den erbrachten Leistungen und den Erträgen erfolgt manuell. 

� Empfehlung 
Die GPA NRW empfiehlt die Einführung eines Gebührenprogrammes mit einer Schnittstelle 
zur Finanz-Software.  

Urkunden werden häufig telefonisch oder per Email angefordert. Durch das Angebot der On-
linebestellung der Urkunden können Anrufe und Emails erheblich reduziert werden.  

� Empfehlung 
Die Stadt Lage sollte die internetbasierte Bestellung von Urkunden anbieten. So können 
Emails und Telefonate reduziert werden. 

Gewerbe- und Gaststättenangelegenheiten 

Sämtliche Tätigkeiten im GPA-definierten Aufgabenbereich „Gewerbe- und Gaststättenangele-
genheiten“ werden im Vergleichsjahr 2012 durch 0,60 Vollzeit-Stellen in der Sachbearbeitung 
und 0,05 Stellen für den Overhead erledigt. Die Personalaufwendungen je Vollzeit-Stelle liegen 
mit 65.338 Euro nur knapp unter dem Höchstwert von 66.200 Euro. Damit ist das Niveau der 
Personalaufwendungen im interkommunalen Vergleich deutlich überdurchschnittlich. 
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Für die hier betrachteten Stellenanteile der Sachbearbeitung und des Overheads von 0,65 Stel-
len sind Personalaufwendungen auf KGSt-Basis in Höhe von 42.470 Euro zu berücksichtigen.   

Für die Ermittlung der Personalaufwendungen je Fall sowie der Fälle je Vollzeit-Stelle sind 903 
gewichtete Fälle aus dem Vergleichsjahr 2012 berücksichtigt worden. 

Personalaufwendungen je Fall Gewerbe- und Gaststätte nangelegenheiten in Euro 2012 

Lage Minimum  Maximum Mittelwert 1. Quartil 
2. Quartil 
(Median) 

3. Quartil  
Anzahl 
Werte 

47,05 28,58 102,56 65,52 55,92 63,33 75,27 39 

Der von der Stadt Lage erreichte Wert liegt trotz der hohen Personalaufwendungen je Stelle  
noch deutlich unter dem ersten Quartil. Ein Grund für das Erreichen dieses guten Wertes kann 
eine sehr hohe Zahl von Fällen je Stelle sein.    

Die gewichteten Fälle je Vollzeit-Stelle werden interkommunal verglichen. So wird festgestellt, 
ob die unterdurchschnittlichen Personalaufwendungen je Fall in einem unterdurchschnittlichen 
Stellenvolumen begründet liegen. 

Fälle je Vollzeit-Stelle Gewerbe- und Gaststättenange legenheiten 2012 

 

 

Lage Minimum  Maximum Mittelwert 1. Quartil 
2. Quartil 
(Median) 

3. Quartil  
Anzahl 
Werte 

1.504 565 1.909 1.024 854 932 1.201 40 

� Feststellung 
Die Stadt Lage überschreitet den Benchmark sehr deutlich 

Dies geschieht ohne Ableisten von Überstunden und ohne Rückstände in der Sachbearbeitung. 
Der in diesem Aufgabengebiet eingesetzte Mitarbeiter nimmt die Aufgabe „Gewerbe- und Gast-
stättenangelegenheiten“ seit rund 20 Jahren wahr. Durch ihn werden auch notwendige Kontrol-
len vor Ort durchgeführt. Über diese Kontrollen hinaus ist kein Außendienstmitarbeiter der Stadt 
Lage im Einsatz.    
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Im Jahr 2013 ist die Fallzahl auf 811 gewichtete Fälle gesunken. Die Stellenausstattung ist un-
verändert geblieben. Die Fälle je Vollzeit-Stelle sinken damit auf 1.352 und überschreiten den 
Benchmark noch immer deutlich.   

Gesamtbetrachtung Sicherheit und Ordnung 

Nachfolgend werden die Analyseergebnisse und wesentlichen Handlungsempfehlungen zu-
sammengefasst dargestellt: 

Zur Steuerung des Personaleinsatzes sollte die Stadt Lage in den betrachteten Aufgabengebie-
ten Kennzahlen erheben und jährlich fortschreiben. Auch durch den immer weiter fortschreiten-
den EDV-Einsatz werden sich weitere Synergieeffekte in der Sachbearbeitung ergeben. 

Einwohnermeldeaufgaben 

Anhand der Leistungskennzahl „Fälle je Vollzeit-Stelle Einwohnermeldeaufgaben im interkom-
munalen Vergleich 2012“ errechnet sich ein Stellenpotenzial von 1,19 Stellen für die Bearbei-
tung der Aufgaben des Meldewesens. Diese sind u.a. begründet in den umfangreichen Öff-
nungszeiten des Bürgerbüros der Stadt Lage. 

Noch nicht ausgeschöpfte Möglichkeiten zur Verbesserung der Arbeitsabläufe erkennt die GPA 
NRW in folgenden Punkten: 

• Öffnungszeiten reduzieren  

• Back-Office einrichten   

• Aufrufanlage installieren 

• verstärkte Nutzung elektronischer Elemente 

Personenstandswesen 

Bei der Leistungskennzahl unterschreitet die Stadt Lage den Benchmark. Dadurch ergibt sich 
ein Stellenpotenzial in Höhe von 0,7 Vollzeit-Stellen in der Sachbearbeitung.     

Eine Anbindung an die Finanzsoftware besteht derzeit nicht. Die Stadt Lage sollte im Perso-
nenstandswesen ein Gebührenprogramm mit einer Schnittstelle an die Software einführen.  

Gewerbe- und Gaststättenangelegenheiten 

Die Stadt Lage überschreitet im Jahr 2012 bei den Fällen je Vollzeit-Stelle den Benchmark. Der 
Benchmark wird erreicht, ohne dass in der Sachbearbeitung Überstunden zu leisten sind oder 
Rückstände entstehen. Auch im Jahr 2013 wird der Benchmark trotz niedrigerer Fallzahlen 
überschritten.  
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Gesamtpotenzial Sicherheit und Ordnung 

Handlungsfeld Stellenpotenzial 

Einwohnermeldeaufgaben 1,2 

Personenstandwesen 0,7 

Gewerbe- und Gaststättenangelegenheiten kein Potenzial 

Gesamtsumme    1,9 

Die GPA NRW hat bei den Potenzialberechnungen insgesamt 6,66 Vollzeit verrechnete Stellen 
betrachtet. Das ermittelte Potenzial in Höhe von 1,9 Stellen beträgt mehr als ein Viertel der 
betrachteten Stellen.    

Die GPA NRW hat auf Basis ihrer Prüfungsergebnisse die Personalaufwendungen je Vollzeit-
Stelle auf 50.000 Euro festgelegt. Bezogen auf das vorgenannte Stellenpotenzial ergibt sich ein 
monetäres Gesamtpotenzial von 93.000 Euro. 

� KIWI-Bewertung 
Die GPA NRW bewertet das Prüfgebiet Sicherheit und Ordnung der Stadt Lage mit 
dem Index 3. 
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Anlage: Gewichtung der Fallzahlen 

Einwohnermeldeaufgaben 

Bezeichnung Gewichtung Anzahl 2012 gewichtet 2012 

Anmeldung              0,5   1.597 799 

Ummeldung              0,5   1.935 968 

Abmeldung              0,5   1.673 837 

Personalausweis              1,0   3.644 3.644 

Reisepass              1,0   1.481 1.481 

Gesamt     7.729 

Personenstandswesen 

Bezeichnung Gewichtung Anzahl 2012 Anzahl 2013 gewichtet 2012 gewichtet 2013 

Beurkundung Geburt               0,2   3 1 1 0 

Beurkundung  
Sterbefall  

            0,2   192 229 38 46 

Eheschließung:  
Anmeldung + Trauung  

            1,0   137 135 137 135 

Eheschließung: 
nur Trauung   

            1,0   10 6 10 6 

Eheschließung:  
nur Anmeldung   

            0,3   36 28 11 8 

Gesamt      197 195 

Gewerbe- und Gaststättenangelegenheiten 

Bezeichnung Gewichtung Anzahl 2012 Anzahl 2013 gewichtet 2012 gewichtet 2013 

Anmeldungen              1,0   337 316 337 316 

Ummeldungen              1,0   98 87 98 87 

Abmeldungen               0,4   339 291 136 116 

gewerberechtliche 
Erlaubnisse 

            8,0   3 2 24 16 

Reisegewerbekarte              4,0   14 7 56 28 

Spielhallenerlaubnis            10,0   - - - - 

erteilte Gaststätten-
erlaubnisse  

          12,0   14 15 168 180 

erteilte Gestattungen 
nach GastG  

            2,0   42 34 84 68 

Gesamt      903 811 
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� Kontakt 

Gemeindeprüfungsanstalt Nordrhein-Westfalen 

Heinrichstraße 1, 44623 Herne 

Postfach 10 18 79, 44608 Herne 
t 0 23 23/14 80-0 
f 0 23 23/14 80-333 
e info@gpa.nrw.de 
i www.gpa.nrw.de 
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ÜBERÖRTLICHE 
PRÜFUNG 
Tagesbetreuung für Kinder 
der Stadt Lage im Jahr 2014 

  



�  Stadt Lage  �  Tagesbetreuung für Kinder  �  10373 

Seite 2 von 20 

INHALTSVERZEICHNIS 
 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

� Tagesbetreuung für Kinder 3 

Inhalte, Ziele und Methodik 3 

Rechtliche Rahmenbedingungen 3 

Strukturen in der Tagesbetreuung für Kinder 3 

Steuerung der Tagesbetreuung für Kinder 4 

Fehlbetrag der Tagesbetreuung für Kinder je Einwohner von 0 bis unter 6 Jahren 6 

Fehlbetrag Tagesbetreuung für Kinder in Kindertageseinrichtungen je Platz 7 

Wirkungszusammenhänge/Einflussfaktoren 7 

Versorgungsquoten 8 

Elternbeitragsquote 11 

Plätze in kommunaler Trägerschaft 14 

Freiwillige Zuschüsse an freie Träger 15 

Kindertagespflege 16 

Gesamtbetrachtung Tagesbetreuung für Kinder 18 

 



�  Stadt Lage  �  Tagesbetreuung für Kinder  �  10373 

Seite 3 von 20 

� Tagesbetreuung für Kinder 

Inhalte, Ziele und Methodik 

Die GPA NRW untersucht, wie das Jugendamt die Tagesbetreuung für Kinder organisiert und 
steuert. Dabei richten wir den Blick schwerpunktmäßig auf den Ressourceneinsatz und nicht auf 
die Qualität der Aufgabenerledigung. Ziel der Prüfung ist es, mögliche Handlungsoptionen auf-
zuzeigen, die zu Ergebnisverbesserungen führen. 

Die GPA NRW bildet Kennzahlen auf der Grundlage der Rechnungsergebnisse und weiterer 
Daten des Jugendamtes1. Der Vergleich in der Zeitreihe und interkommunal2 dient dem Einstieg 
in die Analyse und wird durch Interviews unterstützt. 

Rechtliche Rahmenbedingungen 

Die rechtlichen Rahmenbedingungen haben sich in den letzten Jahren u. a. erheblich verändert 
durch 

• das zum 1. Januar 2005 in Kraft getretene Tagesbetreuungsausbaugesetz (TAG), 

• das Kinderförderungsgesetz (KiFöG) und 

• das Kinderbildungsgesetz (KiBiz), das zum 1. August 2008 das Gesetz über Tagesein-
richtungen für Kinder (GTK) in NRW abgelöst hat. 

Zu nennen sind hier insbesondere der Rechtsanspruch auf einen Betreuungsplatz für unter 
dreijährige Kinder, die Gleichstellung der Betreuung in Kindertageseinrichtungen und Kinderta-
gespflege, die Forderung nach mehr Ganztagsbetreuung und eine veränderte Finanzierung der 
Betriebskosten seitens des Landes NRW. Vor allem die fristgerechte Umsetzung des Rechts-
anspruches zum 1. August 2013 forderte die Städte nicht nur finanziell, sondern auch organisa-
torisch stark. 

Strukturen in der Tagesbetreuung für Kinder 

Die demografische Entwicklung beeinflusst den zukünftigen Bedarf an Betreuungsplätzen für 
Kinder. Die Altersgruppen, die für die Nachfrage entscheidend sind, definiert die GPA NRW von 
0 bis unter 3 Jahren und von 3 bis unter 6 Jahren. 

 

1  Die Datenerfassungen, mit denen die GPA NRW die erforderlichen Finanz- und Falldaten erhebt, orientieren sich an den Zuordnungs-
vorschriften zum Produktrahmen, den Zuordnungsvorschriften Produktgruppen (ZOVPG), den statistischen Erhebungen von IT.NRW 
(Statistik der Kinder- und Jugendhilfe) sowie der Gliederung des Sozialgesetzbuches VIII (SGB VIII).  

2 Der interkommunale Vergleich erfolgt zum Stichtag 31.03.2014. Die Daten der Stadt Lage sind in diesem Vergleichsring noch nicht 
enthalten. 
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Bevölkerungsentwicklung nach Altersgruppen 

 2009 2010 2011 2012 2015 2020 2025 2030 

Einwohner 
gesamt 

35.267 35.169 35.017 34.892 34.648 34.018 33.417 32.719 

0 bis unter 3 
Jahre 

1.121 1.083 1.065 1.043 1.053 1.033 998 924 

3 bis unter 6 
Jahre 

1.077 1.125 1.112 1.119 1.081 1.044 1.026 975 

Quelle: IT.NRW (2009 bis 2012 zum 31.12. des Jahres, ab 2015 zum 01.01.) 

Die Geburtenrate in der Stadt Lage ist insgesamt rückläufig. Damit sinkt auch die Zahl der Ein-
wohner. Für den Zeitraum 2009 bis 2012 sinkt die Zahl der unter sechsjährigen Kinder von 
2.198 Kindern um 1,64 Prozent auf 2.162 Kinder. IT.NRW geht in dieser Altersgruppe bis zum 
Jahr 2030 von einem Rückgang der Bevölkerungszahl von 13,6 Prozent aus.    

Für beide Altersgruppen stellt die Stadt Lage folgendes Angebot an Betreuungsplätzen zur Ver-
fügung (nach Kindergartenjahren): 

Kindertageseinrichtungen und Kindertagespflege 

 2009/2010 2010/2011 2011/2012 2012/2013 

Platzangebot gesamt 1.011 1.040 1.077 1.135 

Plätze in 
Kindertageseinrichtungen 

990 1.010 1.012 1.040 

Plätze in der  
Kindertagespflege 

21 30 65 95 

Die Zahl der angebotenen Betreuungsplätze ist seit dem Jahr 2009 trotz der sinkenden Kinder-
zahl um 12,3 Prozent gestiegen. Diese Erhöhung des Angebotes ist auf den Rechtsanspruch 
auf einen Betreuungsplatz für unter dreijährige Kinder zurück zu führen. 

Die Kindergartenbedarfsplanung der Stadt Lage umfasst nicht nur die Planung für das gesamte 
Stadtgebiet. Es erfolgt auch eine stadtteilbezogene Planung basierend auf einzelnen Ortsteilen. 
Der Bedarf in dieser eher ländlich geprägten Flächenkommune wird so individuell der Nachfra-
ge angepasst. 

Steuerung der Tagesbetreuung für Kinder 

Das Jugendamt der Stadt Lage ist zentral in einem Gebäude in unmittelbarer Nähe des Rat-
hauses untergebracht. Nebenstellen bestehen nicht. 

Das Fachteam „Jugend, Kindergärten“ ist dem Fachgebiet „Jugend“ zugeordnet. Dort sind auch 
die Fachteams „Jugendpflege,-arbeit,-schutz“ sowie „ASD/BSD“ angesiedelt. Das Fachgebiet 
Jugend ist organisatorisch dem Fachbereich 3 – Schule, Sport, Kultur, Jugend und Soziales“ 
zugeordnet.  
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Somit wird die Aufgabe „Jugend“ sowohl organisatorisch als auch fachlich zentral wahrgenom-
men.  

� Feststellung 
Die GPA NRW begrüßt die zentrale Wahrnehmung der Aufgaben im Kinder- und Jugendbe-
reich. Hierdurch gibt es für diese eng miteinander verzahnten Aufgaben eine verantwortliche 
Fachbereichsleitung.    

Die Aufgaben der Jugendhilfeplanung werden nicht zentral in einer Stelle wahrgenommen. In 
der Stadt Lage wird die Kindergartenbedarfsplanung vom Leiter des Fachgebietes Jugend er-
stellt. Dies erfolgt in enger Zusammenarbeit mit den weiteren Beschäftigten, die in dem Bereich 
der Tageseinrichtungen für Kinder eingesetzt sind. Die weiteren Aufgaben der Jugendhilfepla-
nung werden von der Leiterin des Fachteams Jugendpflege wahrgenommen. Die für diese Auf-
gabe zu Verfügung stehenden Zeitanteile werden vom Jugendamt der Stadt Lage als ausrei-
chend erachtet.  

Ein zertifiziertes elektronisches Verfahren steht der Jugendhilfeplanung der Stadt Lage nicht zur 
Verfügung. Stattdessen werden die notwendigen Auswertungen mit eigenen Dateien erstellt 
und fortgeschrieben. Grundlage dafür sind Auswertungen aus den eigenen Meldedaten. Auf 
diesen Auswertungen basieren die Jugendhilfeplanung und damit die Kindergartenbedarfspla-
nung.    

In der Stadt Lage leben vergleichsweise viele Spätaussiedler. Von dieser Bevölkerungsgruppe 
wird nach Aussage des Jugendamtes das Angebot der Kindertagesbetreuung nicht nachge-
fragt. Somit ist für einen erheblichen Teil der Kinder sowohl im U-3-Bereich als auch um U-3 –
Bereich kein Betreuungsplatz vorzuhalten. 

Aus dem Melderegister der Stadt kann eine eindeutige Zuordnung eines Kindes zu dieser Be-
völkerungsgruppe nicht erfolgen. Es sind lediglich Schätzungen aufgrund des Geburtsortes der 
Eltern oder der Versorgung der älteren Geschwisterkinder mit einem Betreuungsplatz möglich. 
Dieser Umstand erschwert die Kindergartenbedarfsplanung. Das Jugendamt der Stadt Lage 
geht bei der Planung des Bedarfes von Erfahrungswerten aus. Durch diese Vorgehensweise 
konnte in der Vergangenheit sichergestellt werden, dass zum einen allen angemeldeten Kin-
dern ein Betreuungsplatz zur Verfügung gestellt werden konnte. Auf der anderen Seite sind 
aber auch keine Betreuungsplätze unbesetzt geblieben und haben damit Aufwendungen verur-
sacht, denen keine Erträge gegenüberstehen.           

Die Kindergartenbedarfsplanung wird jährlich unter Einbeziehung der freien Träger fortge-
schrieben. Die Plandaten werden bei Bedarf auch unterjährig aktualisiert. Die freien Träger 
werden in der Arbeitsgemeinschaft nach § 78 SGB VIII – Kinder- und Jugendhilfe - eingebun-
den. Die Arbeitsgemeinschaft tagt drei bis vier Mal pro Jahr. Darüber hinaus finden bedarfsori-
entierte Sitzungen statt.  In der Arbeitsgemeinschaft werden die Aufnahmen abgestimmt und 
alle Themen zur Planung und Umsetzung der gesetzlichen Vorgaben besprochen. 

So werden die geplanten Maßnahmen entsprechend § 78 SGB VIII gemeinsam entwickelt und 
aufeinander abgestimmt.  

� Feststellung 
Die Stadt Lage verfügt über eine gute Steuerung der Kindergartenbedarfsplanung. Die Ver-
netzung mit den freien Trägern wird durch eine AG nach § 78 SGB VIII gewährleistet. 
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Die einzelnen Einrichtungen nehmen die Anmeldungen direkt entgegen. Diese Möglichkeit, die 
Kinder direkt in der Einrichtung anzumelden, wird u.a. aus Gründen der Servicefreundlichkeit für 
die Eltern  angeboten. Eltern melden jedoch Ihre Kinder häufig bei mehreren Einrichtungen an. 
Durch diese „Doppelanmeldungen“ wird die Planung des Bedarfes im Jugendamt erschwert.  

Abhilfe könnte ein internetbasiertes Anmeldeverfahren schaffen. Eltern können  ihre Kinder 
online unter Angabe der gewünschten Stundenzahl und der bevorzugten Kindertagesstätte 
zentral anmelden. Dabei ist der Zugriff der einzelnen Kindertagesstätten auf die Anmeldelisten 
gewährt. Die Vergabe der Plätze erfolgt weiterhin durch die Träger der Einrichtung. Allerdings 
ist für das Jugendamt erkennbar, ob und welche angemeldeten Kinder noch unversorgt sind.  

� Empfehlung 
Die GPA NRW empfiehlt die Einführung eines Systems zu Online-Anmeldung und Vergabe 
der Betreuungsplätze. So wird das Anmeldeverfahren erleichtert und der Aufwand bei Dop-
pelanmeldungen vermindert.    

Mit den Trägern der Einrichtungen ist vereinbart, dass Notfälle grundsätzlich von allen Tages-
einrichtungen aufgenommen werden. Die gesetzlichen Grenzen der Überbelegung werden 
nach Angaben des Jugendamtes im Rahmen der Betriebserlaubnis  im Bedarfsfall voll ausge-
schöpft.  

Das Jugendamt der Stadt Lage führt kein internes Finanz- und Fachcontrolling für den Bereich 
der Tagesbetreuung durch. Für jede Tageseinrichtung ist eine Produktgruppe im Haushalt ein-
gerichtet. Die Darstellung der finanziellen Entwicklung ist daher jederzeit möglich. . Kennzahlen 
werden in diesem Zusammenhang noch nicht gebildet. Das Jugendamt der Stadt Lage unter-
richtet regelmäßig die politischen Gremien.  

� Empfehlung 
Die Stadt Lage sollte regelmäßig die Fall- und Kennzahlen für die Tagesbetreuung für Kinder 
erheben.  

Für die Steuerung der Tagesbetreuung für Kinder bieten sich die Fortschreibung der Kennzah-
len der GPA NRW an.  

Durch den Landschaftsverband Westfalen-Lippe (LWL) wird eine Fachberatung auf dem Gebiet 
der Kindertagesbetreuung und Tagespflege angeboten. Dieses Angebot hat die Stadt Lage 
genutzt, jedoch nicht weiter fortgesetzt. Derzeit erfolgt eine Begleitung durch die Fachschule für 
Erzieherinnen.   

Fehlbetrag der Tagesbetreuung für Kinder je Einwohn er von 0 bis unter 6 Jahren 

Diese Kennzahl zeigt den Ressourceneinsatz (Nettoaufwand ohne Investitionen). Sie umfasst 
sowohl Tageseinrichtungen als auch Kindertagespflege und bezieht sich auf die für die Tages-
betreuung für Kinder relevante Altersgruppe der Bevölkerung. 
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Fehlbetrag Tagesbetreuung für Kinder (einschließlic h Kindertagespflege)  

 2009 2010  2011 2012 

Fehlbetrag absolut in Euro 2.486.297 2.802.322 2.876.581 2.963.042 

Fehlbetrag Tagesbetreuung für Kinder 
(einschließlich Kindertagespflege) je Ein-
wohner von 0 bis unter 6 Jahren in Euro 

1.131 1.269 1.321 1.371 

Der Fehlbetrag steigt beständig an. Insgesamt liegt der Fehlbetrag absolut im Jahr 2012 um 
rund 19 Prozent über dem Fehlbetrag aus dem Jahr 2009. Der Fehlbetrag je Einwohner bis 
unter sechs Jahren steigt um mehr als 21 Prozent an.  

Fehlbetrag Tagesbetreuung für Kinder je Einwohner v on 0 bis unter 6 Jahren in Euro 2012 

Lage Minimum  Maximum Mittelwert 1. Quartil 
2. Quartil 
(Median) 

3. Quartil  
Anzahl 
Werte 

1.371 1.293 2.609 1.876 1.706 1.858 2.057 29 

� Feststellung 
Die Stadt Lage erreicht einen Fehlbetrag in der Tagesbetreuung für Kinder, der nah am Mi-
nimalwert liegt. In Anbetracht der geringen Kaufkraft der Bevölkerung begrüßt die GPA NRW 
diese Positionierung.  

Fehlbetrag Tagesbetreuung für Kinder in Kindertages einrichtungen je Platz 

Die Kennzahl bildet den durchschnittlichen Ressourceneinsatz ab (Nettoaufwand ohne Investi-
tionen). Sie umfasst nur die Plätze in Tageseinrichtungen und bezieht sich auf das Betreuungs-
angebot nach der Kindergartenbedarfsplanung. 

Fehlbetrag Tagesbetreuung für Kinder in Kindertages einrichtungen je Platz in Euro 2012 

Lage Minimum  Maximum Mittelwert 1. Quartil 
2. Quartil 
(Median) 

3. Quartil  
Anzahl 
Werte 

2.671 2.077 3.641 2.831 2.648 2.801 3.065 26 

In diesem Vergleich bildet die Stadt Lage einen Wert ab, der nahezu dem ersten Quartil ent-
spricht. Die gute Positionierung bezogen auf die Einwohnerzahl wiederholt sich hier nicht. Da-
her werden im Folgenden die Aspekte betrachtet, die sich in dem Bereich Tagesbetreuung für 
Kinder finanziell auswirken.  

Wirkungszusammenhänge/Einflussfaktoren 

Die folgende Grafik fasst das Ergebnis der Stadt Lage zusammen, indem es die Ausprägung 
der wesentlichen Parameter der Tagesbetreuung für Kinder aufzeigt. 
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Einflussfaktoren Tagesbetreuung für Kinder 2012 

 

  

 Fehlbetrag 
Tagesbetreu-

ung für Kinder 
je EW unter 6 

Jahren 

 Versorgungsquo-
te von 0 bis unter 

3 Jahren in  
Prozent  

 Elternbeitrags-
quote in Prozent  

 Anteil Plätze bei 
kommunalen 

Trägern  

 Freiwilliger 
Zuschuss je    
Kita-Platz in 
freier Träger-
schaft in Euro 

 Index* 100 100 100 100 100 

Lage* 73 82 86 140 136 

*Der Index stellt den jeweiligen Mittelwert mit 100 Prozent dar.  
** Berechneter prozentualer Unterschied der dargestellten Kommune zum Index. 

Versorgungsquoten 

Die GPA NRW definiert die Versorgungsquote mit dem prozentualen Verhältnis der nach der 
Kindergartenbedarfsplanung vorgesehenen Betreuungsplätze zur Einwohnerzahl der Kinder in 
der relevanten Altersgruppe. 

Dabei zählen Betreuungsplätze sowohl in Kindertageseinrichtungen als auch in der Kinderta-
gespflege. Berücksichtigt werden nur öffentlich geförderte Betreuungsplätze.  

Bei der Berechnung der Versorgungsquoten legt die GPA NRW die Einwohnerzahlen aus der 
Einwohnerstatistik von IT.NRW zum Stichtag 31.12. zugrunde, Sie umfassen die Zahl der Ein-
wohner von Null bis unter drei Jahren bzw. von drei bis unter sechs Jahren.  
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Die Stadt Lage berechnet ihre Versorgungsquoten auf der Basis der vom Melderegister zur 
Verfügung gestellten Daten. Diese Einwohnerzahlen beziehen sich auf alle im maßgeblichen 
Kindergartenjahr noch nicht schulpflichtigen Kinder. Diese unterschiedliche Datenerhebung ist 
Grund für die Abweichung der in der Stadt Lage berechneten Versorgungsquoten zu den Quo-
ten der GPA NRW. Für den interkommunalen Vergleich ist die Berechnung einheitlich auf der 
Basis der Daten von IT.NRW erfolgt, so dass eine Vergleichbarkeit gewährleistet ist.     

U-3 Betreuung 

Seit Beginn des Kindergartenjahres 2013/2014 besteht der Rechtsanspruch auf U-3 Betreuung. 
Daher müssen die Kommunen das Betreuungsangebot zeitnah und bedarfsgerecht ausbauen. 
Als bedarfsgerecht ist eine Versorgungsquote von 35 Prozent im Bundesdurchschnitt definiert. 
Für das Land NRW liegt die angestrebte Versorgungsquote bei durchschnittlich 32 Prozent. Der 
tatsächliche Bedarf schwankt jedoch regional deutlich je nach örtlich vorhandener Nachfrage. 
Es ist Aufgabe der Kommunen, den Bedarf in ihrer Kindergartenbedarfsplanung zu konkretisie-
ren. Dabei nimmt die Kindertagespflege insbesondere im Rahmen der U-3 Betreuung durch 
eine hohe Flexibilität eine wichtige Alternativfunktion ein. 

U-3 Betreuung in Kindertageseinrichtungen und Kinde rtagespflege 

 2009/2010 2010/2011 2011/2012 2012/2013 

Betreuungsplätze U-3 
gesamt 

61 89 147 223 

Einwohner U-3 1.121 1.083 1.065 1.043 

Versorgungsquote U-3 in 
Prozent 

6,4 9,2 15,5 21,4 

Quellen: Einwohnerdaten lt. IT.NRW; Betreuungsplätze lt. Kindergartenbedarfsplan 

Die Versorgungsquote der unter dreijährigen Kinder steigt im Betrachtungszeitraum sehr deut-
lich an. Dies ist auf die gesetzliche Regelung, nach der auch unter dreijährige Kinder ab dem 
Kindergartenjahr 2013/2014 einen Rechtsanspruch auf einen Betreuungsplatz haben, zurück zu 
führen.  

Versorgungsquote von 0 bis unter 3 Jahren im interk ommunalen Vergleich 2012 
in Prozent  

Lage Minimum Maximum Mittelwert 1. Quartil 
2. Quartil 
(Median) 

3. Quartil 
Anzahl 
Werte 

21,4 18,1 37,7 26,0 23,1 25,8 28,1 29 

Die Stadt Lage erreicht einen Wert, der unterhalb des ersten Quartils liegt. Auffällig ist die hohe 
Zahl der unbesetzten Plätze im Bereich der Tagespflege für Kinder. Von den vorgehaltenen 95 
Plätzen sind nur 51 tatsächlich besetzt. In dieser Betreuungsform werden überwiegend Kinder 
im Alter von unter drei Jahren versorgt. Unter Berücksichtigung der unbesetzten Plätze in der 
U-3-Betreuung liegt die tatsächliche Versorgungsquote erneut unter dem bisherigen Minimal-
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wert. Grund für die niedrige Versorgungsquote ist wie oben dargestellt die hohe Zahl von Spät-
aussiedlern, die für ihre Kinder keinen Betreuungsplatz in Anspruch nehmen.  

Ü-3 Betreuung 

Im Rahmen der Betreuung der Kinder über drei Jahren spielt die Tagespflege eine untergeord-
nete Rolle. Aus diesem Grund stellt die folgende Betrachtung ausschließlich auf die Betreu-
ungsplätze in den Kindertageseinrichtungen ab.      

Ü-3 Betreuung (nur Kindertageseinrichtungen) 

 2009/2010  2010/2011 2011/2012  2012/2013 

Betreuungsplätze Ü-3 in Kinder-
tageseinrichtungen 

936 936 902 898 

Einwohner 3 bis unter 6 Jahre 1.077 1.125 1.112 1.119 

Versorgungsquote Ü-3 nur 
Kindertageseinrichtungen in 
Prozent 

86,9 83,2 81,1 80,3 

Quellen: Einwohnerdaten lt. IT.NRW; Betreuungsplätze lt. Kindergartenbedarfsplan 

Im Betrachtungszeitraum steigt die Zahl der Einwohner in der relevanten Altersgruppe um fast 
vier Prozent an. Die Zahl der Betreuungsplätze in den Kindertageseinrichtungen sinkt dagegen 
um rund vier Prozent.  

Versorgungsquote von 3 bis unter 6 Jahren im interk ommunalen Vergleich 2012 
in Prozent 

Lage Minimum Maximum Mittelwert 1. Quartil 
2. Quartil 
(Median) 

3. Quartil 
Anzahl 
Werte 

80,33 90,0 113,9 100,3 97,3 100,9 103,2 29 

Die niedrige Versorgungsquote aus dem U-3-Bereich setzt sich erwartungsgemäß auch bei den 
über dreijährigen Kindern fort. Die Stadt Lage bildet mit Abstand den neuen Minimalwert ab.   

Nach Angaben des Jugendamtes ist das Angebot an Betreuungsplätzen in der Stadt Lage aus-
reichend. Es bestehen keine Wartelisten über die Wunsch-Einrichtungen hinaus. Jedem Kind, 
für das ein Betreuungsplatz beantragt wird, kann auch ein Platz angeboten werden.    

Klagen wegen Nichterfüllung des Rechtsanspruches auf einen Betreuungsplatz sind weder im 
U-3-Bereich noch im Ü-3-Bereich anhängig.  

Diese sehr niedrige Quote ist darauf zurück zu führen, dass aus der Gruppe der Spätaussiedler 
keine Betreuungsplätze in Anspruch genommen werden. In einer Vergleichsberechnung kön-
nen die vorhandenen Plätze der Zahl der Kinder von drei bis unter sechs Jahren gegenüberge-

 

3 Der Wert der Stadt Lage ist im interkommunalen Vergleich zum 31.03.2014 noch nicht enthalten.  
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stellt werden. So wird aufgezeigt, welche Versorgungsquote ohne die Besonderheit der Spät-
aussiedler zu verzeichnen wäre.  

Eine niedrige Versorgungsquote führt zu niedrigeren Gesamtaufwendungen im Bereich der 
Kindertagesstätten. Der Fehlbetrag bezogen auf die Einwohner von Null bis unter sechs Jahren 
ist damit sehr gering. Wie bereits oben festgestellt liegt der Fehlbetrag je Platz zwar unterhalb 
des Mittelwertes, die sehr günstige Positionierung kann jedoch nicht wiederholt werden.  

Elternbeitragsquote 

Die Jugendämter können nach § 23 Abs. 1 KiBiz für die Inanspruchnahme von Angeboten der 
Kindertagesbetreuung „Elternbeiträge“ nach § 90 Abs. 1 SGB VIII festsetzen. Die Höhe der 
Elternbeiträge wird von den Trägern der Jugendhilfe selbst festgelegt. Dabei ist eine soziale 
Staffelung nach wirtschaftlicher Leistungsfähigkeit der Eltern vorzusehen. Für die Finanzierung 
der Betriebskosten der Kindertageseinrichtungen sind Elternbeiträge daher von besonderer 
Bedeutung.   

Die Elternbeitragsquote bildet das Verhältnis zwischen Elternbeitragsaufkommen (Erträge) und 
den ordentlichen Aufwendungen des Produktes Tageseinrichtungen für Kinder. Bei den Eltern-
beiträgen werden auch die ab dem Kindergartenjahr 2011/2012 zu zahlenden Zuweisungen des 
Landes NRW als Ausgleich für die geltende Beitragsbefreiung im dritten Kindergartenjahr4 be-
rücksichtigt.  

Nach Abzug des Trägeranteils, des Landeszuschusses sowie des Finanzierungsanteils des 
Jugendamtes verbleibt eine rechnerische Finanzierungslücke von 19 Prozent. Der Gesetzgeber 
geht davon aus, dass die Finanzierungslücke durch Elternbeiträge gedeckt wird.  

Kann der Differenzbetrag nicht vollständig durch Elternbeiträge gedeckt werden, erhöht sich der 
Anteil des Jugendamtes entsprechend.  

In der Stadt Lage werden im Betrachtungszeitraum folgende Quoten erreicht: 

Elternbeitragsquote (nur Kindertageseinrichtungen) 

 2009 2010  2011 2012 

Elternbeiträge in Euro 800.379 731.793 779.751 845.805 

ordentliche Aufwendungen in Euro 5.247.962 5.827.696 5.656.725 6.372.037 

Elternbeitragsquote in Prozent 15,3 12,6 13,8 13,3 

Elternbeiträge ab 2011 einschließlich Ausgleich für die Beitragsbefreiung des dritten Kindergartenjahres 

 

4 Ab dem Kindergartenjahr 2011/2012 besteht landesweit für das Kindergartenjahr vor der Einschulung eine gesetzliche Beitragsbefrei-
ung (vgl. § 23 Abs. 3 KiBiz). Der hierfür vom Land den Kommunen erstattete Einnahmeausfall ist als Elternbeitrag zu berücksichtigen. 
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Die ordentlichen Aufwendungen für die Kindertagesstätten sind im Zeitraum von 2009 bis 2012 
um fast 25 Prozent gestiegen. Demgegenüber steigt das Aufkommen aus Elternbeiträgen nur 
um rund 5,7 Prozent. Die Elternbeitragsquote sinkt daher im Betrachtungszeitraum stark.  

Die Elternbeitragsquote liegt in allen Jahren deutlich unter 19 Prozent. Für das Vergleichsjahr 
2012 sind somit 6,3 Prozent der ordentlichen Aufwendungen durch die Stadt Lage zusätzlich zu 
tragen. Der Gesamtbetrag beläuft sich auf nahezu 420.000 Euro. 

Im interkommunalen Vergleich ergibt sich folgendes Bild:  

Anteil der Elternbeiträge an den Aufwendungen der Ta geseinrichtungen für Kinder (Elternbeitrags-
quote) in Prozent 2012  

Lage Minimum Maximum Mittelwert 1. Quartil 
2. Quartil 
(Median) 

3. Quartil 
Anzahl 
Werte 

13,3 11,6 22,4 15,5 13,4 14,7 17,4 26 

� Feststellung 
Die Stadt Lage erreicht eine sehr niedrige Elternbetragsquote.   

Die Höhe des Elternbeitragsaufkommens ist abhängig von den strukturellen Rahmenbedingun-
gen. Eine Stadt mit guten strukturellen Rahmenbedingungen sollte ein Elternbeitragsaufkom-
men erreichen, welches im Bereich des dritten Quartils liegt. .   

In der Stadt Lage liegen eher schwierige Rahmenbedingungen vor. Die SGB II-Quote ist über-
durchschnittlich hoch, die Kaufkraft je Einwohner liegt unter dem landesweiten Mittel (siehe 
hierzu auch die Ausführungen im Vorbericht). 

Im Folgenden betrachtet die GPA NRW verschiedene Aspekte zur Erhöhung der Elternbei-
tragsquote.  

Handlungsmöglichkeiten bietet zunächst die jährliche Anpassung der Elternbeitragstabelle. Die 
aktuell gültige Tabelle stammt aus April 2013 und ist damit auf dem aktuellen Stand. Jedoch ist 
eine jährliche Anpassung nicht vorgesehen.  

�  Empfehlung 
 Die Elternbeiträge sollen jährlich an die steigenden Kosten angepasst werden.   

Auch die Ausgestaltung der Elternbeitragstabellen bietet gute Handlungsmöglichkeiten. Die 
Elternbeitragssatzung weist zwei Elternbeitragstabellen aus. Eine Tabelle gilt für Kinder unter 
drei Jahren, die zweite Tabelle gilt für Kinder ab drei Jahren. Die Tabelle für Kinder unter drei 
Jahre weist aufgrund des höheren Betreuungsbedarfs auch höhere Beiträge aus.   

� Feststellung 
Die Stadt Lage hat mit der Unterscheidung in Beiträge für unter 3-Jährige und für über 3-
Jährige Kinder dem erhöhten Betreuungsbedarf Rechnung getragen.    

Die Elternbeitragstabelle umfasst insgesamt sieben Einkommensstufen. Die Stufen selbst stei-
gen in relativ großen Schritten von 12.500 Euro. Die obere Einkommensgrenze liegt mit 75.000 
Euro im Vergleich zu den der GPA NRW bekannt Satzungen auf niedrigem Niveau. Eine Erhö-
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hung der oberen Einkommensgrenze führt in der Regel auch zu einem höheren Beitragsauf-
kommen.   

� Empfehlung 
Die Einkommensstufen sollten auf bis zu 100.000 Euro ausgedehnt werden. Die zu zahlen-
den Beiträge in den oberen Einkommensgruppen steigen damit tendenziell.   

Eine gute Möglichkeit, die Elternbeitragssatzung gerecht auszugestalten, bietet die prozentuale 
Berechnung der Elternbeiträge. Dabei werden die vorhandenen Stufen beibehalten, jedoch 
nicht mit absolut zu zahlenden Beiträgen belegt. Vielmehr ist in den jeweiligen Stufen ein von 
Stufe zu Stufe steigender Prozentsatz des verfügbaren Einkommens zu zahlen.  

Diese Vorgehensweise ist zwar arbeitsintensiver, bietet aber gerade im Hinblick auf die großen 
Einkommensstufen eine höhere Berücksichtigung der finanziellen Situation des einzelnen Bei-
tragszahlers.   

Das Jugendamt überprüft jährlich die Einkommenssituation der Beitragspflichtigen. Dabei nutzt 
sie das Elternbeitragsprogramm „KITA“. Dieses Programm wird vom Jugendamt der Stadt Lage 
als zweckmäßig bewertet. 

Spätestens bei Verlassen der Kindertageseinrichtung wird die Beitragspflicht abschließend 
überprüft und abgerechnet. Nicht oder zu wenig gezahlte Elternbeiträge werden konsequent 
und zeitnah eingezogen. Auch dies wirkt sich positiv auf die Höhe der Elternbeitragsquote aus.  

� Empfehlung 
Die Beitragspflicht sollte jährlich abschließend überprüft und abgerechnet werden. So ent-
stehen keine Beitragsrückstände über die Gesamtdauer des Besuches der Kindertagesstät-
te.  

Die Kaufkraft liegt in der Stadt Lage unter dem Landesdurchschnitt, so dass derzeit nur eine 
geringe Zahl der Beitragspflichtigen die aktuell gültige Einkommensgrenze überschreitet. Den-
noch sollte diese Grenze angehoben werden, um den beständig steigenden Einkommen Rech-
nung zu tragen. Die Einführung von zwei weiteren Einkommensstufen würde in der Stadt Lage 
zu höheren Elternbeiträgen führen. Zudem erfolgt eine gerechtere Verteilung der Beitragslast, 
da Beitragspflichtige mit hohen Einkommen auch stärker belastet werden.  

Ein interkommunaler Vergleich der absolut zu zahlenden Elternbeiträge hat ergeben, dass in 
der Stadt Lage hohe Elternbeiträge zu zahlen sind. Eine Erhöhung der Beiträge über die An-
passung an steigende Kosten hinaus wird daher zunächst nicht angeregt. 

Einen erheblichen Einfluss auf die Höhe des Fehlbetrages hat auch die Verteilung der Stunden-
kontingente. Grundsätzlich können Eltern wählen zwischen Betreuungen mit 25, 35 und 45 
Stunden pro Woche. Der einzelne Platz wird dabei mit steigender Stundenzahl deutlich kosten-
intensiver. Eine Vielzahl von gebuchten Plätzen mit einem Betreuungsumfang von 45 Stunden 
pro Woche wirkt sich daher negativ auf den Fehlbetrag aus.    

Das Jugendamt der Stadt Lage hat die prozentuale Zahl der 45-Stunden Plätze auf dem Niveau 
des Kindergartenjahres 2010/2011 festgeschrieben. Abweichungen nach oben müssen im Ein-
zelfall begründet werden. 
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In der Stadt Lage haben rund 33 Prozent der Kinder, die sich in der Tagesbetreuung befinden, 
einen Betreuungsplatz mit einem Umfang von 45 Stunden. Die meisten der Städte im Ver-
gleichsring haben einen höheren Anteil zu verzeichnen. Dennoch kann auch die Quote der 45-
Stunden-Plätze durch eine restriktive Vergabe der Plätze gesenkt werden. Dies kann durch eine 
bedarfsorientierte Vergabe erfolgen. So kann eine Vergabe eines stundenintensiven Platzes 
unabhängig von den Quoten des Jahres 2010 von der Lage der Arbeitszeit der Erziehungsbe-
rechtigten abhängig gemacht werden. Ein 45-Stunden-Platz sollte ebenfalls bei entsprechender 
Empfehlung des Allgemeinen Sozialen Dienstes vergeben werden.   

� Empfehlung 
Die kostenintensiven 45-Stunden-Plätze sollten nur nach Prüfung des Bedarfes vergeben 
werden.   

Aus Sicht der GPA NRW können in der Stadt Lage folgende Maßnahmen dazu führen, die El-
ternbeitragsquote zu erhöhen:   

• Anpassung der Höhe der Elternbeiträge an die steigenden Kosten   

• Erhöhung der oberen Einkommensgrenze auf 100.000 Euro  

Plätze in kommunaler Trägerschaft 

Der Anteil der Plätze in kommunalen Kindertageseinrichtungen beeinflusst den Fehlbetrag für 
die Tagesbetreuung für Kinder. Das Land NRW gewährt für sie einen geringeren Zuschuss im 
Vergleich zu den Plätzen in Tageseinrichtungen freier Träger5. Daher sind für die kommunalen 
Plätze höhere Eigenanteile aufzubringen. Zudem entsprechen die angesetzten Kindpauschalen 
nicht den tatsächlichen Aufwendungen für den Betrieb von Kindertageseinrichtungen (Gebäu-
de-, Sach-, und Personalkosten). 

In der Stadt Lage gibt es insgesamt 14 Tageseinrichtungen für Kinder. Hiervon befinden sich 
sieben Einrichtungen in kommunaler Trägerschaft. Drei Tagesstätten liegen in kirchlicher Trä-
gerschaft, zwei weitere werden von der AWO betrieben. Darüber hinaus bestehen eine Kinder-
tagesstätte des Kinderschutzbundes sowie eine Elterninitiative.  

Folgende Plätze werden in den Kindertagesstätten insgesamt vorgehalten:  

Platzangebot Kindertageseinrichtungen 

 2009/2010 2010/2011 2011/2012 2012/2013 

Plätze gesamt 990 1.010 1.012 1.040 

Plätze in kommunaler Trä-
gerschaft 

483 472 490 501 

Anteil Plätze in kommunaler 
Trägerschaft in Prozent 

48,8 46,7 48,4 48,2 

Plätze in freier  507 538 522 539 

 

5 vgl. §§ 20, 21 KiBizt 
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 2009/2010 2010/2011 2011/2012 2012/2013 

Trägerschaft 

Anteil Plätze in freier Träger-
schaft in Prozent 

51,2 53,3 51,6 51,8 

Die Einrichtungen der freien Träger stellen in der Stadt Lage rund die Hälfte aller Betreuungs-
plätze zur Verfügung. Im interkommunalen Vergleich zeichnet sich folgendes Bild ab:  

Platzangebot in kommunaler Trägerschaft im interkomm unen Vergleich 2012  

Lage Minimum Maximum Mittelwert 1. Quartil 
2. Quartil 
(Median) 

3. Quartil 
Anzahl 
Werte 

48,2 0 64,9 34,4 20,3 34,4 46,9 29 

� Feststellung 
In der Stadt Lage stehen in sieben kommunalen Kindertagesstätten insgesamt 501 Plätze 
zur Verfügung. Der Anteil der kommunalen Plätze liegt damit sogar über dem dritten Quartil.  

Freiwillige Zuschüsse an freie Träger 

Vielfach stellen in NRW freie Träger der Jugendhilfe6 Plätze in Kindertageseinrichtungen zur 
Verfügung. Garantiert wird eine möglichst vielfältige Trägerstruktur durch das Subsidiaritätsprin-
zip aus § 4 Abs. 2 SGB VIII. Der öffentliche Träger der Jugendhilfe soll demnach erst tätig wer-
den, wenn die freien Träger den Bedarf nicht mehr decken können. 

Eine bedarfsgerechte Bereitstellung von Betreuungsplätzen in Kindertageseinrichtungen ist nur 
im Zusammenwirken mit den freien Trägern möglich. Daher gewähren viele Städte neben den 
gesetzlichen Betriebskostenzuschüssen nach dem KiBiz zusätzlich freiwillige Zuschüsse aus 
kommunalen Haushaltsmitteln an freie Träger von Kindertageseinrichtungen. 

Den Ressourceneinsatz hierfür bildet die Kennzahl Freiwilliger Zuschuss je Kindergartenplatz in 
freier Trägerschaft ab. 

Freiwillige Zuschüsse für Kindertageseinrichtungen 

 2009  2010 2011 2012 

Freiwillige Zuschüsse in Euro 217.335 224.533 197.116 201.625 

Plätze in freier Trägerschaft 507 538 522 539 

Freiwillige Zuschüsse je Platz in 
freier Trägerschaft in Euro 

429 417 378 374 

Die Bezuschussung an die freien Träger spiegelt den politischen Willen der Stadt Lage wider, 
nicht selbst Träger von Kindertageseinrichtungen sein zu wollen und die kirchlichen und ande-
ren freien Träger bei ihrer Aufgabenwahrnehmung finanziell unterstützen zu wollen. Auf diese 

 

6 konfessionelle Träger/Kirchen, andere freie Träger, Elterninitiativen i.S. von § 20 Abs. 3 KiBiz 
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Weise soll die Übernahme der Trägerschaft durch kirchliche und andere freie Träger erreicht 
werden und eine Trägervielfalt ermöglicht werden.  

Freiwilliger Zuschuss je Betreuungsplatz in Tagesei nrichtungen für Kinder freier Träger im inter-
kommunen Vergleich 2012  

Lage Minimum Maximum Mittelwert 1. Quartil 
2. Quartil 
(Median) 

3. Quartil 
Anzahl 
Werte 

374 35 680 276 151 267 348 29 

Die Stadt Lage zahlt freiwillige Zuschüsse bezogen auf den Betreuungsplatz, die deutlich über 
dem Durchschnitt der bislang betrachteten Kommunen liegt. Aufgrund der Jahresdefizite be-
steht aus Sicht der GPA NRW im städtischen Haushalt kein Spielraum für freiwillige Zuschüsse.   

Mit den freien Trägern hat die Stadt Lage zwei Verträge über die Zuschussgewährung mit einer 
sehr langen Laufzeit abgeschlossen. Ein Vertrag mit einer Laufzeit von 25 Jahren kann zum 
31.12.2015 gekündigt werden.  

� Empfehlung 
Die Stadt Lage sollte von diesem Kündigungsrecht Gebrauch machen und mit diesem freien 
Träger deutlich geringere Zuschüsse vereinbaren. Auch sollten künftig keine Verträge mit 
langen Laufzeiten geschlossen werden.  

Ein weiterer Vertrag wurde im Jahr 1992 mit einer Laufzeit von 35 Jahren vereinbart. Eine Son-
derkündigung ist nicht möglich. Mit den anderen freien Trägern wurde in Bezug auf die Zu-
schussgewährung Gleichbehandlung vereinbart. Diesen Trägern wurde bis zum Jahr 2010 auch 
der volle Trägeranteil erstattet.   

Seit dem Jahr 2011 hat die Stadt Lage unabhängig von der vertraglichen Situation mit den 
freien Trägern Festbeträge vereinbaren können. Diese liegen unter dem jeweiligen Trägeranteil. 
Die freiwilligen Zuschüsse konnten so seit dem Jahr 2011 gesenkt werden. Grundlage für die 
Zuschussgewährung sind nun die mit den freien Trägern jährlich zu schließenden Ergänzungs-
verträge zum jeweils bestehenden Trägervertrag.  

� Feststellung 
Die Stadt Lage hat bereits im Rahmen ihrer Möglichkeiten darauf hingewirkt, den freiwilligen 
Zuschuss zu senken. Durch die Gewährung von Festbeträgen bietet sie den freien Trägern 
einen Anreiz zu wirtschaftlichem Verhalten.  

Kindertagespflege 

Die Umsetzung des Rechtsanspruches für unter 3-jährige Kinder wertet die Kindertagespflege 
zu einem gleichrangigen Angebot im Verhältnis zur institutionellen Kindertagesbetreuung auf. 
Die Kindertagespflege kann als alternative und flexible Betreuungsmöglichkeit einen wichtigen 
Beitrag zur Erfüllung des Rechtsanspruches im Rahmen der U-3 Betreuung leisten. 

In der Stadt Lage wird der Ausbau der Kindertagespflege angestrebt. Die Stadt Lage übernimmt 
im Regelfall die Kosten für die Schulung der Tageseltern. Im Gegenzug verpflichten sich die 
Tageseltern, für die Dauer von drei Jahren als Tagespflegestelle zur Verfügung zu stehen. Dies 
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hat nach Angaben des Jugendamtes dazu geführt, dass das Angebot an Tagespflegeplätzen 
die Nachfrage deutlich übersteigt. 

Auf diese Weise kann jedem Kind ein Betreuungsplatz angeboten werden. Die Stadt Lage ist 
somit in der Lage, flexibel auf sich ändernde Nachfrage zu reagieren.    

Der Anteil der Kindertagespflegeplätze an den Tagesbetreuungsplätzen gesamt zeigt, in wel-
chem Umfang die Kindertagespflege das institutionelle Betreuungsangebot der Stadt Lage er-
gänzt. 

Plätze in Kindertagespflege  

 2009/2010  2010/2011 2011/2012  2012/2013 

Plätze in Kindertagespflege*  21 30 65 95 

Tagesbetreuungsplätze gesamt* 1.011 1.040 1.077 1.135 

Anteil Plätze in Kindertagespflege in 
Prozent 

2,1 2,9 6,0 8,4 

*Platzangebot lt. Kindergartenbedarfsplanung 

Die Zahl der Betreuungsplätze in der Kindertagespflege steigt sehr deutlich an. Dies ist begrün-
det durch den Rechtsanspruch auf einen Betreuungsplatz für unter dreijährige Kinder ab dem 
01.08.2013. In dieser Altersgruppe erfolgt häufig zunächst eine Betreuung durch eine Tages-
mutter oder -vater.   

Interkommunal positioniert sich die Stadt Lage wie folgt:     

Anteil der angebotenen Plätze in Kindertagespflege a n den Tagesbetreuungsplätzen gesamt 2012 

Lage Minimum Maximum Mittelwert 1. Quartil 
2. Quartil 
(Median) 

3. Quartil 
Anzahl 
Werte 

8,4 1,3 13,1 7,6 5,7 7,7 8,6 29 

Die Stadt Lage liegt mit dem Anteil der Betreuungsplätze in der Kindertagespflege nahezu am 
dritten Quartil. 

In der Stadt Lage gibt es 19 Kindertagespflegepersonen mit einer Pflegeerlaubnis. Diese bieten 
insgesamt 95 Plätze in der Kindertagespflege an. Im Vergleichsjahr 2012 konnten davon 51 
Plätze belegt werden.  

Anteil der belegten Plätze in der Kindertagespflege an den Kindertagespflegeplätzen gesamt im 
interkommunalen Vergleich 2012 

Lage  Minimum Maximum Mittelwert 1. Quartil 
2. Quartil 
(Median) 

3. Quartil 
Anzahl 
Werte 

53,7 21,3 117,8 84,3 72,5 93,4 100,0 23 
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Die Belegungsquote liegt in der Stadt Lage bei nur 53,7 Prozent. Hier bietet sich der Stadt Lage 
die Möglichkeit, flexibel auf sich ändernde Nachfrage besonders im U-3-Bereich zu reagieren. 

� Empfehlung 
Ein weiterer Ausbau der Tagespflege wird derzeit nicht empfohlen. Die Stadt Lage sollte den 
Ausbau künftig an den Bedarfen orientieren.  

Gesamtbetrachtung Tagesbetreuung für Kinder 

Nachfolgend werden die Analyseergebnisse und wesentlichen Handlungsempfehlungen zu-
sammenfassend dargestellt: 

• Die Bevölkerungszahl insgesamt in der Stadt Lage sinkt kontinuierlich. Auch die Zahl der 
unter sechsjährigen Kinder ist tendenziell rückläufig.  

• Das Jugendamt ist zentral organisiert. Die Aufgaben Schule und Jugend einschließlich 
der Kindertagesbetreuung sind räumlich und organisatorisch zusammen geführt.    

• Der Fehlbetrag in der Tagesbetreuung für Kinder liegt nahezu am Minimalwert. Der wich-
tigste Grund hierfür ist die sehr niedrige Versorgungsquote. Diese ist auf die besondere 
Bevölkerungsstruktur in der Stadt Lage zurück zu führen und nicht steuerbar.   

• Die Elternbeitragsquote ist ebenfalls deutlich unterdurchschnittlich. Zwar kann dies mit 
der geringeren Kaufkraft der Bevölkerung begründet werden. Gleichwohl kann die Stadt 
Lage verschiedene Maßnahmen ergreifen, um das Beitragsaufkommen zu erhöhen. Ne-
ben der Anhebung der oberen Beitragsgrenze und der jährlichen Anpassung der Beiträge 
an die steigenden Kosten bietet auch die restriktive Vergabe der kostenintensiven 45-
Stunden-Plätze sehr  gute Möglichkeiten dazu.     

• Der Anteil der kommunalen Plätze liegt deutlich über dem Durchschnitt der Vergleichs-
kommunen. Für diese Plätze hat die Stadt Lage neben dem Finanzierungsanteil des Ju-
gendamtes von 30 Prozent auch den Trägeranteil von 21 Prozent zu übernehmen.  

• Die Zuschüsse an die freien Träger werden jährlich überprüft. Die Stadt Lage ist dazu 
übergegangen, den freien Träger Anreize zu wirtschaftlichem Handeln zu geben, indem 
sie Festbeträge als Zuschuss gewährt. Diese Zuschüsse liegen deutlich über dem 
Durchschnitt der Vergleichskommunen Die Zuschüsse sollten aufgrund der schwierigen 
finanziellen Gesamtsituation der Stadt Lage zukünftig noch weiter gesenkt werden. Die 
Möglichkeit zur Kündigung eines Vertrags mit einem freien Träger zum 31.12.2015 sollte 
hierzu genutzt werden.  

• Der Rechtsanspruch auf einen Platz in der Tagesbetreuung für Kinder kann erfüllt wer-
den. Die Zahl der vorhandenen Tagespflegestellen übertrifft den Bedarf deutlich. Diese 
Reserve bietet eine optimale Möglichkeit, allen Anträgen auf einen Betreuungsplatz zu 
entsprechen.  
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� KIWI-Bewertung 
Die GPA NRW bewertet das Handlungsfeld Tagesbetreuung für Kinder der Stadt Lage 
mit dem Index 4. 
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� Kontakt 

Gemeindeprüfungsanstalt Nordrhein-Westfalen 

Heinrichstraße 1, 44623 Herne 

Postfach 10 18 79, 44608 Herne 
t 0 23 23/14 80-0 
f 0 23 23/14 80-333 
e info@gpa.nrw.de 
i www.gpa.nrw.de 
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ÜBERÖRTLICHE 
PRÜFUNG 
Schulen der Stadt Lage im 
Jahr 2014 
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� Schulen 

Inhalte, Ziele und Methodik 

Das Prüfgebiet Schulen umfasst folgende Handlungsfelder: 

• Flächenmanagement der Schulen (ohne Förderschulen) und Turnhallen, 

• Schulsekretariate, 

• Schülerbeförderung. 

Ziel der GPA NRW ist es, auf Steuerungs- und Optimierungspotenziale hinzuweisen. Die  
Analyse der Gebäudeflächen sensibilisiert die Kommunen für einen bewussten und sparsamen 
Umgang mit ihrem Gebäudevermögen. Die Prüfung der Schulsekretariate dient als Orientierung 
im Hinblick auf eine angemessene Stellenausstattung. Die Optimierung der Schülerbeförderung 
ist Voraussetzung für einen effizienten Mitteleinsatz. Gleichzeitig zeigt die GPA NRW Strategien 
und Handlungsmöglichkeiten auf, vorhandene Potenziale sukzessive umzusetzen.  

Die GPA NRW führt interkommunale Kennzahlenvergleiche durch und betrachtet die Organisa-
tion und Steuerung. Wir haben Benchmarks für die Kennzahlen zu den Schulflächen ermittelt. 
Auf der Basis dieser Benchmarks berechnen wir Potenziale für jede Schulform. 

Die Flächen- und Schülerzahlen beziehen sich auf das Schuljahr 2012/2013. Bezugsgröße ist 
die Bruttogrundfläche1 (BGF) der Gebäude.  

Flächenmanagement Schulen und Turnhallen 

Ein vorausschauendes Flächenmanagement ist ein wichtiges Werkzeug zur Haushaltskonsoli-
dierung der Städte und Gemeinden. Es muss sich am Bedarf sowie der finanziellen Leistungs-
fähigkeit orientieren und die Auswirkungen des demografischen Wandels berücksichtigen. 

Unter diesen Vorgaben analysiert die GPA NRW die Flächen der Schulen und Turnhallen der  
Stadt Lage mit Ausnahme der Förderschulen. Die Benchmarks beruhen auf den Regelungen für 
Schul-Raumprogramme2 sowie den gesammelten Prüfungserfahrungen.  
Die GPA NRW berücksichtigt zusätzliche Flächen für die Offene Ganztagsschule (OGS) an 
Grundschulen sowie Ganztagsunterricht an weiterführenden Schulen entsprechend der indivi-
duellen Situation. 

Die Fläche der Stadt Lage umfasst 76 km² und ist in 15 Ortsteile unterteilt. Verwaltungsgebäude 
und weiterführende Schulen befinden sich in der Kernstadt Lage. 

 

1 Die Bruttogrundfläche ist die Summe aller Grundflächen aller Grundrissebenen eines Gebäudes. 

2 Grundsätze für die Aufstellung von Raumprogrammen für allgemeinbildende Schulen und Förderschulen. RdErl. vom 19. Oktober 1995. 
GABl I 1995, S. 229 (BASS 10-21 Nr. 1) 
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Grundschulen  

Die Stadt Lage verfügt im Vergleichsjahr 2012 über acht Grundschulen an neun Standorten. Die 
Grundschule Billinghausen wurde zum Schuljahr 2013/14 geschlossen. Die Grundschulen Bun-
te Schule Hörste und Bunte Schule Müssen bilden seit dem 01.08.2011 einen Grundschulver-
bund mit zwei Standorten.  

Im Vergleich der Schuljahre 2000/01 und 2012/13 hat sich die Anzahl der Grundschüler um 469 
verringert. Das entspricht einem Rückgang von rund 32 Prozent. 

Grundschulen der Stadt Lage 2012 

Standort 
BGF(a) 
in m² 

Schülerzahl  
gebildete 
Klassen 

Zahl der 
Eingangs-

klassen 

Fläche je 
Klasse in m² 

BGF 

Grundschule Billinghausen 1.297 29 1 0 1.297 

Grundschule Ehrentrup 4.231 251 11 3 385 

Grundschule Haridssen 1.724 232 9 3 192 

Grundschule Heiden 2.665 111 5 1 533 

Bunte Schule - Hauptstandort Hörste 1.960 93 4 1 490 

Bunte Schule - Teilstandort Müssen 2.347 100 4 1 587 

Grundschule Lage - Sedanplatz  4.064 249 12 3 339 

Grundschule Kachtenhausen 1.940 209 8 2 243 

Grundschule Waddenhausen 1.830 160 8 2 229 

Grundschulen gesamt 22.058  1.434 62 16 356 

Der außergewöhnlich hohe Flächenwert der Grundschule Billinghausen ist durch das Auslaufen 
des Standortes begründet. Doch auch die Kennzahlenwerte der Grundschule Heiden sowie der 
beiden Standorte des Schulverbunds liegen auf sehr hohem Niveau.  

Folgende Grundschulen werden als offene Ganztagsschulen geführt und bieten ein Betreu-
ungsangebot in den Nachmittagsstunden an: 

• Grundschule Ehrentrup, 

• Grundschule Heiden, 

• Bunte Schule - Hauptstandort Hörste, 

• Bunte Schule - Teilstandort Müssen, 

• Grundschule Lage – Sedanplatz. 

Im Schuljahr 2012/13 wird dieses Angebot von 284 der insgesamt 1.434 Grundschüler genutzt. 
Dies entspricht einem OGS-Anteil von etwa 20 Prozent. Der in der folgenden Grafik ausgewie-
sene Benchmark gilt bei einem OGS-Anteil von bis zu 25 Prozent: 
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Bruttogrundfläche Grundschulen je Klasse in m² 2012  

 

Lage Minimum Maximum Mittelwert 1. Quartil 
2. Quartil 
(Median) 

3. Quartil 
Anzahl 
Werte 

356 224 452 333 299 326 364 34 

Im Schuljahr 2012/13 liegen die Flächenüberhänge im Vergleich zum Benchmark bei 71 m² 
BGF je Klasse. Dies entspricht insgesamt rund 4.400 m² und damit flächenmäßig zwei Grund-
schulen.  

� Feststellung 
Die Schließung der Grundschule Billinghausen ist angesichts des festgestellten Flächen-
überhangs positiv zu bewerten. 

Die Stadt Lage stellte die Prognose der Schülerzahlen bis zum Schuljahr 2017/2018 auf Basis 
der Geburtenzahlen zur Verfügung. Sie geht davon aus, dass die Schülerzahl an den Grund-
schulen in diesem Zeitraum um weitere vier Prozent sinken wird. 

� Feststellung 
Auch nach Aufgabe der Grundschule Billinghausen wird zum Schuljahr 2017/18  
voraussichtlich ein Überhang von rund 3.400 m² verbleiben.  

Drei der neun Grundschulstandorte konnten im Schuljahr 2012/13 lediglich eine Eingangsklasse 
bilden. Genau diese weisen die höchsten Flächenwerte auf. Kleine Schulen sind nicht nur aus 
Sicht des Gebäudemanagements als relativ unwirtschaftlich zu beurteilen. Sie werfen auch eher 
schulorganisatorische Probleme auf, insbesondere bei Ausfall von Lehrkräften oder der Auf-
rechterhaltung von Ganztagsangeboten.  

Die größten Flächenüberhänge entfallen auf die Grundschule Heiden. Nach der Schulentwick-
lungsplanung wird diese im Schuljahr 2017/18 nur noch 73 Schüler in vier Klassen haben. Da-
mit würde sich allein für diesen Standort ein Überhang von rund 1.500 m² ergeben. Schon ab 
2015/16 wird die Schule voraussichtlich nicht mehr die erforderliche Mindestgröße von 92 Schü-
lern erreichen. Außerdem ist fraglich, ob dauerhaft ausreichend Schüler für eine Eingangsklas-
se angemeldet werden.  

� Empfehlung 
Die Stadt Lage sollte die Grundschule Heiden schließen. Eine Umnutzung oder vollständige 
Aufgabe des freigezogenen Gebäudes sollte einhergehen. 
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Auch die Teilstandorte des Schulverbundes Hörste / Müssen weisen erhebliche Überhänge 
aus. Schwierigkeiten bei der Bildung von Eingangsklassen lassen sich aus den Prognosen nicht 
ableiten. Eine Zusammenlegung mit acht gebildeten Klassen an einem Standort ist nach der 
Schulentwicklungsplanung bei den vorhandenen Raumkapazitäten an keinem der Standorte 
möglich. Spätestens wenn an einem Standort keine Eingangsklasse mehr gebildet werden 
kann, sollte die Zusammenführung angestrebt werden. 

� Empfehlung 
Bei weiteren Reduzierungen von Grundschulgebäuden sollte langfristig auch die Stärkung 
des Standorts der weiterführenden Schulstandorte in Lage Berücksichtigung finden. Dies 
ermöglicht die Auslastung der vorhanden Gebäudeflächen und Turnhalleneinheiten. Die 
Zentralisierung kann sich ebenfalls positiv auf den Aufwand für den Schülerbeförderungs-
verkehr auswirken: Die Anzahl der zu beförderten Kinder zu den anzufahrenden Schulen 
steigt und der Organisationsaufwand sinkt. 

Weiterführende Schulen (gesamt) 

Das Angebot an kommunalen weiterführenden Schulen umfasste in Lage im Schuljahr 2012/13  

• die Hauptschulen Maßbruch und Kantorschule, 

• die Realschule Lage - Freiligrathschule, 

• das Gymnasium Lage. 

Zum Schuljahr 2013/2014 wurde in Lage eine Sekundarschule gegründet. Die Kantorschule 
wurde mit Ablauf des Schuljahres 2012/13 aufgelöst. Die Hauptschule Maßbruch läuft sukzes-
sive aus und wird nach dem Schuljahr 2017/18 geschlossen. 

Hauptschulen 

Die Zahl der Hauptschüler in Lage hat sich im Vergleich der Schuljahre 2000/01 und 2012/13 
um 411 verringert. Das entspricht einem Rückgang von rund 53 Prozent.  

Hauptschulen der Stadt Lage 2012 

Standort BGF in m² Schülerzahl  
gebildete Klas-

sen 
Zahl der Ein-
gangsklassen 

Fläche je Klasse 
in m² BGF 

Kantorschule 5.752 195 8 0 719 

Hauptschule 
Maßbruch 

5.216 276 13 1 401 

Summen 10.968 471 21 1 522 

Die Kantorschule konnte bereits 2012 keine Eingangsklasse mehr bilden. Die Hauptschule 
Maßbruch lediglich eine, daher ergeben sich an beiden Standorten hohe Kennzahlenwerte. Mit 
der Gründung der Sekundarschule im Folgejahr hat auch die Hauptschule in Maßbruch keine 
Schüler mehr angenommen. 
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Bruttogrundfläche Hauptschulen je Klasse in m² 2012   

 

Lage Minimum Maximum Mittelwert 1. Quartil 
2. Quartil 
(Median) 

3. Quartil 
Anzahl 
Werte 

522 228 645 431 370 426 482 32 

Der interkommunale Vergleich ist aktuell nur eingeschränkt aussagekräftig. Wie in Lage befin-
den sich Hauptschulen in zahlreichen Kommunen in der Auslaufphase. Für die Hauptschulen in 
Lage errechneten sich bereits im Vergleichsjahr Überkapazitäten von rund 3.200 m².  

� Feststellung 
Die aktuelle als auch die prognostizierte Entwicklung der Schülerzahlen zeigt, dass die 
Schließung der Hauptschulen zum Schuljahr 2017/18 unumgänglich ist. Die Entscheidung 
der Stadt Lage, eine Sekundarschule als weiterführende Schule anzubieten, wurde durch 
Anmeldezahlen von 84 Schülern positiv belegt.  

Realschulen 

Die Zahl der Realschüler in Lage hat sich im Vergleich der Schuljahre 2000/2001 und 2012/13 
um 282 verringert. Das entspricht rund 30 Prozent. 

Realschule der Stadt Lage 2012 

Standort BGF in m² Schülerzahl  
gebildete  
Klassen 

Zahl der Ein-
gangsklassen 

Fläche je Klasse 
in m² BGF 

Realschule Lage  6.977 655 24 4 291 



�  Stadt Lage  �  Schulen  �  10373 

Seite 8 von 19 

Bruttogrundfläche Realschulen je Klasse in m² 2012  

 

Lage Minimum Maximum Mittelwert 1. Quartil 
2. Quartil 
(Median) 

3. Quartil 
Anzahl 
Werte 

291 200 525 334 293 325 373 33 

Im Vergleichsjahr errechnet sich für die Realschule ein relativ geringer Flächenüberhang von 
400 m².  

Bei dieser Schulform erwartet die Stadt konstante Schülerzahlen: Für das Schuljahr 2017/18 ist 
eine Gesamtzahl von 655 prognostiziert. Die Sekundarschule hat im Gründungsjahr 2013/14 
keine Abwanderungstendenz verursacht, die Schülerzahl der Realschule konnte sogar auf 667 
erhöht werden. Die Stadt Lage plant daher, die Schulform Realschule weiter zu erhalten. 

� Feststellung 
Die Vorhaltung der Realschule neben der Sekundarschule als weiterführende Schule ist 
nachvollziehbar, solange die Anmeldezahlen (derzeit vierzügig) dies weiterhin positiv bele-
gen. 

Gymnasium 

Die Zahl der Gymnasiasten in Lage hat sich im Vergleich der Schuljahre 2000/2001 und 
2012/13 um 72 verringert. Das entspricht rund 9 Prozent. 

Das Gymnasium befindet sich in einem Schulzentrum mit der Realschule. Als Besonderheit 
werden ein Selbstlernzentrum und eine Cafeteria vorgehalten. Die Räumlichkeiten Aula und das 
Forum (Foyer) nutzt parallel die Realschule. 
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Gymnasium der Stadt Lage 2012/13 

Standort BGF in m² Schülerzahl  
gebildete  

Klassen/Kurse  
Zahl der Ein-

gangsklassen 
Fläche je in m² BGF 

Gymnasium 
Lage 

11.883 753 32 3 376 

Bruttogrundfläche Gymnasium je Klasse/Kurs in m² 20 12  

 

Lage Minimum Maximum Mittelwert 1. Quartil 
2. Quartil 
(Median) 

3. Quartil 
Anzahl 
Werte 

376 190 436 271 233 247 301 33 

Die Stadt Lage weist mit einer Bruttogrundfläche von 376 m² je Klasse einen der höchsten 
Kennzahlenwerte bei dieser Schulform aus. Der Flächenüberhang beträgt 113 m² je Klasse 
bzw. rund 3.600 m² insgesamt. 

Durch den doppelten Abiturjahrgang hat sich die Schülerzahl im Folgejahr auf 686 verringert. 
Bis zum Schuljahr 2017/18 ist danach wieder ein Anstieg auf 707 Schüler prognostiziert. Ge-
genüber dem Vergleichsjahr bedeutet das eine Verringerung um sechs Prozent. Es wird daher 
ein erheblicher Flächenüberhang verbleiben. 

Sekundarschule (Ausblick ab 2013/14) 

Die neu gegründete Sekundarschule wird im Gebäude der auslaufenden Kantorschule aufge-
baut. Das Gebäude wird voraussichtlich nicht für eine dreizügige Sekundarschule ausreichen. 
Die GPA NRW geht bei einer solchen Schule von einem Flächenbedarf von rund 6.500 m² aus. 
Das vorhandene Gebäude ist um ca. 750 m² kleiner.  

Die Stadt Lage hat in der Vergangenheit eine Verlagerung der Sekundarschule ins Schulzent-
rum (zum Gymnasium) erwogen. Dies würde eine Verschiebung der Realschule voraussetzen. 
Ein Umzug der Realschule in ein Hauptschulgebäude wäre nur bei rückläufigen Schülerzahlen 
möglich und ist aufgrund der konstanten Entwicklung derzeit nicht realistisch. 

Die Stadt Lage geht davon aus, dass durch die Inklusion und die Einrichtung mindestens einer 
Auffangklasse für Schüler ohne Deutschkenntnisse zusätzlicher Raumbedarf an der Sekundar-
schule entstehen wird. Daher plant sie, mittelfristig auch den zweiten Hauptschulstandort als 
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Nebenstelle der Sekundarschule zu nutzen. Die insgesamt rund 11.000 m² gehen jedoch weit 
über den notwendigen Bedarf hinaus. 

� Empfehlung 
Die Stadt Lage sollte prüfen, ob die Flächenüberhänge im Schulzentrum als zweiter Standort 
der Sekundarschule genutzt werden können.  

Dies würde eine Vermarktung des zweiten Hauptschulgebäudes ermöglichen. Zudem könnten 
sich Synergieeffekte bei der Nutzung von Fachräumen, Mensa und Ganztagsangeboten erge-
ben.  

� Empfehlung 
Falls dies nicht möglich ist, sollte sie Teilflächen des Schulzentrums sowie der Sekundar-
schule vermieten. Auf diese Weise können die Gebäudekosten zumindest anteilig refinan-
ziert werden. 

Potenzial Schulgebäude 

Potenzialberechnung Schulgebäude 2012/13 

Schulart  
BGF je Klasse 

in m² 

Benchmark je  
Klasse in m² 

BGF 

Flächen-
potenzial je 
Klasse in 
m² BGF 

Anzahl  
Klassen 

Potenzial in m² BGF  
 (gerundet) 

Grundschulen 356 285 71 62 4.400 

Hauptschulen 522 370 152 21 3.200 

Realschulen 291 273 18 24 400 

Gymnasium 376 263 113 32 3.600 

Gesamt 
 

   11.600 

Die GPA NRW legt der monetären Bewertung der von uns ermittelten Flächenüberhänge einen 
jährlichen Betrag von 100 Euro je m² BGF zugrunde. Erfahrungswerte aus der Gebäudewirt-
schaft gehen von Vollkosten für die betriebenen Flächen zwischen 100 und 200 Euro je m² BGF 
aus. Die GPA NRW orientiert sich damit bewusst konservativ am unteren Ende der tatsächli-
chen Spannbreite. Dies reicht aus, um für die besondere Bedeutung des Themas zu sensibili-
sieren und adäquate Konsolidierungspotenziale für den Haushalt aufzuzeigen. 

Der errechnete Flächenüberhang entspricht damit einem jährlichen monetären Potenzial von 
rund 1,2 Mio. Euro. 

Durch die Schließung der Grundschule Billinghausen wird sich das Potenzial im Primarbereich 
leicht verringern. An den weiterführenden Schulen wird ein Flächenüberhang in der ausgewie-
senen Größenordnung verbleiben, wenn beide Hauptschulstandorte dauerhaft von der Sekun-
darschule genutzt werden. 
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Schulturnhallen 

Die Stadt Lage hält an allen Schulstandorten Sporthallen für den Schulsport vor.  

Schulturnhallen der Stadt Lage 2012 

Schulturnhallen m² BGF Halleneinheiten 
Größe je Halleneinheit in 
m² BGF 

Grundschulen 7.806 9 867 

Hauptschulen 1.441 2 721 

Realschulen 2.481 2 1.240 

Gymnasium 2.257 4 564 

Gesamt 13.985 17 823 

Den 139 Klassen des Schuljahres 2012/2013 steht eine Gesamtfläche von rund 13.985 m² zur 
Verfügung. Hieraus ergibt sich eine BGF von 101 m² je Klasse.  

Bruttogrundfläche Schulturnhallen je Klasse in m² 20 12 

Lage  Minimum Maximum Mittelwert 1. Quartil 
2. Quartil 
(Median) 

3. Quartil 
Anzahl 
Werte 

101 60 125 77 66 73 82 34 

Diese Kennzahl wird maßgeblich durch die Anzahl der Übungseinheiten und die durchschnittli-
che Hallengröße bestimmt. In Lage liegt die durchschnittliche Größe einer Halleneinheit bei  
823 m². Der Mittelwert liegt bei 766 m². 

Die GPA NRW geht davon aus, dass in mittleren und großen Städten eine Halleneinheit für 
zwölf gebildete Klassen bzw. Kurse ausreicht. Hierbei sind das zusätzliche Angebot der Sport-
außenanlagen und das Schulschwimmen berücksichtigt. Danach ergibt sich für die Stadt Lage 
folgende Gegenüberstellung von Bedarf und dem aktuell vorhandenen Bestand: 

Vergleich Bedarf und Bestand Turnhalleneinheiten 201 2 

  Bedarf  Bestand  Saldo 

Grundschulen 5,2 9 3,8 

Hauptschulen 1,8 2 0,2 

Realschulen 2,0 2 0,0 

Gymnasium  2,6 4 1,4 

Gesamt 11,6 17 5,4 

� Feststellung 
Neben den Flächenüberhängen der Schulgebäude ist auch ein Überangebot bei den Schul-
turnhallen von fünf Halleneinheiten vorhanden. Insbesondere bei den Grundschulen ist die 
Diskrepanz mit 3,8 Halleneinheiten beträchtlich.  
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Für die Schulturnhallen errechnet sich insgesamt ein Flächenüberhang von 4.100 m² BGF. Zu-
grunde gelegt sind der ermittelte Überhang von fünf Halleneinheiten und eine durchschnittliche 
Hallengröße von 823 m². Monetär ausgedrückt bedeutet dies ein weiteres Potenzial von 
410.000 Euro. 

� Empfehlung 
Für eine kurzfristige Realisierung des Flächenpotenzials sollte die Stadt Lage einzelne Hal-
len aufgeben. Dabei sollte jedoch vorab geklärt werden, welche Schulstandorte langfristig 
erhalten werden sollen. 

Turnhallen (gesamt) 

Neben den Schulturnhallen werden von der Stadt Lage zwei Sporthallen ohne Schulzuordnung 
vorgehalten. Die Gesamtfläche der Hallen beträgt 1.377 m² BGF. Eine Halle davon ist deutlich 
kleiner als die Schulturnhallen. Alle Hallen im wirtschaftlichen Eigentum der Stadt Lage sind im 
Vergleich der Bruttogrundfläche der Turnhallen je 1.000 Einwohner berücksichtigt. 

Bruttogrundfläche Turnhallen je 1.000 Einwohner in m² 2012 

Lage Minimum Maximum Mittelwert 1. Quartil 
2. Quartil 
(Median) 

3. Quartil 
Anzahl 
Werte 

533 247 786 399 347 393 437 33 

Dieser Vergleich zeigt, dass die Stadt Lage ihren Einwohnern für den Vereinssport wesentlich 
mehr Hallenflächen zur Verfügung stellt als die meisten Vergleichsstädte. Die nicht für den 
Schulsport benötigten Hallen sind dabei als freiwillige Leistung einzuordnen, die kaum mit der 
finanziellen Situation der Kommune zu vereinbaren ist. Die Stadt Lage erhebt eine Nutzungs-
pauschale von zwei Euro je Stunde für Vereinsnutzungen. Dieser Betrag deckt jedoch bei wei-
tem nicht den tatsächlichen Aufwand.  

� Empfehlung 
Wenn die Stadt Lage weiterhin Turnhallen vorhält, die nicht für den Schulunterricht erforder-
lich sind, sollte sie die Vereine stärken an den Kosten beteiligen. 

Gesamtbetrachtung Flächenmanagement Schulen und Tur nhallen 

Nachfolgend werden die Analyseergebnisse und wesentlichen Handlungsempfehlungen zu-
sammenfassend dargestellt: 

• Das Flächenangebot aller kommunalen Schulformen liegt über dem jeweils bestehenden 
Bedarf.  

• Auch nach Aufgabe der Grundschule Billinghausen verbleibt im Primarbereich ein erheb-
licher Überhang. Die GPA NRW empfiehlt die zusätzliche Schließung der Grundschule 
Heiden. Die Stadt Lage sollte die nicht mehr benötigten Gebäude vermarkten. 

• Das Schulzentrum ist durch Realschule und Gymnasium nicht vollständig ausgelastet. 
Daher sollte die Stadt in Erwägung ziehen, die freien Kapazitäten als Nebenstandort der 
Sekundarschule zu nutzen. Dann könnte die Kommune das Gebäude der Hauptschule 
Maßbruch vermarkten. 
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• Sofern die Sekundarschule mittelfristig die beiden ehemaligen Hauptschulgebäude nutzt, 
entsteht bei dieser Schulform ein Flächenüberhang von rund 4.000 m². In diesem Fall 
sollte die Stadt eine Vermietung von Teilflächen anstreben. 

• Das Angebot an Turnhallen stellt sich interkommunal deutlich überdurchschnittlich dar. 
Gegenüber dem ermittelten Bedarf ergibt sich bei den Schulturnhallen ein Überhang von 
fünf Halleneinheiten. Hinzu kommen zwei Turnhallen mit reiner Vereinsnutzung. Die GPA 
NRW empfiehlt, die Turnhallen zu reduzieren. Dabei sollte die Stadt die weitere Entwick-
lung der Schullandschaft berücksichtigen. 

� KIWI-Bewertung 
Die GPA NRW bewertet das Handlungsfeld Flächenmanagement Schulen und Turn-
hallen der Stadt Lage mit dem Index 2. 

Schulsekretariate 

Die Anforderungen an die Schulsekretariate haben sich in den vergangen Jahren verändert 
durch 

• sinkende Schülerzahlen,  

• die Bildung von Schulverbünden, 

• die Ausweitung von Betreuungsangeboten und Ganztagsunterricht, 

• das Bildungs- und Teilhabepaket sowie 

• die zunehmende Integration und Inklusion. 

Dies wirkt sich zwangsläufig auf den Personalbedarf in den Schulsekretariaten aus. 

Die Stadt Lage hatte 2012 insgesamt 7,38 Vollzeit-Stellen in den Schulsekretariaten. Für die 
Kennzahlenbildung ermittelt die GPA NRW die Personalaufwendungen anhand der KGSt-
Durchschnittswerte3. Dadurch bleiben personenbezogene Einflussgrößen ohne Auswirkung wie 
zum Beispiel das Alter der Beschäftigten. 

Personalaufwendungen für Schulsekretariate je Schüler  in Euro 2012 

Lage Minimum Maximum Mittelwert 1. Quartil 
2. Quartil 
(Median) 

3. Quartil 
Anzahl 
Werte 

94 60 111 78 67 77 87 35 

 

3 Gutachten „Kosten eines Arbeitsplatzes“ (Stand 2012/13) 
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Die Höhe der Personalaufwendungen ist abhängig vom quantitativen Personaleinsatz sowie 
vom Vergütungsniveau. Die Vergütung ist in Lage leicht höher als in den meisten Vergleichs-
städten (44.068 Euro je Vollzeit-Stelle bei einem Mittelwert von 43.830 Euro je Vollzeit-Stelle).  

Ein Indikator für den Personaleinsatz ist die Anzahl der betreuten Schüler: 

Schüler je Vollzeit-Stelle Sekretariat 2012 

Lage Minimum Maximum Mittelwert 1. Quartil 
2. Quartil 
(Median) 

3. Quartil 
Anzahl 
Werte 

471 401 718 576 506 592 635 34 

� Feststellung 
Die Aufwendungen für die Schulsekretariate je Schüler sind in Lage deutlich höher als in den 
meisten Vergleichskommunen. Dies ist durch eine relativ hohe Stellenausstattung sowie ein 
leicht überdurchschnittliches Vergütungsniveau begründet. 

Die Kennzahlenwerte für die einzelnen Schulformen sind der Tabelle 1 am Ende des Teilbe-
richts zu entnehmen. Daraus geht hervor, dass diese Tendenz sowohl auf die Grundschulen als 
auch auf die weiterführenden Schulen zutrifft. Lediglich bei der Förderschule erreicht die Stadt 
Lage günstige Kennzahlenwerte. 

Organisation und Steuerung 

Eingruppierung der Sekretariatskräfte 

In den meisten Kommunen sind die Sekretariatsstellen den Entgeltgruppen 5 und 6 zugeordnet. 
Das Personal in der Entgeltgruppe 6 profitiert dabei zumeist noch von einer Regelung der Be-
sitzstandswahrung als Folge der Überleitung aus dem BAT. 

Dies trifft auf die Stadt Lage genauso zu: Die Schulsekretariatsstellen sind aktuell zu gleichen 
Teilen den Entgeltgruppen 5 und 6 zugeordnet. Eine von der Stadt Lage durchgeführte Stellen-
bewertung hat eine Einordnung in die Entgeltgruppe 5 ergeben. Die höher bezahlten Stellenin-
haberinnen profitieren noch von der früheren Eingruppierung. 

Verfahren zur Stellenbemessung 

Die Stadt Lage führt jährlich eine Überprüfung des Stellenbedarfs für jeden Schulstandort 
durch. Die Kalkulation der Wochenstunden ist nach Schulformen differenziert. Darin werden auf 
einen vorgegebenen Sockel Aufschläge für jeden Schüler sowie Zuschläge für Ganztagsunter-
richt und Schüler mit nichtdeutscher Verkehrssprache addiert. Es gilt ein Mindestansatz von 
zehn Wochenstunden bzw. zwei Vormittagen. 

Die in den Kommunen anzutreffenden Bemessungsverfahren sind sehr unterschiedlich. Einige 
sind wie das Modell der Stadt Lage relativ einfach aufgebaut. Sie verursachen daher wenig 
Aufwand bei der Neukalkulation. Andere Gemeinden verwenden wesentlich differenziertere 
Berechnungsmodelle, die das individuelle Aufgabenspektrum in den Schulen stärker berück-
sichtigen. Außerdem ist darin nachvollziehbar, welche Zeitanteile für die einzelnen Tätigkeiten 
einfließen. 



�  Stadt Lage  �  Schulen  �  10373 

Seite 15 von 19 

Die KGSt hat im Sommer 2014 den Bericht 14/2014 „Bemessung des Stellenbedarfs in Schul-
sekretariaten“ veröffentlicht. Darin wird ein analytisches Verfahren dargestellt, welches einen 
detaillierten Aufgabenkatalog und mittlere Bearbeitungszeiten für die anfallenden Tätigkeiten 
beinhaltet. Für die Berechnung des Stellenbedarfs hat die KGSt mit ihrem Bericht auch ein 
Excel-Tool zur Verfügung gestellt. Damit wäre es möglich, die individuellen Aufgabenfelder in 
den einzelnen Schulstandorten noch stärker zu berücksichtigen. Allerdings erfordert dies einen 
höheren Zeitaufwand als das bisher von der Stadt Lage praktizierte Verfahren. 

Die Verträge der Sekretariatskräfte sind bei der Stadt Lage flexibel gestaltet. Ein veränderter 
Wochenstundenbedarf kann daher zeitnah umgesetzt werden. Einzelne Sekretariatskräfte sind 
für mehrere Schulstandorte eingesetzt. 

� Feststellung 
Die Stadt Lage überprüft kontinuierlich den Stellenbedarf in den Schulsekretariaten. Anpas-
sungen können durch die flexible Vertragsgestaltung zeitnah realisiert werden.  

� Empfehlung 
Die Stadt Lage sollte die Ansätze in ihrem Stellenbemessungsverfahren vor dem Hinter-
grund der hohen Kennzahlenwerte überprüfen. 

Schülerbeförderung 

Die Beförderung von Schülern verursacht jährlich hohe Aufwendungen. Deshalb prüft die GPA 
NRW, inwieweit sich die Kommunen mit der Optimierung der Schülerbeförderung befassen. 

Die Stadt Lage hat im Jahr 2012 insgesamt 949.000 Euro für den Schülertransport ausgege-
ben. Davon entfallen 96 Prozent auf den Schulweg. 

Kennzahlen Schülerbeförderung 2012  

Kennzahl Lage 
Mini-
mum 

Maxi-
mum 

Mittel-
wert  

1. Quartil  
2. Quartil  
(Median) 

3. Quartil  
Anzahl 
Werte 

Aufwendungen je 
Schüler in Euro 

273 62 517 235 150 220 298 34 

Aufwendungen 
(Schulweg) je 
befördertem  
Schüler in Euro 

806 287 908 606 532 602 691 31 

Anteil der beförder-
ten Schüler an der 
Gesamtschülerzahl 
in Prozent 

33 7 68 38 25 38 50 33 

Einpendlerquote in 
Prozent 

1 0 28 11 3 9 17 33 

Nach Schulformen differenzierte Daten konnte die Stadt Lage nicht zur Verfügung stellen. In der 
Tabelle 2 am Ende des Teilberichts sind die Kennzahlenwerte aus den Vergleichskommunen 
für die einzelnen Schulformen abgebildet. Sofern die Stadt Lage zukünftig die Daten differen-
zierter auswerten möchte, kann sie damit eine Einordnung vornehmen. 
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Die Stadt Lage hat eine unter den Vergleichsstädten eher kleine Gemeindefläche von 76 km² 
(Mittelwert: 105 km²). Mit einer Bevölkerungsdichte von 459 Einwohnern je km² liegt sie im mitt-
leren Bereich (Mittelwert: 494 Einwohner je km²). Aus diesen Strukturdaten lässt sich somit 
keine Begründung für die hohen Schulwegaufwendungen ableiten. Auch der unterdurchschnitt-
liche Anteil der zu befördernder Schüler sowie die wenigen auswärtigen Schüler sollten sich 
eher begünstigend auswirken. Die Kommune sieht in der zersiedelten Struktur der 15 Ortsteile 
einen belastenden Faktor. 

Um die Schülerbeförderungskosten zu senken, hat die Verwaltung 2012 ein Konzept für die 
Umstrukturierung des Schülertransports erarbeitet. Ziel ist eine möglichst weitgehende Nutzung 
des ÖPNV. Neben der Ausgabe der Monatskarten sieht das Konzept die Zahlung von Wegstre-
ckenentschädigungen vor. Dadurch soll den Eltern ein Anreiz gegeben werden, die Schüler 
auch bei größeren Entfernungen zu den Haltestellen zu bringen. Ebenso soll die Bildung von 
Fahrgemeinschaften unterstützt werden. 

Diese Maßnahmen sollen dazu beitragen, den kostenintensiven Schülerspezialverkehr zu mi-
nimieren. 2012 wurde für 14 Prozent der beförderten Schüler ein Spezialverkehr eingesetzt. 
Eine Beförderung mit Taxi, Mietwagen oder Kleinbus soll nur noch in Ausnahmefällen erfolgen. 
Diese sollen nur zum Einsatz kommen, wenn Linienbusse nicht genutzt werden können oder 
andere besondere Gründe vorliegen (z.B. durch Förderbedarf). 

Außerdem nimmt die Verwaltung jährliche Optimierung der Fahrstrecken, Fahrtzeiten, Schulan-
fangszeiten und Nachmittagsbetreuung vor.  

Die Neukonzeption der Schülerbeförderung wurde erst ab September 2012 wirksam. Daher 
sind die Auswirkungen in den erhobenen Daten noch nicht voll ablesbar. Die Schulverwaltung 
hatte für 2012 ohne die Neukonzeption Aufwendungen für die Schülerbeförderung von rund 1,2 
Mio. Euro prognostiziert. Demgegenüber zeigt sich das tatsächliche Ergebnis bereits um rund 
250.000 Euro verbessert. Ab Februar 2013 sind auch beim ÖPNV strukturelle Veränderungen 
vorgenommen worden. Dadurch haben sich die Aufwendungen bei kaum veränderten Schüler-
zahlen im Jahr 2013 auf  rund 665.000 Euro (vorläufiges Ergebnis) verringert.  

� Feststellung 
Die GPA NRW bewertet es positiv, dass sich die Stadt Lage bereits mit der Optimierung der 
Schülerbeförderung befasst hat. Durch die umgesetzten Maßnahmen konnte sie die Auf-
wendungen erheblich reduzieren. 
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Anlagen: Ergänzende Tabellen:  

Tabelle 1: Kennzahlen Schulsekretariate differenzie rt nach Schulformen 2012 

Kennzahl Lage 
Mini-
mum 

Maxi-
mum 

Mittel-
wert 

1. 
Quar-

til 

2. Quar-
til (Me-
dian) 

3. 
Quar-

til 

An-
zahl 

Werte 

Grundschulen 

Personalaufwendungen für 
Schulsekretariate je Schüler 
in Euro 

83 49 138 79 65 78 89 35 

Schüler je Vollzeit-Stelle 
Sekretariat 

516 331 863 580 480 548 683 34 

Personalaufwendungen je 
Vollzeit-Stelle in Euro 

42.899 42.191 45.700 43.151 42.400 42.400 43.582 34 

Hauptschulen 

Personalaufwendungen für 
Schulsekretariate je Schüler 
in Euro 

156 64 179 107 83 99 118 33 

Schüler je Vollzeit-Stelle 
Sekretariat 

284 243 666 443 378 429 540 32 

Personalaufwendungen je 
Vollzeit-Stelle in Euro 

44.130 42.152 45.700 43.851 42.400 42.970 45.700 32 

Realschulen 
        

Personalaufwendungen für 
Schulsekretariate je Schüler 
in Euro 

75 44 103 67 56 64 73 33 

Schüler je Vollzeit-Stelle 
Sekretariat 

587 389 1.003 683 614 684 804 32 

Personalaufwendungen je 
Vollzeit-Stelle in Euro 

44.240 42.400 45.700 44.100 42.400 44.188 45.700 32 

Gymnasien 

Personalaufwendungen für 
Schulsekretariate je Schüler 
in Euro 

82 38 118 68 58 66 73 34 

Schüler je Vollzeit-Stelle 
Sekretariat 

558 448 1.254 684 601 681 754 33 

Personalaufwendungen je 
Vollzeit-Stelle in Euro 

45.700 42.400 53.078 44.439 42.400 44.195 45.700 33 

Förderschulen 

Personalaufwendungen für 
Schulsekretariate je Schüler 
in Euro 

137 84 402 195 162 192 219 32 

Schüler je Vollzeit-Stelle 
Sekretariat 

333 114 502 245 201 224 271 31 

Personalaufwendungen je 
Vollzeit-Stelle in Euro 

45.700 42.400 45.700 43.465 42.400 42.400 45.700 31 
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Tabelle 2: Kennzahlen Schülerbeförderung differenzi ert nach Schulformen 2012 

Kennzahl 
Mini-
mum 

Maxi-
mum 

Mittel-
wert 

1. 
Quar-

til 

2. Quar-
til (Me-
dian) 

3. 
Quar-

til 

An-
zahl 

Werte 

Grundschulen 

Aufwendungen (gesamt) je Schüler in 
Euro 

10 725 157 81 133 176 30 

Aufwendungen (nur Schulweg) je beför-
dertem Schüler in Euro 

356 2.000 727 481 614 788 26 

Anteil der beförderten Schüler (Schulweg) 
an der Schülerzahl insgesamt in Prozent 

0 41 19 12 18 26 30 

Einpendlerquote in Prozent 0 3 1 0 0 1 30 

Hauptschulen 

Aufwendungen (gesamt) je Schüler in 
Euro 

40 552 282 203 286 356 29 

Aufwendungen (nur Schulweg) je beför-
dertem Schüler in Euro 

336 2.813 678 501 590 665 26 

Anteil der beförderten Schüler (Schulweg) 
an der Schülerzahl insgesamt in Prozent 

4 96 46 26 44 59 29 

Einpendlerquote in Prozent 0 33 8 2 7 10 28 

Realschulen 
       

Aufwendungen (gesamt) je Schüler in 
Euro 

43 695 264 175 227 338 29 

Aufwendungen (nur Schulweg) je beför-
dertem Schüler in Euro 

351 1.472 642 525 599 652 26 

Anteil der beförderten Schüler (Schulweg) 
an der Schülerzahl insgesamt in Prozent 

5 86 42 23 35 61 28 

Einpendlerquote in Prozent 0 37 11 2 7 18 28 

Gymnasien 

Aufwendungen (gesamt) je Schüler in 
Euro 

54 551 257 136 221 383 29 

Aufwendungen (nur Schulweg) je beför-
dertem Schüler in Euro 

350 733 557 469 570 635 26 

Anteil der beförderten Schüler (Schulweg) 
an der Schülerzahl insgesamt in Prozent 

10 81 47 29 47 65 29 

Einpendlerquote in Prozent 0 47 17 3 12 26 29 
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� Kontakt 

Gemeindeprüfungsanstalt Nordrhein-Westfalen 

Heinrichstraße 1, 44623 Herne 

Postfach 10 18 79, 44608 Herne 
t 0 23 23/14 80-0 
f 0 23 23/14 80-333 
e info@gpa.nrw.de 
i www.gpa.nrw.de 
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ÜBERÖRTLICHE 
PRÜFUNG 
Grünflächen der Stadt Lage 
im Jahr 2014 
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� Grünflächen 

Inhalte, Ziele und Methodik 

Die GPA NRW untersucht in diesem Prüfgebiet, wie die Kommunen mit ihren Grünflächen um-
gehen und analysiert bestimmte Nutzungsformen. 

Was unter dem Begriff Grünflächen zu verstehen ist, welche Nutzungsformen also darunter zu 
fassen sind, ist nicht allgemeingültig definiert. Aus diesem Grund legt die GPA NRW die nach-
folgenden Nutzungsformen fest, die Grundlage für die Darstellung kommunaler Grünflächen in 
diesem Prüfgebiet sind: 

• Park- und Gartenanlagen, 

• Sonderanlagen (wie z. B. Kurpark, botanischer Garten), 

• Spiel- und Bolzplätze, 

• Straßenbegleitgrün, 

• Außenanlagen an städtischen Gebäuden, 

• Friedhöfe, 

• Biotope, Ausgleichsflächen, 

• Gewässer, 

• Forst und 

• Kleingartenanlagen. 

Ziel der Prüfung ist es, Handlungsmöglichkeiten und Potenziale zur Haushaltskonsolidierung 
sowie zur Optimierung des Grünflächenmanagements aufzuzeigen. 

Dazu untersucht die GPA NRW die Organisation und Steuerung kommunaler Grünflächen so-
wie die örtlichen Strukturen. Zudem analysieren wir die Nutzungsformen Park- und Gartenanla-
gen, Spiel- und Bolzplätze und Straßenbegleitgrün bezogen auf die vorgehaltenen Flächen wie 
auch deren Pflege und Unterhaltung. Basis für die interkommunalen Kennzahlenvergleiche sind 
die gesamten Aufwendungen (vollständiger Ressourcenverbrauch) bzw. die Vollkosten. 

Anhand von Benchmarks ermittelt die GPA NRW für die Kennzahl „Aufwendungen Unterhaltung 
und Pflege“ der drei Nutzungsformen Potenziale. Die Sportaußenanlagen sind zwar grundsätz-
lich auch zu den kommunalen Grünflächen zu zählen, werden in dieser Prüfung aber separat 
betrachtet. Hier steht die Analyse der Steuerung und Organisation sowie der Flächensituation 
und Auslastung im Vordergrund. 
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Grünflächen allgemein 

Datensituation in Lage 

Der Detaillierungsgrad des Berichtes sowie die Analysemöglichkeiten sind in entscheidendem 
Maße von der Datenlage in der Kommune abhängig. 

Die Stadt Lage konnte weder Flächen- noch Aufwandsdaten zu den kommunalen Grünflächen 
zur Verfügung stellen. Die Bildung von Kennzahlen sowie der Vergleich mit anderen Kommu-
nen sind daher nicht möglich. Somit beschränken sich die Ausführungen des Berichtes aus-
schließlich auf die Untersuchung der Organisation und Steuerung der Grünflächen. 

 

Organisation und Steuerung 

Die GPA NRW analysiert die Organisation und Steuerung anhand des Erfüllungsgrades Grün-
flächenmanagement. Diese Kennzahl zeigt, ob und inwieweit die Stadt Lage ihre Grünflächen 
und deren Bewirtschaftung effizient steuert. 

Der Erfüllungsgrad beruht auf einer Nutzwertanalyse. Hierzu stellt die GPA NRW einheitliche 
Fragen und ordnet die Antworten auf einer Skala von 0 bis 31  ein. Danach gewichtet sie diese 
Bewertung entsprechend ihrer Bedeutung für eine wirtschaftliche und erfolgreiche Steuerung 
der Grünflächen. Hieraus ergeben sich Punkte, deren Summe ins Verhältnis gesetzt wird zur 
maximal erreichbaren Punktzahl. Die in Prozenten ausgedrückte Verhältniszahl ist der Erfül-
lungsgrad.  

Die GPA NRW nimmt eine differenzierte Skalierung für die Bereiche Park- und Gartenanlagen, 
Spiel- und Bolzplätze und Straßenbegleitgrün vor. Nur die Fragen nach dem Freiflächenkonzept 
und der zentralen Aufgabenerfüllung werden zusammen bewertet. Die nachfolgende Tabelle 
stellt zusammenfassend für die drei Nutzungsformen die jeweils erreichten Punkte dar. Die 
einzelnen Erfüllungsgrade sind am Ende des Berichtes dargestellt. 

Erfüllungsgrad Grünflächenmanagement 

Fragen Gesamt 
Park- und 

Gartenanlagen  
Spiel- und 
Bolzplätze 

Straßen-
begleitgrün 

Erfolgt die Aufgabenerledigung im Bereich der 
Grünflächen zentral? 

0 0 

Liegt ein Freiflächenentwicklungskonzept vor? 0 0 

Gibt es Informationen zur Bürgerzufriedenheit? 0 0 0 0 

Bestehen Zielvorgaben durch die Verwaltungsfüh-
rung? 

2 0 2 0 

 

1 nicht erfüllt = 0; ansatzweise erfüllt = 1; überwiegend erfüllt = 2; vollständig erfüllt = 3 
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Fragen Gesamt 
Park- und 

Gartenanlagen  
Spiel- und 
Bolzplätze 

Straßen-
begleitgrün 

Wurden operative Ziele für die Unterhaltung der 
Grünflächen gesetzt und dokumentiert? 

0 0 0 0 

Gibt es ein zentrales (produktübergreifendes) 
Grünflächeninformationssystem (GIS/GRIS)?  

6 0 3 3 

Sind Standards für die Unterhaltung der Grünflä-
chen definiert? 

0 0 0 0 

Ist eine Kostenrechnung implementiert? 0 0 0 0 

Werden Kennzahlen (u. a. zur Wirtschaftlichkeit) 
erhoben? 

0 0 0 0 

Ist ein Berichtswesen vorhanden? 0 0 0 0 

Besteht ein eindeutiges Auftraggeber-
Auftragnehmer-Verhältnis? 

9 3 3 3 

Werden die Aufwendungen des Bauhofes als 
Leistungspreise verrechnet? 

0 0 0 0 

Wird die Aufgabenerledigung einer regelmäßigen 
Wirtschaftlichkeitsbetrachtung unterzogen? 

0 0 0 0 

Ermittelter Wert 17 3 8 6 

Optimalwert 279 93 93 93 

Erfüllungsgrad in Prozent 6 3 9 3 

Zusammenfassung der Ist-Situation und Handlungsempf ehlungen 

• Die Stadt Lage erzielt mit dem o. g. Erfüllungsgrad von sechs Prozent ein ausgesprochen 
niedriges Ergebnis. Dies zeigt, dass sie bei der Steuerung ihrer Grünflächen ein deutli-
ches Optimierungspotenzial hat. 

• Dieses niedrige Ergebnis ist entscheidend darauf zurückzuführen, dass die Stadt Lage 
weder einen exakten Überblick über ihren Bestand an kommunalen Grünflächen hat noch 
über die Aufwendungen zur Unterhaltung und Pflege dieser Flächen. Die vordringlichste 
Aufgabe der Stadt Lage besteht daher darin, einen Überblick über den gesamten kom-
munalen Grünflächenbestand zu gewinnen. Sie sollte daher in einem ersten Schritt ihre 
Grünflächen vollständig erfassen und verschiedenen Nutzungsformen zuordnen. Typi-
sche Nutzungsformen sind z.B. Park- und Gartenanlagen, Spiel- und Bolzplätze sowie 
das Straßenbegleitgrün. Danach sollte innerhalb der Nutzungsformen eine weitere Un-
tergliederung der Flächen nach Flächeninhalten erfolgen. Eine sinnvolle Differenzierung 
ist z.B. die Aufschlüsselung nach Rasenflächen, Sträucher- und Gehölzflächen und Bee-
ten. Die für die Unterhaltung und Pflege der Grünflächen entstehenden Aufwendungen 
sollten sodann verursachungsgerecht den gebildeten „Sparten“ zugeordnet werden. Die 
im Rahmen der Prüfung zur Verfügung gestellten Unterlagen können als  Orientierungs-
hilfe für die Differenzierungen dienen. 

• Die Aufgaben im Zusammenhang mit der Unterhaltung der kommunalen Grünflächen 
sind in Lage auf verschiedene Fachbereiche und Fachgruppen verteilt. Die Ausführung 
der Leistungen erfolgt weitestgehend durch den Bauhof. Dieser ist im Fachbereich 4 – 
Bauen Fachgruppe Tiefbau  integriert und wird als Regiebetrieb im Kernhaushalt geführt. 
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Grundsätzlich ist eine zentrale Steuerung aller Aufgaben zur Unterhaltung und Pflege von 
Grünflächen anzustreben. Eine Verteilung der Zuständigkeiten z.B. auf Tiefbauamt, 
Sportamt und Schulamt führt häufig dazu, dass benachbarte Grünflächen zu verschiede-
nen Zeiten und von verschiedenen Personen gepflegt werden, sich aber eine Zusam-
menführung nahezu aufdrängt. Ein solches Vorgehen ist für den Bürger nur schwer 
nachzuvollziehen und dies insbesondere dann, wenn für ihn sichtbar auch noch unter-
schiedliche Pflegestandards zugrunde gelegt werden (z.B. was die Reinigung der Anla-
gen angeht). Ein weiteres Argument für die Zentralisierung ist die Ausnutzung von Sy-
nergieeffekten. 

• Die Stadt Lage verfügt auch noch nicht über ein Freiflächenentwicklungskonzept. Dieses 
setzt eine exakte Bestandsaufnahme voraus. In einem Freiflächenentwicklungskonzept 
ist darzulegen, welche strategischen Ziele die Stadt verfolgt. Das Konzept sollte insbe-
sondere die demografische Entwicklung, andere Fachplanungen sowie den aktuellen und 
zukünftigen Flächenverbrauch berücksichtigen. Es sollte die strategischen und operati-
ven Ziele der Stadt abbilden.  

• Informationen zur Bürgerzufriedenheit liegen in Lage ebenfalls noch nicht vor. Für eine 
zielgerichtete Freiflächenentwicklungsplanung sind Kenntnisse über die Beurteilung der 
kommunalen Grünflächen durch den Bürger wichtig. Bei der Festlegung der strategi-
schen Ziele sollte daher auch berücksichtigt werden, ob und welche Veränderungen aus 
Sicht der Bürger wünschenswert sind.   

• Die Stadt Lage hat bislang weder strategische noch operative Ziele formuliert.  
Die Verwaltungsführung sollte (auch) für die Entwicklung ihrer Grünflächen Ziele formu-
lieren und dokumentieren. Mögliche Ziele sind die Reduzierung der Pflege- und Unterhal-
tungsaufwendungen um x Prozent, der Wert- und Substanzerhalt des Vermögens, Ver-
besserung des Klimaschutzes, die Attraktivierung bestimmter Bereiche etc. sein. Auf der 
Fachebene (Steuerungseinheit/en wie ein Grünflächenamt, nicht Bauhof) sind sodann 
operative Ziele zu definieren, die sich an den strategischen Zielen orientieren müssen; 
diese sollten so präzise wie möglich, aber auch realistisch und insbesondere messbar 
sein. 

• Ein Grünflächeninformationssystem (GRIS) ist in Lage nur ansatzweise für Spiel- und 
Bolzplätze vorhanden. Ferner gibt es im Fachteam Bauhof als auch in der Anlagenbuch-
haltung Auflistungen von kommunalen Grünflächen; diese sind aber jeweils nicht voll-
ständig und auch nicht deckungsgleich.  
Ein GRIS sollten die steuerungsrelevanten Informationen aller kommunalen Grünflächen 
enthalten. Die Stadt Lage sollte die Informationen zu allen anderen kommunalen Grünflä-
chen sammeln, die bislang vorliegenden Informationen überprüfen und ergänzen und alle 
Daten im GRIS zusammenführen. Zu den erforderlichen Informationen zählen insbeson-
dere Art, Lage und Größe der Flächen, Aufteilung der Flächen nach verschiedenen Ve-
getationsarten etc., Pflegestandards (Maßnahmen und Häufigkeiten, ggf. Pflegeklassen) 
sowie Unterhaltungsaufwendungen.  

• Die Stadt Lage hat bislang auch noch keine Standards für die Unterhaltung und Pflege ih-
rer Grünflächen festgelegt. Die Festlegung von Pflegestandards dient der Erhaltung/ 
Erreichung eines funktionsfähigen Zustands der Grünflächen; sie sollte sich ebenfalls an 
der strategischen Ausrichtung der Kommune orientieren. Die Stadt Lage sollte flächen-
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spezifisch definieren, welche Pflegearbeiten mit welchen Pflegehäufigkeiten durchzufüh-
ren sind. 

• Kostenrechnungen für die kommunalen Grünflächen sind steuerungsseitig in Lage eben-
falls nicht vorhanden. Lediglich im Bauhof erfolgt eine Stundenaufzeichnung der dort er-
brachten Leistungen (u.a. Grünpflege); eine Aufteilung auf Kostenstellen bzw. Kostenträ-
ger erfolgt aber auch dort nicht. 
In der Kostenrechnung sind die für die Aufgabenerledigung entstehenden Kosten voll-
ständig zu erfassen und verursachungsgerecht auf Kostenstellen zu verteilen. Dies gilt 
bezogen auf die Leistungen der Grünpflege sowohl für den manuellen Bereich (Bauhof) 
als auch für die Steuerungseinheiten (z.B. Grünflächenamt, Sportamt, Jugendamt).   

• Aufgrund der weitgehend fehlenden Grunddaten können in Lage auch noch keine steue-
rungsrelevanten Kennzahlen gebildet werden.  
(Belastbare) Kennzahlen können aufzeigen, ob und wo Optimierungsmöglichkeiten be-
stehen. Sie versetzen die Stadt in die Lage, zu ermitteln, welche Leistungen des Bauho-
fes ggf. soweit optimiert werden können, dass sie mit denen des freien Marktes konkur-
renzfähig sind bzw. welche – trotz möglicher Optimierungen - am freien Markt wirtschaft-
licher einzukaufen sind (make or buy). Sie bilden somit eine wesentliche Basis für Wirt-
schaftlichkeitsentscheidungen. 
Sobald die Datenlage aufbereitet ist sollte die Stadt Lage steuerungsrelevante Kennzah-
len definieren und diese regelmäßig, ggf. auch unterjährig auswerten. Mögliche Kennzah-
len könnten die Aufwendungen je m² Rasenpflege in Park- und Gartenanlage, Aufwen-
dungen für Spielgräte je m² Spielplatz oder je Spielgerät und Pflegeaufwand Straßen-
bäume je m² Straßenbegleitgrün oder je Baum sein. 

• Auch ein Berichtswesen gegenüber der Verwaltungsführung ist hinsichtlich der Grünflä-
chen in Lage noch nicht vorhanden; dies ist wegen der fehlenden Controlling-Grundlagen 
derzeit auch nur begrenzt möglich. Das Berichtswesen soll neben den Aufwendungen 
auch die Zielerreichung dokumentieren, Abweichungen darstellen und begründen. 

• Zwischen dem Fachbereichen und dem Bauhof besteht aktuell kein klassisches  Auftrag-
geber-Auftragnehmer-Verhältnis. Eine Verrechnung der Leistungen des Bauhofes findet 
nicht statt. 
Das Auftraggeber-Auftragnehmer-Verhältnis setzt zunächst einen Auftrag mit detaillierter 
Leistungsbeschreibung voraus. Dies gilt sowohl für Einzelaufträge als auch für Dauerauf-
träge. Es erfordert ferner eine Abrechnung der erbrachten Leistungen. Die Abrechnung 
sollte auf der Basis von Leistungspreisen erfolgen und den geleisteten Personal-, Fahr-
zeug- und Geräteeinsatz (Stunden), die Stundenverrechnungssätze, verbrauchtes Mate-
rial sowie den Gesamtaufwand ausweisen. 
Nur wenn der Bauhof - wie ein externer Dritter - seine Leistungen auch tatsächlich über 
Leistungspreise verrechnet, ist ein realistischer Vergleich mit dem freien Wettbewerb 
möglich und auch nur dann kann eine Aussage darüber getroffen werden, ob die Leis-
tungen durch den Bauhof wirtschaftlich erbracht werden. Die Kalkulation von Leistungs-
preisen erfordert zwingend eine Kostenträgerrechnung. 

• Wirtschaftlichkeitsbetrachtungen und Vergleiche finden bislang nicht statt.  
Ziel sollte es sein, zu ermitteln, in welchen Bereichen eine Konkurrenzfähigkeit des Bau-
hofes mit den Anbietern des freien Marktes besteht bzw. erreicht werden kann und wel-
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che Leistungen aus wirtschaftlichen Gründen künftig eher fremd vergeben werden soll-
ten. 

Gesamtbetrachtung Grünflächen 

Die Analyseergebnisse und wesentlichen Handlungsempfehlungen zusammengefasst: 

• Aufgrund der bei der Stadt Lage fehlenden Informationen zu Flächen und Aufwendungen 
scheidet ein interkommunaler Kennzahlenvergleich aus. Die Ausführungen beschränken 
sich daher allein auf die Organisation und Steuerung der Grünflächenpflege. 

• Die Organisation und Steuerung der Stadt Lage weist bezogenen auf die Unterhaltung 
und Pflege ihrer kommunalen Grünflächen noch erhebliches Optimierungspotenzial auf. 
Dies bedeutet nicht gleichzeitig, dass auch bei der Erbringung der manuellen Leistungen 
im Bauhof Defizite bestehen; die Betrachtung der Leistungserbringung im Bauhof ist nicht 
Gegenstand dieser Prüfung.  
Als ersten Schritt sollte die Stadt Lage ein Grünflächenkataster erstellen. Es bildet die 
Datengrundlage für die Planung, Entwicklung und Unterhaltung der Grünflächen und 
Freiflächen. Sie sollte die Bündelung der Aufgaben in eine Steuerungseinheit anstreben, 
insbesondere aber sicherstellen, dass alle Grünflächen in einem System erfasst werden. 

• Im zweiten Schritt sollte die Weiterentwicklung zu einem Grünflächeninformationssystem 
erfolgen. Dazu sollte die Stadt Lage die im Kataster enthaltenen Geo- und Fachdaten  
um weitere Fachdaten ergänzen (siehe oben). Ferner sollte sie darin die Aufwandsdaten 
flächenspezifisch erfassen. Im Idealfall sollte sie dort auch  Pflegestandards hinterlegen, 
auf deren Basis Leistungsverzeichnisse erstellt werden können.  

• Zur weiteren Entwicklung der Grünflächen sollte die Verwaltungsführung strategische 
Ziele formulieren, die sich in die Zielhierarchie der Kommune einbetten und mittel- bis 
langfristig in ein Freiflächenentwicklungskonzept münden. 

• Daneben sind  auf der Fachebene operative Ziele zu definieren, die aus den strategi-
schen Zielen abgeleitet werden. Die Ziele müssen so präzise wie möglich, aber auch rea-
listisch und insbesondere messbar sein. 

• Parallel dazu ist eine Kostenrechnung einzuführen, die es ermöglicht, die vollständig er-
fassten Kosten verursachungsgerecht auf die einzelnen Nutzungsformen zu verteilen. 
Ziel ist es, die für die einzelnen Bereiche entstehenden Kosten abzubilden und im Ideal-
fall eine weitergehende Aufschlüsselung nach Vegetationsarten vorzunehmen. 

• Darauf aufbauend sind steuerungsrelevante Kennzahlen zu bilden und regelmäßig, ggf. 
auch unterjährig auszuwerten. Die Auswertungsergebnisse sind zum Anlass zu nehmen, 
die Standards zu überprüfen und ggf. anzupassen. 

• Bei der Beauftragung des städtischen Bauhofes sollte – wie bei der Auftragsvergabe an 
den freien Markt – ein Auftraggeber-Auftragnehmer-Verhältnis bestehen. Dies setzt einen 
Auftrag mit detaillierter Leistungsbeschreibung voraus sowie eine verursachungsgerechte 
Abrechnung der erbrachten Leistungen. 
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• Grundsätzlich sollte in regelmäßigen Abständen ein Wirtschaftlichkeitsvergleich zwischen 
den Leistungen des Bauhofes und denen des freien Marktes erfolgen. Damit soll ausge-
lotet werden, in welchen Bereichen der Bauhof mit Fremdunternehmen konkurrenzfähig 
ist oder soweit optimiert werden kann, dass er es wird. Diese Erkenntnisse sollten dafür 
genutzt werden zu entscheiden, welche Leistungen die Kommune besser fremd verge-
ben werden sollte und welche Auswirkungen dies auf den Personalbestand im städti-
schen Bauhof hat. 

� KIWI-Bewertung 
Die GPA NRW bewertet das Handlungsfeld Grünflächen der Stadt Lage mit dem In-
dex 1. 

 

Sportaußenanlagen 

Die GPA NRW betrachtet hier kommunale – also in der Bilanz ausgewiesene - Sportplatzanla-
gen im Sinne der DIN 18035-1 (Sportplätze, Teil 1: Freianlagen für Spiele und Leichtathletik, 
Planung und Maße). Wir beziehen auch Sportanlagen ein, deren Pflege und Unterhaltung ganz 
oder teilweise an die Vereine übertragen worden sind. Stadien wie auch Spiel- und Bolzplätze 
finden an dieser Stelle keine Berücksichtigung. 

Strukturen 

Die Stadt Lage besitzt insgesamt 11 Sportaußenanlagen an 10 Standorten mit einer Gesamtflä-
che von rund 162.305 m². Die Rasenpflege wurde auf die nutzenden Vereine übertragen. Das 
speziell für Leichtathletik ausgestattete Carl-Heinz Reiche Stadion wurde in diesem Vergleich 
nicht berücksichtigt.  

Strukturkennzahlen Sportaußenanlagen im interkommun alen Vergleich 2012 

Kennzahl Lage 
Mini-
mum 

Maxi-
mum 

Mittel-
wert 

1.  
Quartil 

2. Quartil 
(Median) 

3.  
Quartil 

Anzahl 
Werte 

Fläche Sportaußen-
anlagen je Einwoh-
ner in m² 

4,65 1,38 17,11 5,64 3,24 5,23 7,30 29 

Sportnutzfläche 
Sportplätze je Ein-
wohner in m² 

2,14 0,60 5,42 2,50 1,54 2,39 3,30 31 

Die Kennzahlen machen deutlich, dass das Angebot an Sportaußenanlagen insgesamt und an 
Sportplätzen im Besonderen auf gering unterdurchschnittlichem Niveau liegt. Die Sportnutzflä-
che der Sportplätze liegt ebenfalls  unterhalb des Mittelwertes der bisher geprüften Kommunen. 

Mit der demografischen Entwicklung kommen auch im Hinblick auf die Sportstättenbedarfspla-
nung neue Herausforderungen auf die Städte und Gemeinden zu. Mit dem Rückgang der bis zu 
40-Jährigen und einem Zuwachs der 60-75-Jährigen verlagert sich das Sportverhalten in der 
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Bevölkerung von z.B. Fußball in Richtung Wandern oder Fitness/Gesundheit. Dies gilt auch für 
die Stadt Lage. 

� Empfehlung 
Die Stadt Lage sollte eine zukunftsorientierte Sportstättenbedarfsplanung aufstellen, die der 
demografischen Entwicklung und den damit einhergehenden Veränderungen des Sportver-
haltens in der Bevölkerung Rechnung trägt.  
Wir empfehlen eine Wirtschaftlichkeitsuntersuchung für alle Sportanlagen um den jährlichen 
Aufwand transparent für alle Bürger der Stadt Lage darzustellen. 
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Erfüllungsgrad Grünflächenmanagement – Park- und Ga rtenanlagen 

  Fragen Erfüllungsgrad 
 Bewertung / 
Skalierung 

Gewichtung erreichte Punkte Optimalwert 

1 Erfolgt die Aufgabenerledigung im Bereich der Grünflächen zentral? nicht erfüllt 0 2 0 6 

2 Liegt ein Freiflächenentwicklungskonzept vor? nicht erfüllt 0 2 0 6 

3 Gibt es Informationen zur Bürgerzufriedenheit? nicht erfüllt 0 1 0 3 

4 Bestehen Zielvorgaben durch die Verwaltungsführung? nicht erfüllt 0 2 0 6 

5 
Wurden operative Ziele für die Unterhaltung der Grünflächen gesetzt 
und dokumentiert? 

nicht erfüllt 0 3 0 9 

6 
Gibt es ein zentrales (produktübergreifendes) Grünflächeninformati-
onssystem (GIS/GRIS)?  

nicht erfüllt 0 3 0 9 

7 Sind Standards für die Unterhaltung der Grünflächen definiert? nicht erfüllt 0 3 0 9 

8 Ist eine Kostenrechnung implementiert? nicht erfüllt 0 3 0 9 

9 Werden Kennzahlen (u. a. zur Wirtschaftlichkeit) erhoben? nicht erfüllt 0 2 0 6 

10 Ist ein Berichtswesen vorhanden? nicht erfüllt 0 2 0 6 

11 Besteht ein eindeutiges Auftraggeber-Auftragnehmer-Verhältnis? ansatzweise erfüllt 1 3 3 9 

12 
Werden die Aufwendungen des Bauhofes als Leistungspreise ver-
rechnet? 

nicht erfüllt 0 3 0 9 

13 
Wird die Aufgabenerledigung einer regelmäßigen Wirtschaftlich-
keitsbetrachtung unterzogen? 

nicht erfüllt 0 2 0 6 

  Punktzahl gesamt 3 93 

  Erfüllungsgrad gesamt in Prozent  3 

 



�  Stadt Lage  �  Grünflächen  �    

Seite 12 von 14 

Erfüllungsgrad Grünflächenmanagement – Spiel- und B olzplätze 

  Fragen Erfüllungsgrad 
 Bewertung / 
Skalierung 

Gewichtung erreichte Punkte Optimalwert 

1 Erfolgt die Aufgabenerledigung im Bereich der Grünflächen zentral? nicht erfüllt 0 2 0 6 

2 Liegt ein Freiflächenentwicklungskonzept vor? nicht erfüllt 0 2 0 6 

3 Gibt es Informationen zur Bürgerzufriedenheit? nicht erfüllt 0 1 0 3 

4 Bestehen Zielvorgaben durch die Verwaltungsführung? ansatzweise erfüllt 1 2 2 6 

5 
Wurden operative Ziele für die Unterhaltung der Grünflächen gesetzt 
und dokumentiert? 

nicht erfüllt 0 3 0 9 

6 
Gibt es ein zentrales (produktübergreifendes) Grünflächeninformati-
onssystem (GIS/GRIS)?  

ansatzweise erfüllt 1 3 3 9 

7 Sind Standards für die Unterhaltung der Grünflächen definiert? nicht erfüllt 0 3 0 9 

8 Ist eine Kostenrechnung implementiert? nicht erfüllt 0 3 0 9 

9 Werden Kennzahlen (u. a. zur Wirtschaftlichkeit) erhoben? nicht erfüllt 0 2 0 6 

10 Ist ein Berichtswesen vorhanden? nicht erfüllt 0 2 0 6 

11 Besteht ein eindeutiges Auftraggeber-Auftragnehmer-Verhältnis? ansatzweise erfüllt 1 3 3 9 

12 
Werden die Aufwendungen des Bauhofes als Leistungspreise ver-
rechnet? 

nicht erfüllt 0 3 0 9 

13 
Wird die Aufgabenerledigung einer regelmäßigen Wirtschaftlich-
keitsbetrachtung unterzogen? 

nicht erfüllt 0 2 0 6 

  Punktzahl gesamt 8 93 

  Erfüllungsgrad gesamt in Prozent 9 
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Erfüllungsgrad Grünflächenmanagement – Straßenbegle itgrün 

  Fragen Erfüllungsgrad 
 Bewertung / 
Skalierung 

Gewichtung erreichte Punkte Optimalwert 

1 Erfolgt die Aufgabenerledigung im Bereich der Grünflächen zentral? nicht erfüllt 0 2 0 6 

2 Liegt ein Freiflächenentwicklungskonzept vor? nicht erfüllt 0 2 0 6 

3 Gibt es Informationen zur Bürgerzufriedenheit? nicht erfüllt 0 1 0 3 

4 Bestehen Zielvorgaben durch die Verwaltungsführung? nicht erfüllt 0 2 0 6 

5 
Wurden operative Ziele für die Unterhaltung der Grünflächen gesetzt 
und dokumentiert? 

nicht erfüllt 0 3 0 9 

6 
Gibt es ein zentrales (produktübergreifendes) Grünflächeninformati-
onssystem (GIS/GRIS)?  

ansatzweise erfüllt 1 3 3 9 

7 Sind Standards für die Unterhaltung der Grünflächen definiert? nicht erfüllt 0 3 0 9 

8 Ist eine Kostenrechnung implementiert? nicht erfüllt 0 3 0 9 

9 Werden Kennzahlen (u. a. zur Wirtschaftlichkeit) erhoben? nicht erfüllt 0 2 0 6 

10 Ist ein Berichtswesen vorhanden? nicht erfüllt 0 2 0 6 

11 Besteht ein eindeutiges Auftraggeber-Auftragnehmer-Verhältnis? ansatzweise erfüllt 1 3 3 9 

12 
Werden die Aufwendungen des Bauhofes als Leistungspreise ver-
rechnet? 

nicht erfüllt 0 3 0 9 

13 
Wird die Aufgabenerledigung einer regelmäßigen Wirtschaftlich-
keitsbetrachtung unterzogen? 

nicht erfüllt 0 2 0 6 

  Punktzahl gesamt  6 93 

  Erfüllungsgrad gesamt in Prozent  6 
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� Kontakt 

Gemeindeprüfungsanstalt Nordrhein-Westfalen 

Heinrichstraße 1, 44623 Herne 

Postfach 10 18 79, 44608 Herne 
t 0 23 23/14 80-0 
f 0 23 23/14 80-333 
e info@gpa.nrw.de 
i www.gpa.nrw.de 


